AbgeordnetenhausBERLIN Drucksache 19/2180
22.01.2025

19. Wahlperiode

Antrag

der Fraktion der CDU und der Fraktion der SPD

Anderung des Landeswahlgesetzes und weiterer wahlbezogener Vorschriften
Das Abgeordnetenhaus wolle beschliel3en:

Funfzehntes Gesetz zur Anderung des Landeswahlgesetzes und
weiterer wahlbezogener Vorschriften

vom

Artikel 1
Anderung des Landeswahlgesetzes

Das Landeswahlgesetz vom 25. September 1987, zuletzt ge&ndert durch Gesetz vom [...]
(GVBI. S. [...]) wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltsiibersicht wird wie folgt geandert:
a) Nach der Angabe zu § 6a wird folgende Eingabe eingefugt:
,»8 6b Unvereinbarkeit beruflicher Funktionen und Beschrankung der Wéhlbar-
keit*.
b) Die Angabe zu 8 10 wird wie folgt gefasst:
»~Wahlteilnahme, Wahlvorschlége, Unterstltzungsunterschriften®.
c) Die Angabe zu § 13a wird gestrichen.
d) Die Angabe zu § 14 wird wie folgt gefasst:
.8 14 Anderung von Wahlvorschligen®.
e) Nach der Angabe zu § 19 wird folgende Angabe eingefugt:
,»8 19a Ausscheiden von Gewéhlten, Nachfolge im Mandat*.
f) Die Angabe zu § 24 wird wie folgt gefasst:
»8 24 (weggefallen)*.
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9)

h)

i)
)
K)

Die Angabe zum Vierten Abschnitt wird wie folgt gefasst:
»Vierter Abschnitt
(1) Wahlorganisation®.
Die Angabe zur § 26 wird durch folgende Angaben ersetzt:
»8 26 Wahlorgane
8 26a Bestellung der Wahlausschusse und der Wahlvorstande
8§ 26b Bestellung und Aufgaben der Wahlleitungen
§ 26¢ Landeswahlalmt
§ 26d Bezirkswahlamter
8§ 26e Neben- und ehrenamtliche Tétigkeit, Datenerhebung
8 26f Aufwandsentschadigung fir den Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin
§ 26g Geltung fiir bundesweite Wahlen*,
In der Angabe zum Flinften Abschnitt werden die Worter ,,und Tatigkeit in den Wahl-
organen* gestrichen.
Die Angabe zu § 35 wird wie folgt gefasst:
»8 35 Formvorschriften®.
Die Angabe zu § 36 wird gestrichen.

In § 1 Absatz 2 Satz 1 werden die Worter ,,vom 3. Mai 2013 (BGBI | S. 1084), das zuletzt

durch Artikel 9 des Gesetzes vom 2. Februar 2016 (BGBI. | S. 130) geandert worden ist*
gestrichen.

In § 1 Absatz 3 werden die Worter ,,auch in den Féllen, in denen die Gefangenen weder in

der Anstalt noch unter einer anderen Anschrift gemeldet sind.* gestrichen.

a)

b)
c)

d)

§ 3 Absatz 1 Satz 3 wird aufgehoben.

§ 5 wird wie folgt gedndert:

Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) Nach dem Wort ,,Landeswahlleiter* werden die Worter ,,oder die Landeswahllei-
terin® eingefugt.

bb) Nach dem Wort ,,Bezirkswahlleiter” werden die Worter ,,oder die zustandige Be-
zirkswahlleiterin® eingeflgt.

Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben.

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Die nach der abschlieBenden Feststellung des Wahlergebnisses Gewahlten
erwerben die Mitgliedschaft mit dem Zusammentritt des neu gewéhlten Abgeordne-
tenhauses, wenn sie nicht vorher die Annahme durch schriftliche, unwiderrufliche Er-
klarung gegenuber dem Landeswahlleiter oder der Landeswahlleiterin beziehungs-
weise dem Bezirkswabhlleiter oder der Bezirkswahlleiterin abgelehnt haben.*

Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Erbringen Gewdhlte den nach § 6b Absatz 2 und 5 erforderlichen Nachweis
nicht innerhalb von 14 Tagen nach der abschliefenden Feststellung des Wahlergeb-
nisses, so gilt die Wabhl als abgelehnt.”

Es wird ein neuer Absatz 4 angeflgt:

»(4) Bei einer Listennachfolge (8 19a) wird die Mitgliedschaft mit Eingang der
schriftlichen Annahmeerklarung beim Landeswabhlleiter oder der Landeswahlleiterin
beziehungsweise dem Bezirkswahlleiter oder der Bezirkswahlleiterin erworben, je-
doch nicht vor Ausscheiden der urspriinglich gewéhlten Person. Geht die Erklarung
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nicht innerhalb von 14 Tagen nach der Benachrichtigung geméal? Absatz 1 ein, gilt die
Wabhl als abgelehnt. Absatz 3 gilt entsprechend mit der MaRgabe, dass die Frist mit
dem Zugang der Benachrichtigung gemaR Absatz 1 beginnt.*

6. 86 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 Nummer 4 und 5 werden wie folgt gefasst:
+A. wenn sie berufen wurden, obwohl sie die VVoraussetzungen der Wéhlbarkeit nicht
erfullen oder sonst zu Unrecht berufen wurden (Ungultigkeit des Erwerbs der
Mitgliedschaft),

5. vorbehaltlich abweichender MaRgaben in der Wahlprifungsentscheidung im
Falle einer Wiederholungswahl oder in sonstigen Féllen durch Neufeststellung
des Wahlergebnisses, wenn sie nach dem neu festgestellten Wahlergebnis nicht
gewadhlt sind,*.

b) In Absatz 1 Ziffer 8 wird die Angabe ,,§ 26 durch die Angabe ,,8 6b* ersetzt.
c) In Absatz 1 Ziffer 9 wird die Angabe ,,8 26“ durch die Angabe ,,8 6b* ersetzt.

7. In §6a Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,,8 20 Absatz 2 und 3 durch die Angabe ,,8 21
ersetzt.

8. Nach § 6a wird folgender § 6b eingefiigt:
11§ 6b
Unvereinbarkeit berufliche Funktionen und Beschrankung der Wéhlbarkeit

(1) Mit dem Erwerb der Mitgliedschaft im Abgeordnetenhaus scheiden folgende Per-
sonen aus ihrer beruflichen Funktion aus:

1. Unmittelbare Landesbeamte und -beamtinnen mit Dienstbezligen und vergleichbare

Beschaftigte des Landes Berlin,

2. Beamte, Beamtinnen und Beschaftigte beim Abgeordnetenhaus, des Rechnungshofs
und der Gerichtsverwaltungen,

3. Berufsrichter und Berufsrichterinnen, die im Dienst des Landes Berlin stehen,

4. der oder die Berliner Datenschutzbeauftragte, Beamte, Beamtinnen und Beschaftigte
des oder der Berliner Datenschutzbeauftragten,

5. der oder die Burger- und Polizeibeauftragte, Beamte, Beamtinnen und Angestellte des
oder der Birger- und Polizeibeauftragten,

6. Mitglieder eines Bezirksamtes.

(2) Mitglieder und deren standige Stellvertreter eines zur Geschaftsflihrung berufenen
Organs einer der Aufsicht des Landes Berlin unterstehenden Korperschaft, Anstalt oder
Stiftung des 6ffentlichen Rechts oder eines privatrechtlichen Unternehmens, an dem das
Land Berlin oder eine seiner Aufsicht unterstehende Korperschaft, Anstalt oder Stiftung
des offentlichen Rechts maligeblich beteiligt ist, kénnen nicht zugleich dem Abgeordne-
tenhaus angehoren. Eine maligebliche Beteiligung ist gegeben bei einer Beteiligung von
mehr als einem Viertel der Vermdgensanteile oder einer sonstigen Absicherung eines be-
stimmenden Einflusses durch Vertrag, Satzung oder andere verbindliche Regelung. Natr-
liche Personen nach Satz 1 haben mit der Abgabe der Erklarung tber die Annahme ihrer
Wahl in das Abgeordnetenhaus den Nachweis zu erbringen, dass sie spatestens mit Erwerb
der Mitgliedschaft einer der Ausubung des Mandats entgegenstehenden beruflichen Tétig-
keit nicht weiter nachgehen.

(3) Absatz 1 findet auf hauptberufliche Professoren und Professorinnen keine Anwen-
dung.
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10.

(4) Beamte und Beamtinnen mit Dienstbezligen und vergleichbare Beschéftigte der
Bezirksverwaltung kdnnen nicht Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlung dessel-
ben Bezirks sein. Satz 1 gilt nicht fir die Mitglieder des Bezirksamtes fiir die Ubergangs-
zeit von dem Beginn der Wahlperiode bis zum Ablauf ihrer bisherigen Amtszeit, langstens
bis zur Ernennung nach ihrer Wiederwahl in das Bezirksamt desselben Bezirks. Berufs-
richter und Berufsrichterinnen im Dienste des Landes Berlin, der oder die Berliner Daten-
schutzbeauftragte, Beamte, Beamtinnen und Beschaftigte des Berliner Datenschutzbeauf-
tragten sowie als Mitglieder und Prifer des Rechnungshofs tatige Personen kdnnen nicht
Mitglieder einer Bezirksverordnetenversammlung sein.

(5) Die in Absatz 4 aufgefiihrten Personen haben mit der Abgabe der Erklarung tber
die Annahme ihrer Wabhl in die Bezirksverordnetenversammlung den Nachweis zu erbrin-
gen, dass sie spatestens mit Erwerb der Mitgliedschaft aus der beruflichen Funktion aus-
scheiden, die einer Ausubung des Mandats entgegensteht.”

§ 10 wird wie folgt gedndert:
a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

»~Wahlteilnahme, Wahlvorschlége, Unterstltzungsunterschriften®.

b) In Absatz 1 werden die Worter ,,in der Fassung vom 31. Januar 1994 (BGBI. I S. 149)
gestrichen.

c) InAbsatz 2 Satz 1 und Satz 3 sowie in Absatz 3 Satz 2 werden jeweils nach dem Wort
»Landeswahlleiter* die Worter ,,oder der Landeswahlleiterin® eingefugt.

d) Absatz 6 Satz 3 wird aufgehoben.

e) In Absatz 8 Satz 1 werden die Worter ,,mit Hauptwohnung gemeldet sind* ersetzt
durch die Worter ,,ihren Wohnsitz (8 1 Absatz 2 und 3) haben®.

f) Nach Absatz 10 wird ein neuer Absatz 11 eingefugt:

(11),,Landeslisten von Parteien mussen von dem Landesvorstand, Kreiswahlvor-
schldage und Bezirkslisten von dem Vorstand des zustandigen Bezirks- oder Kreisvor-
standes unterzeichnet sein. Hat die Partei keine VVorstande auf Bezirksebene, so ist die
Unterschrift von dem Vorstand der néchsthdheren ortlichen Gliederung zu leisten.*

g) Der bisherige Absatz 11 wird Absatz 12 und wie folgt gefasst:

»(12)War die einreichende Partei bereits in der letzten Wahlperiode ununterbro-
chen als Partei im Abgeordnetenhaus oder im Deutschen Bundestag vertreten, bedarf
es neben den Vorstandsunterschriften keiner weiteren Unterstlitzungsunterschriften
nach den Absatzen 8 und 9.

h) Der bisherige Absatz 12 wird Absatz 13.

§ 12 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das erste Komma ersetzt durch die Worter ,,Der Landesvor-
stand der Partei entscheidet landesweit einheitlich, ob stimmberechtigt die Mitglieder
sind,*

b) Im neuen Absatz 1 Satz 2 werden wird nach den Wortern ,,wahlberechtigt sind* ein
Komma eingefiigt und nach dem Wort ,,oder* die Worter ,,die Mitglieder, die* einge-
flgt.

c) Nach dem neuen Absatz 1 Satz 2 werden folgende Sétze eingefugt:

»,Besteht in der Partei kein Landesvorstand, entscheidet der zustéandige Kreis- oder Be-
zirksvorstand. Jedes Mitglied darf sich nur an der Abstimmung auf einer Versamm-
lung beteiligen; die Stimmabgabe auf einer weiteren Versammlung ist unwirksam.*

d) Der bisherige Satz 2 wird zum neuen Absatz 2; der bisherige Satz 3 wird zum neuen
Absatz 3, die bisherigen Sétze 4 und 5 werden zum neuen Absatz 4.
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11.

12.

13.

14.

€)

f)

9)

Im neuen Absatz 4 wird Satz 1 wie folgt gefasst: ,,Die Mitglieder oder Delegierten, die
die Wahlvorschldge aufstellen, missen zu diesem Zeitpunkt zum Abgeordnetenhaus
von Berlin wahlberechtigt sein.*

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 5, der bisherige Absatz 3 wird Absatz 6, der bis-
herige Absatz 4 wird Absatz 7.

Im neuen Absatz 6 wird das Wort ,,Wahlkreisvorschlage* durch das Wort ,,Wahlvor-
schlage” ersetzt.

§ 13a wird aufgehoben.

§ 14 wird wie folgt geéndert:

a)
b)

d)

Die Uberschrift von § 14 wird wie folgt gefasst:
~Anderung von Wahlvorschlagen“.
Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Fallt eine auf einem Wahlkreisvorschlag benannte Person zwischen der Ein-
reichung des Wahlvorschlages und der Wahl aus (Tod, Verlust der Wahlbarkeit) oder
erklart sie, dass sie von der Kandidatur zur(cktritt, so tritt an ihre Stelle die erste Per-
son aus der Bezirksliste oder der Landesliste derselben Partei, die nicht bereits in ei-
nem Wabhlkreis kandidiert. Unberticksichtigt bleiben Personen, die nicht mehr Mit-
glied der Partei sind, die die Liste eingereicht hat, es sei denn, sie haben schon bei ihrer
Aufstellung dieser Partei nicht angehort; § 17 Absatz 5 gilt entsprechend. Ist fur einen
Wahlkreisvorschlag keine Ersatzperson vorhanden, so féllt er aus; die auf diesen
Wahlkreisvorschlag abgegebenen Stimmen sind ungltig.*

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Der Rucktritt von der Kandidatur ist gegenliber dem Landeswabhlleiter oder
der Landeswahlleiterin beziehungsweise der zustandigen Bezirkswahlleiterin oder
dem zustandigen Bezirkswahlleiter schriftlich zu erklaren. Die Ricktrittserklarung
kann nicht widerrufen werden. Nach der Zulassung des Wahlvorschlages ist der Riick-
tritt ausgeschlossen.*

Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Auf den Ausfall eines Wahlkreisvorschlages oder das Nachriicken einer Er-
satzperson in einen Wahlkreisvorschlag zwischen seiner Zulassung und der Wahl soll
durch Anschlége in den Wahllokalen des betroffenen Wahlkreises und im Internet hin-
gewiesen werden; ein Neudruck der Stimmzettel oder eine Berticksichtigung in der
Wahlbekanntmachung ist nicht erforderlich.*

Die bisherigen Absétze 4 bis 6 werden aufgehoben.
Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefiigt:

»(4) Das Recht der Parteien, vor Ablauf der Einreichungsfrist nach den Vorschrif-
ten der Landeswahlordnung neue Wahlvorschlage einzureichen oder die Wahlvor-
schlage zu andern, bleibt unberihrt; fir die neuen oder gednderten Wahlvorschlage
muss die gleiche Anzahl von Unterstutzungsunterschriften im Sinne des § 10 Absatz 8
eingereicht werden wie fur den urspriinglichen Wahlvorschlag. § 10 Absatz 12 bleibt
unberdhrt.*

In § 15 Absatz 3 Nummer 1 werden nach dem Wort ,,rechtzeitig” die Worter ,,beim zustan-
digen Bezirkswahlamt* eingefugt.

§ 17 wird wie folgt geéndert:

a)

Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:



Abgeordnetenhaus von Berlin Seite 6 Drucksache 19/2180
19. Wahlperiode

15.

16.

17.

»,von der Gesamtzahl der zu vergebenden Sitze wird die Zahl der erfolgreichen Be-
werber und Bewerberinnen im Wahlkreis abgezogen, die von einzelnen Wahlberech-
tigten oder von einer Partei, die bei der Sitzverteilung nicht zu berticksichtigen ist,
vorgeschlagen wurden, oder die am Wahltag nicht mehr Mitglied der vorschlagenden
Partei waren, es sei denn sie haben schon bei ihrer Aufstellung dieser Partei nicht an-
gehort.”

b) In Absatz 2 Satz 5 und in Absatz 3 Satz 6 werden jeweils die Worter ,,vom Landes-
wahlleiter* ersetzt durch die Worter ,,vom Landeswahlleiter oder der Landeswahllei-
terin in 6ffentlicher Sitzung*.

c) In Absatz 4 wird Satz 4 wie folgt gefasst:

»Unberlcksichtigt bleiben dabei Personen,

1. die in einem Wahlkreis gewahlt worden sind,

2. die verstorben oder nicht mehr wéhlbar sind,

3. die gegenuber dem Landeswahlleiter oder der Landeswahlleiterin schriftlich erklart
haben, die Wahl nicht annehmen zu wollen,

4. die nicht mehr Mitglied der Partei sind, die die Liste eingereicht hat, es sei denn, sie
haben schon bei ihrer Aufstellung dieser Partei nicht angehort.*

d) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefugt:

»(1) InFallen des Absatz 4 Ziffer 4 gilt die Parteimitgliedschaft als fortbestehend,
wenn nicht die aufstellende Partei das Ausscheiden spatestens in der Sitzung des Lan-
deswahlausschusses schriftlich mit VVorlage geeigneter Nachweise beim Landeswahl-
leiter oder der Landeswahlleiterin angezeigt hat.”

In § 18 wird nach dem Wort ,,abgegebenen das Wort ,,glltigen* eingefugt.

Nach § 19 wird folgender § 19a eingefiigt:
»8 19a
Ausscheiden von Gewéhlten, Nachfolge im Mandat

(1) Wenn eine gewahlte Person nach der Wahl stirbt, die Wahl nicht annimmt oder
aus dem Abgeordnetenhaus ausscheidet, tritt an ihre Stelle die n&chste zu berufende Person
aus der Bezirks- oder Landesliste der Partei, fur die die Person bei der Wahl aufgetreten
ist. Ist die Liste, auf der die ausgeschiedene Person aufgestellt worden ist, erschopft, bleibt
der Sitz unbesetzt.

(2) Unbericksichtigt bleiben Personen, die die Wahlbarkeitsvoraussetzungen (8§ 1
und 4) nicht mehr erfullen oder nicht mehr Mitglied der Partei sind, die die Liste eingereicht
hat, es sei denn, sie haben schon bei ihrer Aufstellung dieser Partei nicht angehort.

(3) Ist die ausgeschiedene Person aus einem Wahlkreisvorschlag gewahlt worden und
keine Ersatzperson aus einer Liste vorhanden, so findet unverziglich, spatestens innerhalb
von drei Monaten nach dem Ausfall, in diesem Wahlkreis eine Ersatzwahl (8 20 Absatz 2
und 3) statt. Die Ersatzwahl unterbleibt, wenn feststeht, dass innerhalb von sechs Monaten
das Abgeordnetenhaus neu gewéhlt wird.*

§ 20 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,,Stimmbezirken* durch das Wort ,,Wahlbezirken*
und wird nach dem Wort ,,Landeswahlleiter” die Worter ,,oder die Landeswabhlleite-
rin“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe ,,8 14 Absatz 5* ersetzt durch die Angabe ,,§8 19a Ab-
satz 3* und es werden nach dem Wort ,,Landeswahlleiter* die Worter ,,oder die Lan-
deswahlleiterin“ eingefligt.
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18. § 21 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,.findet* die Worter ,,unbeschadet des Absatzes
3" eingeflgt.
bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

»Personen, die zwischenzeitlich verstorben sind oder das Wahlrecht verloren
haben, sind aus dem Wabhlverzeichnis, Personen, die zwischenzeitlich verstorben
sind oder die Wahlbarkeit verloren haben, sind aus den Wahlvorschlégen zu strei-
chen.”

cc) Es wird folgender Satz 3 angefiigt:
,»Aus Listenwahlvorschlagen sind aul3erdem Personen zu streichen, die nicht mehr
Mitglied der Partei sind, die den Wahlvorschlag eingereicht hat, es sei denn, sie
haben schon bei ihrer Aufstellung dieser Partei nicht angehort; 8 17 Absatz 5 gilt
entsprechend.”
c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz eingefigt:
»(3) Die Anpassung der Wahlvorschldage nach Absatz 2 erfolgt durch den zustandigen
Wahlausschuss.
d) Der bisherige Absatz 3 wird zu Absatz 4; in dessen Satz 3 werden nach dem Wort
»Landeswahlleiter* die Worter ,,oder die Landeswahlleiterin®“ eingefligt.
e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

19. In 8 22 Absatz 2 wird nach den Wortern ,,drei vom Hundert der* das Wort ,,glltigen” ein-
geflgt.

20. § 23 wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 1 Satz 3 werden nach dem Wort ,,Landeswahlleiter* die Worter ,,oder der
Landeswabhlleiterin® eingefiigt.
b) In Absatz 1 Satz 4 wird das Wort ,,s0“ gestrichen.
c) In Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz eingeflgt:
,»8 12 Absatz 1 Satz 2 und 3 gelten entsprechend.”

21. 8§ 24 wird aufgehoben.

22. § 25 wird wie folgt gefasst:
7 § 25
Verweisungen

§ 10 Absatz 4 Satz 2, Absatz 7, 10, 11 und 13, 88 11, 12 Absatz 5 und 7, 88 13, 14,
815 Absatz 2 und 3, 8 17 Absatz 2 Sétze 2 bis 5, Absatz 4 Satz 4 Nummer 2 bis 4 und
Satz 5, Absatz 5, § 19a Absatz 1 und 2, § 20 Absatz 1 und 8§ 21 finden entsprechende An-
wendung.*

23. Der Vierte Abschnitt wird wie folgt gefasst:
»Vierter Abschnitt
Wabhlorganisation

826
Wahlorgane

(1) Wahlorgane sind
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1. der Landeswahlausschuss und der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin und
ihre Stellvertretung flr das Wahlgebiet,

2. der Bezirkswahlausschuss und der Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswabhlleiterin und
ihre Stellvertretung flr jeden Bezirk (Wahlkreisverband),

3. der Wahlvorsteher oder die Wahlvorsteherin und der Wahlvorstand fir jeden Wahlbe-
zirk und jeden Briefwahlbezirk.

(2) Die Mitglieder der Wahlorgane miissen zum Deutschen Bundestag oder zum Ab-
geordnetenhaus von Berlin wahlberechtigt sein. Sie sind bei der Erfullung ihrer Aufgaben
unabhdngig und weisungsfrei, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. Sie
sind zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit Gber die
ihnen bei ihrer amtlichen Téatigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten verpflichtet.

(3) Die Namen und dienstlichen Anschriften der Wahlleiter und Wahlleiterinnen, der
Stellvertreter und Stellvertreterinnen sowie die Namen und gegebenenfalls Amtsbezeich-
nungen der Mitglieder der Wahlausschiisse macht die fur Inneres zustéandige Senatsverwal-
tung im Amtsblatt fur Berlin bekannt.

§ 26a
Bestellung der Wahlausschisse und der Wahlvorstande

(1) Die Mitglieder des Landeswahlausschusses werden von dem Landeswabhlleiter o-
der der Landeswahlleiterin, die Mitglieder der Bezirkswahlausschisse von dem Bezirks-
wahlleiter oder der Bezirkswahlleiterin rechtzeitig vor der Wahl fur die ndchste Wahlperi-
ode berufen. Die Wahlvorstdnde werden rechtzeitig vor der Wahl vom Bezirkswahlamt
berufen.

(2) Der Landeswahlausschuss besteht aus dem Landeswahlleiter oder der Landes-
wahlleiterin als dem oder der VVorsitzenden, sechs Wahlberechtigten und zwei Richterinnen
oder Richtern am Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg als weiteren Mitgliedern.
Fiur jedes Mitglied ist eine Stellvertretung zu bestellen. Die stellvertretenden Mitglieder
sind teilnahme- und redeberechtigt, aber nur im Vertretungsfall antrags- und stimmberech-
tigt.

(3) Der Bezirkswahlausschuss besteht aus dem Bezirkswahlleiter oder der Bezirks-
wahlleiterin als dem oder der Vorsitzenden und sechs im Bezirk Wahlberechtigten als wei-
teren Mitgliedern. Absatz 2 Satz 2 und 3 gelten entsprechend.

(4) Der Wahlvorstand besteht aus

dem Wabhlvorsteher oder der Wahlvorsteherin,

dem stellvertretenden Wahlvorsteher oder der stellvertretenden Wahlvorsteherin,
dem Schriftfihrer oder der Schriftfuhrerin,

dem stellvertretenden Schriftfiinrer oder der stellvertretenden Schriftfiihrerin,

einem bis funf Beisitzenden,

weiteren, nicht stimmberechtigten Hilfspersonen nach Bedarf.

(5) Bei der Auswahl der nichtrichterlichen Mitglieder der Wahlausschiisse sollen die
Vorschlége der im Abgeordnetenhaus vertretenen Parteien entsprechend ihrem Anteil an
den Zweitstimmen bei der letzten Wahl zum Abgeordnetenhaus in dem Gebiet, fur das der
Ausschuss gebildet ist, berticksichtigt werden. Die richterlichen Mitglieder des Landes-
wahlausschusses und ihre Stellvertretenden werden auf Vorschlag des Préasidiums des
Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg berufen.

(6) Vertrauenspersonen von Wahlvorschlagen, Wahlbewerber und Wahlbewerberin-
nen durfen nicht zu Mitgliedern von Wahlausschissen oder Wahlvorstanden bestellt wer-
den, in deren Bezirk oder Wahlbezirk deren Wahlvorschlage eingereicht wurden oder in
denen sie zur Wahl stehen. Niemand darf Mitglied in mehr als einem Wahlorgan sein.

BRI S
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8 26b
Bestellung und Aufgaben der Wahlleitungen

(1) Spétestens sechs Monate vor einem Wahltag werden der Landeswahlleiter oder
die Landeswahlleiterin und der oder die Stellvertretende vom Senat und der Bezirkswahl-
leiter oder die Bezirkswahlleiterin und der oder die Stellvertretende vom zustandigen Be-
zirksamt auf unbestimmte Zeit bestellt. Das Amt endet mit der Abberufung oder der Be-
stellung eines Nachfolgers oder einer Nachfolgerin.

(2) Die Wabhlleiter und Wahlleiterinnen nehmen die ihnen in diesem Gesetz und in
der Landeswahlordnung ausdriicklich zugewiesenen Aufgaben unabhdngig, weisungsfrei
und in eigener Verantwortung wahr. Sie fuhren die Geschéfte des Landeswahlausschusses
beziehungsweise der Bezirkswahlausschusse.

(3) Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin ist verantwortlich fur die ord-
nungsgemélie Vorbereitung und Durchfiihrung der Wahlen in Berlin. Er oder sie koordi-
niert und kontrolliert die T&tigkeit der anderen Wahlorgane und -behdrden hinsichtlich der
gleichmaRigen Anwendung der wahlrechtlichen VVorschriften. Im Interesse einer einheitli-
chen Wahlvorbereitung und -durchfiihrung gibt er oder sie Hinweise zu rechtlichen und
technischen Fragen der Wahlorganisation und fiihrt regelméfiiige Abstimmungen mit den
Bezirkswahlleitungen durch. Er oder sie kann Anordnungen gegentiber den Bezirkswahl-
leitern und Bezirkswahlleiterinnen erlassen, um einheitliche Standards fir Abldufe und
Prozesse zur Wahlvorbereitung und -durchfiihrung sicherzustellen. Er oder sie ist gegen-
uber dem Landeswahlamt weisungsberechtigt.

(4) Der Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin ist verantwortlich flr die ord-
nungsgemélie Vorbereitung und Durchfihrung der Wahlen in seinem oder ihrem Bezirk.
Er oder sie ist gegentiber dem Bezirkswahlamt weisungsberechtigt.

(5) Das Landeswahlamt, die Bezirkswabhlleiter und Bezirkswahlleiterinnen sowie die
Bezirkswahlamter sind dem Landeswahlleiter oder der Landeswahlleiterin, das Bezirks-
wahlamt ist dem Bezirkswabhlleiter oder der Bezirkswahlleiterin jederzeit zur Auskunft zu
allen die Wahlen betreffenden Angelegenheiten verpflichtet.

(6) Bei der Erflillung seiner oder ihrer Aufgaben unterliegt der Landeswabhlleiter oder
die Landeswahlleiterin der Aufsicht durch die flr Inneres zustdndige Senatsverwaltung.
Bei der Erfullung seiner oder ihrer Aufgaben unterliegt der Bezirkswahlleiter oder die Be-
zirkswahlleiterin der Aufsicht des Bezirksamtes.

(7) Soweit die Wahlorgane ihre Aufgaben unabhdngig und weisungsfrei wahrneh-
men, beschrankt sich die Aufsicht nach Absatz 6 auf die Einhaltung der rechtlichen Vor-
gaben. Zur Erfullung ihrer Aufgaben kann die Aufsichtsbehdrde von den Wahlorganen an-
lassbezogene Auskiinfte verlangen. Verstolit ein Wahlorgan nach Auffassung der Auf-
sichtsbehdrde gegen rechtliche Vorgaben und leistet es trotz schriftlicher Aufforderung
durch die Aufsichtsbehtrde keine Abhilfe, kann diese eine Entscheidung des Verfassungs-
gerichtshofs beantragen. Im Ubrigen gelten fiir die den Wahlorganen (ibertragenen Ver-
waltungsaufgaben nach Absatz 3 die Vorschriften des § 8 Absatz 2 und Absatz 3 a) und b)
AZG entsprechend.

(8) Der Landeswabhlleiter oder die Landeswahlleiterin hat ein VVortragsrecht beim Re-
gierenden Bulrgermeister oder der Regierenden Burgermeisterin und berichtet dem fiir In-
neres zustandigen Senatsmitglied und dem Abgeordnetenhaus jeweils sechs und drei Mo-
nate vor einer Wahl, mindestens einmal im Jahr, tber den Stand der Wahlvorbereitung. Er
oder sie legt dem Abgeordnetenhaus nach jeder Wahl einen Bericht tiber deren organisato-
rischen Verlauf vor. Der Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin hat ein VVortrags-
recht beim Bezirksblrgermeister oder der Bezirksbirgermeisterin. Er oder sie berichtet
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dem fur Wahlen zustandigen Mitglied des Bezirksamtes jeweils sechs und drei Monate vor
einer Wahl, mindestens einmal im Jahr Gber den Stand der Wahlvorbereitung.

§ 26¢
Landeswahlamt

(1) Beider fir Inneres zustandigen Senatsverwaltung wird ein stdndiges Landeswahl-
amt eingerichtet. Es ist zustandig fur die gesamtstadtischen Verwaltungsaufgaben bei der
Vorbereitung und Durchfiihrung der Wahlen. Dazu gehort insbesondere:

1. Erarbeitung von einheitlichen Standards und Leitlinien fir Abldufe und Prozesse in
den Wahlamtern,

2. Gestaltung und Beschaffung der Stimmzettel und, soweit erforderlich, weiterer Mate-
rialien und Dienstleistungen,

3. Beschaffung und Bereitstellung der zur Wahlvorbereitung, -durchfiihrung und zur Er-

gebniserfassung erforderlichen IT,

Erstellung von Schulungsunterlagen fir Wahlhelfende,

Veroffentlichungen, die nach dem Landeswahlgesetz oder der Landeswahlordnung

von der fur Inneres zustandigen Senatsverwaltung zu veranlassen sind,

6. zentrale Aufgaben der Gewinnung, Erfassung und Sicherung von R&aumlichkeiten fur

Wahllokale,

zentrale Aufgaben der Gewinnung und Bindung von Wahlhelfenden,

Beratung der Mitarbeitenden der Bezirkswahlamter,

Koordination und Qualitatssicherung,

Unterstitzung bei der wissenschaftlichen Begleitung und Untersuchung von Wabhlen,

Unterstitzung des Landeswahlleiters oder der Landeswabhlleiterin bei der Presse- und

Offentlichkeitsarbeit.

Das Landeswahlamt unterrichtet den Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin

laufend Uber seine Tatigkeit.

(2) Das Landeswahlamt unterstitzt den Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin
bei der Wahrnehmung seiner oder ihrer Aufgaben.

(3) Die Hauptverwaltung unterstiitzt den Landeswahlleiter oder die Landeswabhlleite-
rin sowie das Landeswahlamt bei der Erfullung ihrer Aufgaben. Die Finanzierung von
Wahlen ist ein Jahr vor dem Wahltermin sicherzustellen.

S

R 2 © 00~
Ro©®:

§ 26d
Bezirkswahlamter

(1) In jedem Bezirk wird ein stdndiges Bezirkswahlamt eingerichtet und dauerhaft
ausgestattet. Es ist zustandig fiir die ortlichen Verwaltungsaufgaben bei der VVorbereitung
und Durchfihrung der Wahlen, soweit nicht das Landeswahlamt zusténdig ist oder eine
Aufgabe wegen ihrer gesamtstadtischen Bedeutung tbernimmt. Dazu gehdren insbeson-
dere:
die den Bezirkswahlamtern in der Landeswahlordnung tbertragenen Aufgaben,
Bereitstellung und Ausstattung von Wahlrdumen,

Gewinnung und Schulung von Wahlhelfenden,

Organisation und Durchfiihrung der Briefwahl im Bezirk,
Erfassung der Ergebnisse der Auszahlung,

Auszahlung von Aufwandsentschadigungen fiur die Wahlhelfenden,
Qualitatssicherung gemeinsam mit dem Landeswahlamt.

NogakownpE
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(2) Das Bezirkswahlamt unterstutzt den Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleite-
rin bei der Wahrnehmung seiner oder ihrer Aufgaben.

(3) Die Bezirksdmter, insbesondere die flur die Wahlen zustéandigen Bezirksstadtrate,
unterstutzen den Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin sowie die Bezirkswahlam-
ter bei der Erfullung ihrer Aufgaben.

(4) Die Vorbereitung und Durchfiihrung der Wahlen liegt im dringenden Gesamtin-
teresse Berlins gemaél § 13a des Gesetzes Uber die Zustandigkeiten in der allgemeinen Ber-
liner Verwaltung. Das Eingriffsrecht in Wahlangelegenheiten wird von der flr Inneres zu-
stdndigen Senatsverwaltung ausgetibt und kann auch die Einhaltung von Leitlinien und
Anordnungen des Landeswahlleiters oder der Landeswahlleiterin betreffen. Er oder sie ist
vorher zu horen.

§ 26e
Neben- und ehrenamtliche Tatigkeit; Datenerhebung

(1) Die Mitglieder der Wahlorgane und die Unterstlitzungskrafte der Wahlausschusse
und der Wahldmter nehmen ihre Aufgaben ehren- oder nebenamtlich wahr. Zur Ubernahme
eines Amtes sind alle zum Abgeordnetenhaus Wahlberechtigten verpflichtet. Hiervon sind
ausgenommen:

1. die Mitglieder des Abgeordnetenhauses und des Senats,

2. die Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlungen und der Bezirksdmter,

3. Geistliche, Arzte und Arztinnen, Tierarzte und Tierarztinnen, Apotheker und Apothe-
kerinnen, Entbindungspfleger und Hebammen,

4. Personen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben,

5. Personen, die glaubhaft machen, dass ihnen die Firsorge flr ihre Familie die Aus-
ubung des Amtes unmdglich macht,

6. Personen, die glaubhaft machen, dass sie aus dringenden beruflichen Griinden, durch

Krankheit oder Gebrechen verhindert sind, das Amt ordnungsgemal auszudiben.

(2) Tritt der Hinderungsgrund nachtréglich ein, so ist dies der zustdndigen Behorde
unverziglich mitzuteilen und ihr gegentber glaubhaft zu machen. Das gleiche gilt, wenn
ein Mitglied nach seiner Berufung die Wahlberechtigung zum Deutschen Bundestag und
zum Abgeordnetenhaus verliert. Die mit dem Amt verbundenen Pflichten zur Teilnahme
an den Sitzungen bestehen bis zur Abberufung.

(3) Mitglieder, die am Sitzungstag aus dringenden beruflichen Griinden, durch
Krankheit oder vergleichbar gewichtigen Grund an der Teilnahme gehindert sind, haben
dies rechtzeitig vor Beginn der Sitzung der berufenden Stelle glaubhaft zu machen, die
dann die Stellvertretung benachrichtigt. Stellvertretende Mitglieder sind nur im Vertre-
tungsfall zur Teilnahme verpflichtet.

(4) Die Behorden und sonstigen Stellen des Landes Berlin sind berechtigt und auf
Anforderung verpflichtet, den fur die Durchfihrung der Wahlen zustandigen Stellen An-
gehorige ihrer Verwaltung zu benennen, die zur Tatigkeit in den Wahlvorstanden geeignet
sind.

(5) Die Mitglieder der Wahlvorstande sind vor der Wahl (ber ihre Aufgaben zu un-
terrichten, um einen ordnungsgemaiien Ablauf der Wahlhandlung sowie die Ermittlung
und Feststellung des Wahlergebnisses sicherzustellen.

§ 26f
Aufwandsentschédigung fur den Landeswabhlleiter oder die Landeswahlleiterin

(1) Fur die Amtsausiibung werden der Landeswabhlleiter oder die Landeswahlleiterin
sowie der Stellvertreter oder die Stellvertreterin von ihren Dienstherren oder Arbeitgebern
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24,

25.

26.

im erforderlichen Umfang unter Fortzahlung der Besoldung und Vergiitung freigestelit.
Durch die Ubernahme oder Wahrnehmung der Aufgabe diirfen keine Nachteile im Arbeits-
oder Dienstverhaltnis entstehen.

(2) Wird das Amt ehrenamtlich ausgetibt, werden dem privaten Arbeitgeber das wei-
tergewahrte Arbeitsentgelt, die Arbeitgeberanteile der Beitrage zur Sozial- und Arbeitslo-
senversicherung sowie die Arbeitgeberanteile zur betrieblichen Altersversorgung anteilig
erstattet.

(3) Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin sowie der Stellvertreter oder
die Stellvertreterin erhalten neben der Freistellung flr ihre Té&tigkeit eine angemessene
Aufwandsentschédigung, sofern sie nicht im unmittelbaren Dienst des Landes Berlin ste-
hen. Die Hohe der Aufwandsentschadigung setzt der Senat durch Beschluss jeweils fur die
Dauer von flnf Jahren fest. Die VVorschriften tiber die Hohe und Ablieferung einer fir eine
Nebentatigkeit gezahlten Aufwandsentschadigung finden keine Anwendung.

§ 269
Geltung fur bundesweite Wahlen

Die Vorschriften der 88§ 26b Absatz 3 bis 8, 26¢, 26d und 26f Giber die Aufgaben und
Zusténdigkeiten bei der verwaltungsmaRigen Vorbereitung und Durchfiihrung von Wahlen
gelten auch fir Wahlen zum Deutschen Bundestag und zum Européischen Parlament, so-
weit bundesrechtlich nichts Abweichendes bestimmt ist. An die Stelle der Bezirkswahllei-
tungen treten die Kreiswahlleiter oder Kreiswahlleiterinnen, deren Ortliche Zustandigkeit
von dem Landeswahlleiter oder der Landeswahlleiterin festgelegt wird.*

In der Uberschrift des Fiinften Abschnitts werden die Worter ,,und Tétigkeit in den Wahl-
organen* gestrichen.

In § 29 werden die Worter ,,SchlieBung aller Wahllokale* ersetzt durch die Worter ,,dem
Ende der regularen Wahlzeit*.

§ 30 wird wie folgt gefasst:
11§ 30
Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Die Bezirksdmter und Bezirkswahlausschiisse sowie der Landeswahlausschuss
durfen die personenbezogenen Daten, die in den Wahlvorschlédgen nach § 23 und auf den
Unterschriftsblattern anzugeben sind (8 10 Absatz 4, 5, 8, 9 und 12), verarbeiten, soweit
dies zur Entscheidung tber die Zulassung der Wahlvorschlédge und der Bewerberinnen und
Bewerber erforderlich ist. Dabei diirfen die Bezirksémter und Bezirkswahlausschiisse auch
die Daten nach Satz 1 von betroffenen Personen verarbeiten, die ihren Wohnsitz nicht in
dem jeweiligen Bezirk haben. Die gespeicherten Daten sind spatestens sechs Monate nach
der Wahl zu léschen, soweit sie nicht flr ein verfassungsgerichtliches Wahlprufungsver-
fahren von Bedeutung sein kdnnen.

(2) Das Bezirksamt ist zur Vorbereitung allgemeiner Wahlen in Berlin befugt, eine
Datei von Wahlberechtigten anzulegen, die zur Tatigkeit in den Wahlvorstéanden verpflich-
tet und geeignet sind. Zu diesem Zweck durfen folgende Merkmale verarbeitet werden:

1. Name

2. Anschrift

3. Geburtsdatum

4. Telefon- oder Mobilfunknummer, E-Mail-Adresse
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27.

28.

29.

5. Beruf
6. Dbisherige Mitwirkung in Wahlvorstdnden und in welcher Funktion
7. Kontoverbindungsdaten.

(3) Die Daten dirfen dem Landeswahlamt zum Zweck der Gewinnung und Bindung
von Wabhlhelfenden tUbermittelt werden.

(4) Das Bezirksamt darf die Daten nach Absatz 3 Nummer 1 und 4 dem zustandigen
Wahlvorstand zur Abstimmung vor dem und am Wabhltag Gbermitteln.*

8§ 31 Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

a) In Ziffer 2 werden die Worter ,,der Landeswahlleiter” ersetzt durch die Worter ,,das
Landeswahlamt®.

b) In Ziffer 3 Buchstabe a) werden die Worter ,,die Senatsverwaltung fiir Inneres* ersetzt
durch die Worter ,,das Landeswahlamt*,

In § 33 werden folgende Sétze 2 und 3 angefiigt:
»Der Wahltag soll nicht in den Schulferien liegen. § 21 Absatz 4 Satz 1 bleibt unberthrt*.

§ 34 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden das Semikolon sowie die Worter ,,in ihr kénnen auch die in
diesem Gesetz und in der Wahlordnung bestimmten Fristen und Termine fur den Fall
einer vorzeitigen Beendigung der Wabhlperiode des Abgeordnetenhauses abgekuirzt
werden* gestrichen; die neuen Sétze 2 und 3 werden folgt gefasst:

HEr trifft insbesondere Bestimmungen Uber

1. die Tatigkeit, Zustandigkeit, Beschlussfahigkeit und das Verfahren der Wahlor-
gane,

2. die Berufung in ein Wahlehrenamt, tber Erfrischungsgelder und den Ersatz von
Auslagen fur Inhaber von Wahlehrendmtern und tber das Bu3geldverfahren,

3. die Wahlzeit,

4. die Bildung der Wahlbezirke und ihre Bekanntmachung,

5. die einzelnen Voraussetzungen fur die Aufnahme in die Wahlerverzeichnisse, de-
ren Flhrung, Berichtigung und Abschluss, tber die Einsicht in die Wahler-ver-
zeichnisse, tber den Einspruch und die Beschwerde gegen das Wahlerverzeichnis
sowie ber die Benachrichtigung der Wahlberechtigten,

6. die einzelnen Voraussetzungen fir die Erteilung von Wahlscheinen, deren Aus-
stellung, tiber den Einspruch und die Beschwerde gegen die Ablehnung von Wahl-
scheinen,

7. den Nachweis der Wahlrechtsvoraussetzungen,

8. Einreichung, Inhalt und Form der Wahlvorschldge sowie der dazugehérigen Un-
terlagen, Gber ihre Priifung, die Beseitigung von Mangeln, ihre Zulassung, die Be-
schwerde gegen Entscheidungen sowie die Bekanntgabe der Wahlvorschlége,

9. Formund Inhalt des Stimmzettels und Gber den Stimmzettelumschlag,

10. Bereitstellung, Einrichtung und Bekanntmachung der Wahlrdume sowie uber
Wahlschutzvorrichtungen und Wahlzellen,

11. die Stimmabgabe, auch soweit besondere Verhaltnisse besondere Regelungen er-
fordern,

12. die Briefwabhl,

13. die Abgabe und Aufnahme von Versicherungen an Eides statt,

14. die Wahl in Kranken- und Pflegeanstalten, Kléstern, gesperrten Wohnstatten so-
wie sozialtherapeutischen und Justizvollzugsanstalten,
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15. die Auszéhlung der Stimmen und ihre Nachprifung durch die Wahlorgane,

16. die Feststellung der Wahlergebnisse, ihre Weitermeldung und Bekanntgabe sowie
die Benachrichtigung der Gewdhlten,

17. die Durchfiihrung von Nach-, Ersatz- und Wiederholungswahlen sowie die Beru-
fung von Nachfolgern,

18. die Berechnung von Fristen und Terminen.

In der Landeswahlordnung kénnen auch die in diesem Gesetz bestimmten Fristen und

Termine fur den Fall einer vorzeitigen Beendigung der Wahlperiode des Abgeordne-

tenhauses abgekirzt werden und von diesem Gesetz abweichende Regelungen fur die

gleichzeitige Durchfuhrung der Wahlen mit Bundestags- oder Europawahlen getroffen

werden.*

b) In Absatz 2 werden die Worter ,,die Senatsverwaltung fur Inneres* durch die Worter
»die fur Inneres zustandige Senatsverwaltung im Benehmen mit dem Landeswahlleiter
oder der Landeswahlleiterin® ersetzt.

30. Nach § 34 wird folgender § 35 eingefiigt:
’1§ 35
Formvorschriften

Soweit in diesem Gesetz oder in der Landeswahlordnung nichts anderes bestimmt ist,
mussen vorgeschriebene Erklarungen persdnlich und handschriftlich unterzeichnet sein
und bei der zustandigen Stelle im Original vorliegen.*

31. 8§ 36 wird aufgehoben.

) Artikel 2
Anderung des Gesetzes tiber den Verfassungsgerichtshof

Das Gesetz Uber den Verfassungsgerichtshof (VerfGHG) vom 8. November 1990, zuletzt ge-
andert durch Gesetz vom [...], wird wie folgt geéndert:

1. In 8 14 wird nach Ziffer 1 folgende Ziffer eingeftgt:
»la. bei Meinungsverschiedenheiten Uber die Aufgabenwahrnehmung von Wahlorga-
nen,*.
2. In der Uberschrift des Zweiten Abschnitts wird nach der Angabe ,,§ 14 Nummer* die An-
gabe ,,1a,* eingeflgt.
3. 840 wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 2 werden nach Ziffer 1a folgende Ziffern eingefiigt:
,»1b. MaRnahmen der fur Inneres zustandigen Senatsverwaltung oder des Bezirksamtes
die Unabhangigkeit des Landeswahlleiters oder der Landeswahlleiterin beziehungs-
weise eines Bezirkswahlleiters oder einer Bezirkswahlleiterin verletzt hatten,
1c. die Wahlorgane bei der Vorbereitung und Durchfihrung von Aufgaben, die sie
unabh&ngig und weisungsfrei wahrnehmen, gegen rechtliche VVorgaben verstol3en,*.
b) In Absatz 3 werden nach Ziffer 1 folgende Ziffern eingefiigt:
»la. in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 1b von dem Landeswahlleiter oder der
Landeswabhlleiterin beziehungsweise von dem betroffenen Bezirkswahlleiter oder der
Bezirkswabhlleiterin,
1b. in den Féllen des Absatzes 2 Nummer 1c von der fir Inneres zustdndigen Senats-
verwaltung oder vom Bezirksamt,“.
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c)

a)
b)

c)

a)

b)

Es wird folgender Absatz 4 eingefugt: ,,Der Einspruch ist in den Fallen des Absatzes
2 Nummer 1 und 2 bis 8 innerhalb eines Monats nach der Bekanntmachung des Wahl-
ergebnisses im Amtsblatt fur Berlin schriftlich beim Verfassungsgerichtshof einzule-
gen und zugleich zu begrtinden. Der Einspruch ist in den Féllen des Absatzes 2 Num-
mer l1a innerhalb von vier Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung des Landes-
wahlausschusses nach 8 10 Absatz 2 Satz 3 des Landeswahlgesetzes zu erheben und
zugleich zu begrunden. Bei gemeinschaftlichen Einspriichen muss ein Bevollméchtig-
ter benannt sein. Der Einspruch kann in den Fallen des Absatz 2 Nummer 1b und c
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe oder Ergreifen der MaRnahme gestellt wer-
den. Der Einspruch kann jederzeit zuriickgenommen werden. Fir den Présidenten des
Abgeordnetenhauses und die Bezirksverordnetenvorsteher beginnt die Frist mit ihrer
Wahl. Beim spéateren Erwerb eines Sitzes und in den Féllen des Absatzes 2 Nr. 5 be-
ginnt der Lauf der Frist mit der Bekanntmachung im Amtsblatt fir Berlin, beim Ver-
lust des Sitzes mit der Zustellung der Entscheidung nach § 6 Absatz 3 des Landes-
wahlgesetzes.“

8§ 41 wird wie folgt geéndert:

In der Uberschrift wird nach dem Wort ,,Beteiligte” das Wort ,,Verfahren“ angefigt.
Satz 1 wird zu Absatz 1, Satz 2 wird zu Absatz 2.
Es wird ein neuer Absatz angeflgt:

»(3) Es gilt der Amtsermittlungsgrundsatz*.

8§ 42 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

Nach Ziffer 1a wird folgende Ziffer 1b eingefiigt:

»-im Falle des § 40 Absatz 2 Nummer 1b und 1c auf Aufhebung der Malinahme, soweit
sie rechtswidrig ist, auf Rickgangigmachung der Malinahme, wenn die Malinahme
bereits vollzogen wurde, oder auf Feststellung, dass die Malinahme rechtswidrig war,
soweit ein Interesse an der Feststellung besteht,*.

In Ziffer 7 wird nach dem Wort ,,(Wahlkreisverband)“ das Wort ,,oder” durch ein
Komma ersetzt und nach dem Wort ,Wahlkreis* werden die Worter ,,oder Wahlbe-
zirk* sowie nach diesen Wortern ein Komma eingeftigt.

Nach Ziffer 7 werden die folgenden Sétze 1 bis 4 angefugt:

»~Wenn ein Wahlfehler die Sitzverteilung nur entweder im Abgeordnetenhaus oder in
einer Bezirksverordnetenversammlung beeinflusst hat, ist die Entscheidung auf Un-
gultigkeit der Wahl geméal Ziffer 1 und 7 nur fir die jeweils betroffene Wahl auszu-
sprechen. Eine Ungultigkeit der Wahl im Wahlgebiet kann nach dem Gebot des Ge-
ringstmoglichen Eingriffes nur erklart werden, soweit die Wahldurchfuhrungsfehler
nach § 40 Absatz 2 Nr. 7 und 8 die Mehrheitsverhéltnisse im Abgeordnetenhaus so
verandert werden, dass das Bestandsinteresse des Parlaments hinter dem Korrekturin-
teresse zurlcktritt. Unabhangig von der Schwere des Wahlfehlers ist Mandatsrelevanz
nur gegeben, wenn sich eine Auswirkung des Wabhlfehlers auf die Sitzverteilung als
eine nach der allgemeinen Lebenserfahrung konkrete und nicht ganz fernliegende
Maoglichkeit darstellt. Hierbei ist das potentielle Wahlverhalten zwar nicht im Sinne
einer exakten Ubertragung des Wahlergebnisses, wohl aber im Sinne einer groben Ori-
entierung zu berucksichtigen.*
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) Artikel 3
Anderung des Bezirksverwaltungsgesetzes

Das Bezirksverwaltungsgesetz in der Fassung vom 10. November 2011, zuletzt gedndert durch
Gesetz vom 27. August 2021 (GVBI. S. 982), wird wie folgt gedndert:

§ 49 wird wie folgt gefasst:
’1§ 49
Wiederholungswahlen

Veréndert sich infolge einer Wiederholungswahl die Zusammensetzung der Bezirks-
verordnetenversammlung, werden deren Vorstand sowie das Bezirksamt fur die verblei-
bende Legislaturperiode neu gewéhlt. Die Ausschiisse kénnen neu gebildet werden.*

Artikel 4
Anderung des Gesetzes uiber die Rechtsverhaltnisse
der Bezirksamtsmitglieder (Bezirksamtsmitgliedergesetz)

Das Gesetz uber die Rechtsverhéltnisse der Bezirksamtsmitglieder (Bezirksamtsmitgliederge-
setz - BAMG) in der Fassung vom 1. April 1985, zuletzt gedndert durch Gesetz vom 15. No-
vember 2022 (GVBI. S. 621), wird wie folgt ge&ndert:

8§ 4 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:

a) Nach den Wortern ,,Wahlperiode (8 5 Abs. 2 Satz 2 des Bezirksverwaltungsgesetzes)*
werden die Worter ,,oder nach einer Wiederholungswahl* eingefligt.

b) Nach den Wortern ,,die neu* werden die Worter ,,oder teilweise neu* eingefugt.

c) Nach den Wortern ,,das Bezirksamt wahlt* werden die Worter ,,(8 49 Bezirksverwal-
tungsgesetz)“ eingeflgt.

Artikel 5
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiundung in Kraft.

Begrundung:
A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die Pannen bei den verbundenen Wahlen zum Deutschen Bundestag, zum Abgeordnetenhaus
von Berlin und zu den Bezirksverordnetenversammlungen am 26. September 2021 haben die
Notwendigkeit gezeigt, die Organisation von Wahlen in Berlin grundlegend auf den Prifstand
zu stellen. Zu diesem Zweck hat der Senat eine Expertenkommission eingesetzt, die am 6. Juli
2022 ihren Abschlussbericht vorgelegt hat. Zudem sind bei der VVorbereitung und Durchfiihrung
der nach dem Urteil des Verfassungsgerichtshofes von Berlin (VerfGH Berlin) vom 16. No-
vember 2022 notwendig gewordenen Wiederholungswahl am 12. Februar 2023 mehrere Un-
stimmigkeiten im geltenden Recht zutage getreten, die im Lichte der dabei gemachten Erfah-
rungen bereinigt werden sollen.
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Als wesentlicher Befund der Expertenkommission kann im Hinblick auf die Organisation der
Wahlen zusammenfassend festgestellt werden, dass die Rollen- und Verantwortungsbereiche
der verschiedenen Akteure auf Landes- und Bezirksebene nicht hinreichend deutlich definiert
sind, es an allgemeinen Standards flr die Wahlorganisation und -prozesse sowie strukturell an
Controlling mangelt. Der Landeswabhlleiter ist als ,,Konig ohne Land“ ohne Entscheidungs- und
Durchsetzungsrechte und dennoch flir den Erfolg verantwortlich. Strukturell spiegelt sich in der
Wabhlorganisation der Wahlen 2021 ein gravierendes Organisationsproblem der zweistufigen
Verwaltung Berlins wider, das durch die Problematik unabhangiger, aber teils rechtloser Wahl-
organe uberlagert wird. Als Losung schlagt die Expertenkommission neben der Einrichtung
eines Landeswahlamtes und standiger Bezirkswahldmter verschiedene Weisungs-, Auskunfts-
und Vorspracherechte des Landeswahlleiters vor. Der VerfGH Berlin hat mit Urteil vom
16. November 2022 ausgefiihrt, dass — auf der Grundlage der bisher geltenden Regelungen —
der Landeswabhlleiter die Gesamtverantwortung fur Wahlen tragt, die aufsichtfiihrende Senats-
verwaltung fir Inneres in diesem Zusammenhang jedoch eine Mitverantwortung hat. Der Er-
folg der weitgehend storungsfreien Wiederholungswahlen ist vor allem einer dichten Steue-
rung, eines Controllings und des kooperativen Zusammenwirkens von Landeswahlleitung und
Bezirken zu verdanken.

Die gewonnenen Erkenntnisse erfordern rechtliche Anpassungen und Klarstellungen. Die ge-
setzliche Neuregelung hat zum Ziel, kinftig klare und nachhaltige gesetzliche Rahmenbedin-
gungen flr die Wahlorganisation Berlins als einer gesamtstadtischen Aufgabe zu schaffen.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Die bisher nur rudimentdr in der Landeswahlordnung angesiedelten Regelungen zur Wahlorga-
nisation werden ergénzt und umgestaltet. Die Neuregelung erfolgt unmittelbar durch den Ge-
setzgeber, weil es sich um wesentliche Regelungen handelt, die auch Weisungsrechte zwischen
Wahlorganen und Verwaltung und zwischen Hauptverwaltung und Bezirken beinhalten. Die
neuen Vorschriften werden in einem neuen Abschnitt 4 des Gesetzes zusammengefasst (88 26
ff).

Im Sinne der Prazisierung der Verantwortlichkeiten und Durchsetzungsbefugnisse sind fol-

gende Akteure zu berucksichtigen:

— Landeswahlleiter/Landeswahlleiterin (LWL), Landeswahlausschuss (LWAs) Landeswahl-
amt (LWA), Senats-Innenverwaltung (Senlnn)

— Bezirkswahlleiter/Bezirkswahlleiterin (BWL), Bezirkswahlausschuss (BWAs) Bezirks-
wahlamt (BWA), Bezirksamt (BA)

Folgende Aufgabenkomplexe miissen zugeordnet werden:

—  Wabhldurchfiihrung i.e.S. (Zulassung von Wahlvorschlagen, Ergebnisfeststellung etc.):
Diese sind in den Wahlgesetzen explizit geregelt und einzelnen Wahlorganen (Wahlleitun-
gen und Wahlausschiissen) zugewiesen. Insoweit sind Weisungsrechte der Verwaltung
grundsatzlich ausgeschlossen. Aus der Entscheidung des VerfGH Berlin folgt allerdings
eine Pflicht zur Beobachtung und Kontrolle sowie - sofern erforderlich - ein anlasshbezoge-
nes Hinwirken auf rechtmaRiges Handeln unter Beachtung verfassungsrechtlicher Zuriick-
haltung. Auch die Wahlorgane bewegen sich nicht im rechtsfreien Raum, sondern sind an
die gesetzlichen VVorgaben gebunden. Eine Rechtskontrolle beschrankt sich dabei nicht auf
das Ergebnis der Wahl, sondern greift auch bei der Wahlvorbereitung. Allerdings muss die
Entscheidung in diesem Bereich allein dem VerfGH Berlin vorbehalten bleiben, um jeden
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politischen Einfluss der Regierung auf die Wahlen i.e.S. zu vermeiden. Die Aufsicht der
Innenverwaltung beschrankt sich daher auf die Uberpriifung der RechtméaRigkeit der Wahl-
durchfuhrung und der Mdglichkeit des Einspruchs gegen die Feststellung des Wahlergeb-
nisses. Eine Fachaufsicht nach ZweckméRigkeitsgesichtspunkten darf dabei nicht stattfin-
den.

—  Wabhlvorbereitung und Wahldurchfiihrung i.w.S. (Terminierung, Wahlgebietseinteilung,
Beschaffung, Gewinnung von Wahlhelfenden und Rdumen, Organisation): Diese Aufga-
ben sind nach bisher rudimentér geltendem Recht der Verwaltung (Senat, Bezirksdmtern)
zugewiesen, und werden im Gesetzentwurf mit dem Begriff ,,Verwaltungsaufgaben® be-
zeichnet. Im Bundesrecht sind diese Aufgaben tGberwiegend den ,,Gemeindebehdérden® zu-
gewiesen, deren Aufgaben in Berlin teils von der Hauptverwaltung, teils von den Bezirken
wahrgenommen werden. In diesem Bereich haben Wahlorgane gegentiber der Verwaltung
bislang keine férmlichen Weisungsrechte. Dies hat sich als problematisch erwiesen, weil
die Wahlleitungen zwar die Gesamtverantwortung flr die Wahlen tragen, aber keinen (un-
mittelbaren) Einfluss auf die verwaltungsmaRige Vorbereitung und Durchfiihrung der
Wahlen haben. Damit entsteht ein Spannungsfeld zwischen der hierarchisch gebundenen
Verwaltung und der Verantwortlichkeit der jeweils politisch gewéhlten VVerwaltungsspitze
auf den einen Seite sowie der Verantwortlichkeit der von der Regierung bzw. dem Bezirk-
samt nur bestellten Wahlleitungen andererseits (wer ordnet was an, wer tragt welche Ver-
antwortung?). Fir das Zusammenwirken der verschiedenen Akteure bedarf es einer klaren
Abgrenzung der Verantwortlichkeiten.

Die Aufsicht tber die jeweilige Aufgabenerfullung ist bisher nur rudimentér geregelt, wird aber
im Urteil des VerfGH Berlin explizit eingefordert. Aus den genannten Griinden bedarf es eines
differenzierten Aufsichtsmodells fur die Wahlen mit einer Ausgestaltung der Aufsichtsinstru-
mente. In der Vergangenheit — und in den meisten anderen Bundeslandern — ergaben sich wech-
selseitige Einflussmdglichkeiten zwischen Wahlleitungen und Verwaltungsbehorden vor allem
daraus, dass die Amter teilweise in Personalunion vergeben waren (z.B. Leiterin der fiur Wahl-
recht zustandigen Abteilung bei der Innenverwaltung als Landeswabhlleiterin, Leitung des Am-
tes fur Blrgerdienste mit Bezirkswahlamt als Bezirkswahlleitung). Diese informelle und nicht
prazise Struktur hat sich bei den verbundenen Wahlen 2021 als unzureichend erwiesen.

Verfassungsrechtlich unbedenklich ist die Delegation der operativen Durchfiihrungsverantwor-
tung flr Wahlen (Verwaltungsaufgaben) auf unabhangige Wahlorgane, solange die demokra-
tisch gewahlte Verwaltungsspitze Aufsichtsrechte behalt und diese tatsachlich wahrnimmt. Der
Staat kann sich einerseits durch die Delegation von Verwaltungsleistungen bei der Durchfiih-
rung von Wahlen nicht der Verantwortung entziehen. Die Wahlorgane brauchen andererseits
die erforderlichen Instrumente, um die Aufgaben eigenverantwortlich durchfiihren zu kénnen.

Die Losung des Gesetzentwurfs besteht im Kern darin, dass den Wahlleitungen zusatzlich zu
ihren bisherigen Aufgaben die Verantwortung fir die Vorbereitung und Organisation der Wah-
len insgesamt Ubertragen wird; sie nehmen also auch die Verwaltungsaufgaben wahr. Dazu
erhalten sie ein Weisungsrecht gegeniiber dem jeweiligen Wahlamt, so dass sie uneinge-
schrénkt auf dessen Ressourcen zurtickgreifen kénnen. Im Gegenzug werden die Wahlleitun-
gen, soweit sie Verwaltungsaufgaben wahrnehmen, der Fachaufsicht durch die fir Inneres zu-
standige Senatsverwaltung bzw. durch die Bezirksamter unterstellt. Im Bereich der unabhangig
zu erfullenden Kernaufgaben gibt es dagegen eine reine Rechtsaufsicht.

Der kunftigen Ausgestaltung liegen im einzelnen folgende Erwégungen zugrunde:
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1. Das Bundeswahlrecht kann nicht unbedingt als Muster herangezogen werden, da auch hier
wesentliche Abgrenzungs- und Zustandigkeitsfragen nicht gesetzlich geregelt sind.

2. Die Wahlleitungen mussen hinsichtlich der Wahldurchfiihrung i.e.S. unabhéngig bleiben,
weil sie nicht Teil der Verwaltung, sondern der Zivilgesellschaft sind (des ,,sich selbst or-
ganisierenden Volkes*). Aus diesem Grund missen sie insoweit von der Verwaltung wei-
sungsfrei sein.

3. Das Verhaltnis zwischen den unabhéngigen Wahlorganen und den Wahlbehdrden muss
gesetzlich bestimmt sein, insbesondere Verantwortlichkeiten, Verfahren, Aufsichts- und
Entscheidungsrechte. Die Tatigkeit der unabhéngigen Wahlorgane ist zwar nicht in die
Exekutive eingebunden, aber gleichwohl nicht gesetzesfrei.

4. Fur die Wahldurchfuhrung i.e.S. besteht bereits ein bislang berwiegend nur in der Lan-
deswahlordnung festgelegtes System gegenseitiger Kontrolle zwischen Wahlausschiissen
und Wabhlleitungen im Sinne eines Instanzenzuges mit Beschwerde- und Entscheidungsbe-
fugnissen. Darlber hinaus kann es fur die Durchfiihrung i.e.S. keine fachaufsichtlichen
Weisungsrechte, sondern nur rechtsaufsichtliche Instrumente und Verfahren geben, die im
Konfliktfall letztlich zum Verfassungsgerichtshof fuhren.

5. Im Hinblick auf Wahlvorbereitung und Wahldurchfuhrung i.w.S. (Verwaltungsaufgaben)
muss dagegen eine zentrale Steuerung zwischen Landes- und Bezirksebene ermoglicht
werden. Beide nehmen im Stadtstaat Berlin Aufgaben ,,der Gemeindebehdrde* wahr (vgl.
Artikel 3 Absatz 2 VvB).

6. Die Gesamtverantwortung fur die VVorbereitung und Durchfiihrung der Wahlen soll bei den
Wahlleitungen liegen, um eine einheitliche Verantwortlichkeit sicherzustellen. Sie missen
mit den notwendigen Befugnissen ausgestattet werden, um die Wahlvorbereitung und -
durchfiihrung effektiv und effizient steuern zu kdnnen. Sie erhalten daher die unmittelbare
Kontrolle (Weisungsrecht) tber das jeweilige Wahlamt. Die Verantwortung der Innenver-
waltung und des Bezirksamtes beschrénkt sich auf eine sie begleitende Aufsicht, die durch
Controlling, Berichtspflichten und Eingriffsrechte wahrgenommen wird.

7. Die Verwaltungsaufgaben im Zusammenhang mit der Wahlvorbereitung und -durchfih-
rung haben eine dienende Funktion. Die Art und Weise ihrer Erflllung hat unmittelbare
Auswirkungen auf das Gelingen der vom sich selbst organisierenden Volk und — flr dieses
— von den Wahlorganen zu verantwortenden Wahlen. Aus diesem Grunde soll kiinftig den
Wahlleitungen ein unmittelbares Informations-, Weisungs- und Entscheidungsrecht in Fra-
gen der verwaltungsméligen Wahlorganisation und -durchfiihrung eingerdumt werden.
Hierin liegt eine bewusste Abkehr vom bisherigen Recht. Auch auf Bundesebene tberzeugt
die bestehende Regelung nicht: So soll zwar das BMI eine ,,umfassende Sachweisungsbe-
fugnis* gegeniiber den Wahlbehdrden haben, die aber ,,gewohnheitsrechtlich nicht in An-
spruch® genommen werde; geflllt wird diese Liicke durch die Postulierung einer ,,gewich-
tigen Kontroll- und Koordinierungsfunktion“ der Wahlleitungen, die informell durch Hin-
weise und Gesprache wahrgenommen wird (vgl. Thum, in: Schreiber, BWahlIG, 11. Auf-
lage 2021, Einfuhrung Rn. 52 und 50). Diesen, im ,,Ernstfall* eine Gefahr der Verantwor-
tungslosigkeit mit sich bringenden Schwebezustand gilt es zu beseitigen. Dabei dirfte im
Grundsatz anerkannt sein, dass es mdglich ist, die Wahlleitungen mit entsprechenden Wei-
sungsrechten auszustatten (vgl. Thum, aaO, Rn. 52). Das bisherige System, in dem die
Landeswabhlleitung als ,,K6nig ohne Land* keine eigenen Wahlmittel hat, muss durch ein
System einer ,,organisierten Steuerung der Wahlorganisation* ersetzt werden. Dies stellt
einen Perspektivwechsel dar und veréndert die Haltung und Kultur des Verwaltungshan-
delns bei Wahlen.
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

Gleichwohl bleiben die Verwaltungsaufgaben im Zusammenhang mit der Vorbereitung
und Durchfiihrung der Wahlen staatliche Aufgaben. Es ist eine zentrale Aufgabe der Exe-
kutive und des Parlaments, die finanziellen, organisatorischen, personellen und materiellen
Voraussetzungen fur die Wahlen zu schaffen. Daflir bedarf es eines komplexen Zusam-
menwirkens unterschiedlichster Stellen der Verwaltung, das nur innerhalb der staatlichen
Organisationsstrukturen bewaltigt werden kann. Auch wenn den Wahlleitungen die zent-
ralen Entscheidungs- und Weisungsbefugnisse fur die Wahlorganisation eingerdumt wer-
den, bedarf es daher insoweit weiterhin einer staatlichen Aufsicht: Wenn die Wahlleitung
unmittelbare Zugriffsrechte auf bestimmte Verwaltungseinheiten (insbesondere die Wahl-
amter) erhalt, muss im Gegenzug die Aufsicht der Verwaltung ermdéglicht werden. Aus
diesem Grunde sind die Wahlleitungen, soweit sie im Bereich der Verwaltungsaufgaben
tatig sind, einer Aufsicht der jeweiligen Verwaltungsspitze unterworfen.

Hinsichtlich der Wahrnehmung der Aufgaben der Wahldurchfuhrung i.e.S. wird das bisher
nur als ultima ratio geregelte Recht der Ablosung der Wahlleitung um ein Auskunftsrecht
und Berichtspflichten zur Wahrnehmung der Aufsichtspflichten der Verwaltung ergéanzt.
Eingriffe sind in diesem Bereich ausgeschlossen, Rechtsverstolie kdnnen nur vor dem Ver-
fassungsgerichtshof gertigt werden.

Nach Mdglichkeit sollten die Zustadndigkeits- und Weisungsstrukturen auf Landes- und
Bezirksebene spiegelbildlich ausgestaltet sein (Regelungseffizienz).

Wegen der zentralen Steuerungsfunktion missen die entsprechenden Anordnungsrechte
des LWL auf die Bezirksebene zugreifen konnen. Dies ist bereits nach geltendem Recht
madglich, da nach Nummer 1 (17) der Anlage zum AZG die ,,Vorbereitung und Durchfiih-
rung allgemeiner Wahlen* als Aufgabe der Hauptverwaltung auf3erhalb der Leitungsauf-
gaben definiert ist. Die Landeswahlleitung wird damit zwar nicht Teil der Hauptverwal-
tung, ihr werden aber gesetzlich entsprechende Rechte tbertragen.

Es wird klargestellt, dass die Wahlorganisation dringende Gesamtinteressen des Landes
Berlin im Sinne des § 13a Absatz 1 AZG berihrt und mithin die fur Inneres zustandige
Senatsverwaltung neben der Bezirksaufsicht auch das Eingriffsrecht zur Durchsetzung von
Anordnungen des Landeswabhlleiters gegenuber den Bezirken einsetzen kann, soweit die
Unabhéngigkeit der Wahlorgane dabei gewahrt bleibt.

Die Wahlleitungen mussen die notwendige Freistellung fur ihre Tatigkeit erhalten und es
mussen auf Landes- und Bezirksebene personelle und séchliche Unterstiitzungsmittel zur
Verfugung stehen, um die Aufgaben der Wahldurchfiihrung i.e.S. effektiv und effizient
erfullen zu kénnen (bisher Geschaftsstelle des Landeswahlleiters und Bezirkswahlamt).
Die Regelungen missen so ausgestaltet sein, dass sie sowohl bei einer ,,externen* als auch
bei einer ,,internen*“ Wahlleitung praktikabel sind (d.h. sowohl Beamtinnen und Beamten
der Bezirke bzw. Senatsverwaltung als auch Personen von aulRerhalb der Verwaltung kon-
nen Wahlleiter oder Wahlleiterin sein).

Die oft jahrelang gelibte Wahlpraxis hat sich in den Bezirken teilweise recht unterschied-
lich entwickelt, wobei die Unterschiede subjektiv oft gut begrindbar sind. Es sollte wei-
terhin maoglich sein, funktionierende und an die Ortlichen Gegebenheiten angepasste Ver-
fahren im Sinne eines ,,best practice**-Modells beizubehalten und zu erproben. Allerdings
sollte die Landeswahlleitung mehr Standards vorgeben kénnen und einen Rahmen setzen,
in dem die Bezirkswahldmter auch differenzierte und passgenaue Ldsungen nach den ort-
lichen Gegebenheiten finden kdnnen. Zugleich sollte die Landeswahlleitung unter engen
gesetzlichen VVoraussetzungen nicht nur Auskunftsrechte gegentiber den Bezirken, sondern
auch Anordnungsrechte gegenuber den Bezirkswahlleitungen erhalten, soweit dabei die
gesamtstadtische Aufgabe der Wahlen betroffen ist.
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16. Die neue Wahlorganisation soll auch fur die Durchfuhrung bundesweiter Wahlen in Berlin
Anwendung finden. Sie ist mit dem Bundesrecht (Bundeswahlgesetz, Bundeswahlord-
nung, Europawahlgesetz, Europawahlordnung) vereinbar. In etwaigen Zweifelsféllen hat
insoweit das Bundesrecht Vorrang, und es sind zusétzliche Weisungs- und Informations-
rechte der Bundes-Wahlorgane zu bericksichtigen.

Neben der vollstandigen Neuregelung der bisher vor allem in der LWO verorteten Wahlorga-
nisation (Abschnitt 4 neu) werden mehrere Unstimmigkeiten des geltenden Rechts bereinigt
und Lehren aus der Wiederholungswahl 2023 gezogen. Dabei werden insbesondere zahlreiche
Regelungsliicken geschlossen und Rechtsunsicherheiten beseitigt, insbesondere im Zusammen-
hang mit der Anderung von Wahlvorschligen zwischen ihrer Zulassung und der Wahl. Dabei
werden keine wesentlichen inhaltlichen Verédnderungen im Vergleich zum geltenden Recht vor-
genommen, Wahlrecht und Wahlsystem bleiben unveréndert.

I11.  Gesetzesfolgen

1. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Zusatzliche Ausgaben entstehen durch die Einrichtung standiger Bezirkswahldmter sowie
durch die personelle Aufstockung des Landeswahlamtes, die im Gesetz allerdings nicht unmit-
telbar angeordnet wird. Zu berticksichtigen sind schliel3lich die Kosten fiir die — der Hohe nach
vom Senat festzulegende — Aufwandsentschadigung fur die Landeswahlleitung (z.Z. 1.500,00
/Monat) und ihre teilweise Freistellung beim Arbeitgeber. All diese MaBnahmen sind verwal-
tungsmaRig aber bereits umgesetzt bzw. vorbereitet und auch schon im Haushalt abgebildet.

2. Erfallungsaufwand

Fir die Verwaltung oder Private entsteht kein zusatzlicher Erfillungsaufwand.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Landeswahlgesetzes)

Zu Nummer 1

Anpassung der Inhaltsiibersicht an die Anderungen durch dieses Gesetz.

Zu Nummer 2

Die statische Verweisung in § 2 Absatz 1 auf das Bundesmeldegesetz ist nicht mehr aktuell. Sie
wird durch eine dynamische Verweisung auf die jeweils geltende Fassung ersetzt.

Zu Nummer 3

8 1 Absatz 3 Halbsatz 2 ist veraltet und tberfliissig und kann zu Unklarheiten fiihren: Was gilt,
wenn Untergebrachte auf3erhalb der Anstalt gemeldet sind? Durch die Streichung wird die Re-
gelung - ohne inhaltliche Anderung - klarstellend an § 12 Absatz 4 Nummer 3 BWG angegli-
chen.

Zu Nummer 4

Das in der Vorschrift vorgesehene besondere Wahlverzeichnis fiir Gefangene wird seit 2001
nicht mehr angelegt; seit 1995 werden auch andere Personen ohne Wohnung in das Wahlver-
zeichnis eingetragen. Technisch ist heute die Eintragung in das allgemeine Verzeichnis mog-
lich. Es handelt sich auch um eine Angleichung an das Bundesrecht.

Zu Nummer 5

Zu Buchstabe a

Die bisher ausschlieRlich in mannlicher Form benutzten Begriffe ,,Landeswahlleiter* und ,,Be-
zirkswahlleiter* werden durchgéngig durch die jeweilige weibliche Bezeichnung ergénzt. In
der Begrundung wird teilweise zur besseren Lesbarkeit die geschlechtsneutrale Bezeichnung
»Landes-“ bzw. ,,Bezirkswahlleitung“ verwendet; gemeint ist damit der jeweilige Wahlleiter
oder die Wahlleiterin.
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Zu Buchstabe b

Bisher sieht § 5 Absatz 1 vor, dass die Gewahlten unmittelbar nach der Wahl von der Landes-
bzw. der Bezirkswahlleitung (Wahlkreismandate) benachrichtigt werden; nach dem Zusam-
mentritt des Abgeordnetenhauses erfolgt die Benachrichtigung der Nachrickenden dagegen
durch die flr Inneres zustdndige Senatsverwaltung. Durch Ausbau der Geschéaftsstelle zum
Landeswahlamt und die Verstetigung der Bezirkswahlamter gibt es kein Bedurfnis mehr flr
diesen Wechsel der Zustandigkeit. Mit Unterstltzung der Wahlamter sind die Wahlleitungen in
der Lage, die Benachrichtigung (und die damit verbundene Prifung) selbst durchzufuhren.
Auch auf Bundesebene sind Kreis- und Landeswahlleitung durchgehend fur die Benachrichti-
gung der Gewahlten und der Nachriickenden zustandig.

Zu Buchstabe ¢

Die historisch in mehreren Schichten gewachsenen Regelungen des § 5 Absatz 2 zum Mandats-
annahmeverfahren sollen einfacher und verstandlicher werden. Die Gewahlten erwerben das
Mandat nunmehr grundsétzlich ohne eine Annahmeerklarung, nur die Ablehnung (Nichtan-
nahme der Wahl) muss ausdriicklich erklart werden. Die Benachrichtigung der Gewéhlten
durch die Landeswahlleitung hat daher im Regelfall keine konstitutive Bedeutung, sie ist weder
Voraussetzung flr den Fristbeginn noch fur die Moglichkeit der Mandatsannahme.

Zu Buchstabe d

Die Annahmefiktion des Absatzes 2 gilt nach 8§ 5 Absatz 3 nicht fiir Personen, die der Ge-
schaftsfuhrung einer von Berlin beaufsichtigten rechtsfahigen Anstalt, Stiftung, Koérperschaft
oder einem von Berlin kontrollierten Gesellschaft angehoren; diese erwerben das Mandat nur,
wenn sie nachgewiesen haben, dass sie ihre Stellung aufgegeben haben (Falle der Inkompati-
bilitat, § 6b Absatz 2 und 5, bisher inhaltsgleich § 26 Absétze 2 und 5). Die fur die Annahme
geltende Frist ist jetzt im Gesetz selbst und nicht mehr nur in der LWO geregelt. Auf die Be-
nachrichtigung durch die Landeswahlleitung kommt es auch hier nicht an, ma3geblich ist allein
die Feststellung des endgultigen Wahlergebnisses durch den Landeswahlausschuss.

Zu Buchstabe e

Die gesonderte Regelung fir Nachriicker in 8§ 5 Absatz 4 ist notwendig, weil fir den Mandats-
erwerb unmittelbar nach der Wahl die Annahmeerklarung als Regeltatbestand entfallt. Die For-
mulierung ist angelehnt an § 45 BWG. ,,Ausscheiden® meint alle von § 19a erfassten Félle, also
auch Nichtannahme, Tod, Verlust der Wahlbarkeit, Ricktritt. Die Regelung kommt daher auch
bei der Nichtannahme des Mandats vor dem ersten Zusammentritt des Abgeordnetenhauses
zum Tragen.

Abweichend vom Bund wird bei Nachriickern im Falle der Nichtannahme nicht die Annahme,
sondern die Ablehnung fingert. Das ist im Interesse der raschen Neubesetzung des Mandates
vorzugswirdig.

Die Art der Benachrichtigung ist in der LWO zu regeln; in Betracht kommt die personliche
Ubergabe durch die Landeswahlleitung und die formliche Zustellung.

Zu Nummer 6

Zu Buchstabe a

Die neue Formulierung von 8 6 Nummer 4 entspricht inhaltlich § 46 Absatz 1 Nummer 1 des
Bundeswahlgesetzes (,,Ungultigkeit des Erwerbs der Mitgliedschaft®); gemeint sind die in § 40
Absatz 2 Nummer 4 und 5 VerfGHG genannten Félle, in denen entweder die Wahlbarkeitsvo-
raussetzungen von Anfang an nicht vorlagen (und dies bei der Zulassung der Wahlvorschlage
oder der Zuteilung der Mandate tibersehen worden ist), oder in denen Fehler bei der Mandats-
zuteilung vorgekommen sind. Die aktuelle Formulierung hat Anlass zu Missverstandnissen
uber das Verhaltnis zu Nummer 5 im Falle der Wiederholungswahl gegeben. Die neue Formu-
lierung greift § 40 Absatz 2 Nummer 4 und 5 VerfGHG auf und nimmt im Klammerzusatz
klarstellend auf die Formulierung im Bundesrecht Bezug.
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Die bisherige Formulierung von § 6 Nummer 5 entspricht 8 46 Absatz 1 Nummer 2 des Bun-
deswahlgesetzes. Bei der Wiederholungswahl 2023 ist die Frage aufgetreten, ob alle oder nur
die nicht wiedergewahlten Abgeordneten ihr Mandat verlieren (und es im Falle der erneuten
Wahl sofort wieder neu erwerben). Dies soll klarstellend so beantwortet werden, dass nur die
nach dem neu festgestellten Wahlergebnis nicht mehr Gewahlten ihr Mandat verlieren, die Be-
statigten es dagegen ohne Unterbrechung behalten. Dadurch ist sichergestellt, dass es keine
parlamentslose Zeit oder eine Zeit mit luckenhaft besetztem Parlament gibt. Dem Wahlpri-
fungsgericht wird die Mdoglichkeit eingerdumt, Maf3gaben fiir besondere Falle, wie etwa eine
volistandige Wiederholungswabhl, zu treffen. So kann es sinnvoll sein, bei einer vollstandigen
Wiederholungswahl einen Stichtag fiir den Ubergang vom alten zum neuen Parlament festzu-
legen. Die Regelung zielt zun&chst auf die Neufeststellung des Wahlergebnisses nach einer
Wiederholungswahl ab (insbesondere), umfasst aber auch die anderen Félle einer Neufeststel-
lung des Wahlergebnisses nach § 42 Absatz 1 Nummer 2 und 3 VerfGHG.

Zu Buchstabe b und ¢

Redaktionelle Folgednderungen.

Zu Nummer 7

Die geltende Regelung der Folgen eines Parteiverbotes in § 6a ist unstimmig: Sie ordnet an,
dass die Wahl ,,wiederholt* wird, verweist aber auf die VVorschriften zur Ersatzwahl. In der
Sache ist — nach dem Vorbild des § 46 Absatz 4 BWG — eine Wiederholungswahl gemeint: Es
stehen also grundsatzlich dieselben Wahlvorschlage zur Wahl wie bei der Hauptwahl, aber ohne
diejenigen der verbotenen Partei. Die Parteien konnen keine neuen Wahlvorschlage einreichen,
wie es bei der Ersatzwahl moglich waére.

Zu Nummer 8

Beim neuen § 6b handelt sich um den bisherigen 8§ 26, der redaktionell verschoben wurde.

In Absatz 1 und Absatz 4 wird das Wort ,,Angestellte” jeweils durch das Wort ,,Beschaftigte*
ersetzt.

In Absatz 1 Ziffer 2 wird die obsolete Erwadhnung der Stadtverordnetenversammlung gestri-
chen, und die Nummerierung (bisherige Ziffer 4a.) wird bereinigt.

Ziffer 1. wird dahingehend geéndert, dass auch Bedienstete der Bezirke mit dem Mandatser-
werb aus ihrer beruflichen Funktion ausscheiden, nicht nur, wie bisher, Bedienstete der Haupt-
verwaltung. Die Bezirke sind Teil der Verwaltung der Einheitsgemeinde Berlin und unterliegt
der vollen Kontrolle durch das Abgeordnetenhaus. Auch fur Bezirksbedienstete sind daher In-
teressenkonflikte nicht auszuschlieRen. Bedienstete der mittelbaren Landesverwaltung (mit
Ausnahme der Geschéftsfiihrung) kénnen weiterhin uneingeschrankt ein Mandat innehaben.
Zu Nummer 9

Zu Buchstabe a

Die Uberschrift von § 10 wird im Interesse der besseren Ubersichtlichkeit vervollstandigt, in-
dem alle erfassten Regelungsbereiche genannt werden.

Zu Buchstabe b

Die statische Verweisung auf das Bundesgesetz tber die politischen Parteien (Parteiengesetz)
ist nicht mehr aktuell. Sie wird durch eine dynamische Verweisung auf die jeweils geltende
Fassung ersetzt.

Zu Buchstabe ¢

Siehe oben zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a.

Zu Buchstabe d

Die Regelung des bisherigen § 10 Absatz 6 Satz 3 ist tberflissig, da die genannten Personen
nach 8 17 Absatz 4 Satz 4 Halbsatz 1 bei der Mandatszuteilung ohnehin unbericksichtigt blei-
ben. Es ist daher nicht moglich, dass eine Person zwei Mandate erhalt. Die Aufforderung zur
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Mandatsannahme (die nach der Feststellung der Namen der Gewahlten durch den Landeswahl-
ausschuss erfolgt) bezieht sich auch nicht auf ein bestimmtes Mandat (Wahlkreis oder Liste);
niemand kann zwei Aufforderungen erhalten, was durch die bisherige Regelung zu Unrecht
suggeriert wird.

Zu Buchstabe e

Die bisherige Regelung in 8 10 Absatz 8 Satz 1 harmoniert nicht mit dem 2016 neugefassten
8 1 Absatz 2 (Wahlrecht wohnsitzloser Personen). Es soll klargestellt werden, dass auch diese
einen Wahlvorschlag unterstiitzen kdnnen. Der Begriff des ,,Wohnsitzes” ist in § 1 Absatz 2
und 3 definiert und umfasst auch den tatsachlichen Aufenthaltsort Wohnsitzloser und Gefange-
ner, hierauf kann hier Bezug genommen werden.

Zu Buchstabe f bis h

Durch die neuen bzw. neu gefassten § 10 Absatze 11 und 12 wird klargestellt, dass Wahlvor-
schlage von Parteien immer vom zustandigen Vorstand unterzeichnet werden miissen, auch bei
»heuen Parteien, also solchen, die nicht in einem Parlament vertreten sind.

Zu Nummer 10

Die geltende Regelung des § 12 er6ffnet den Parteien flr die Teilnahme an Aufstellungsver-
sammlungen zwei Alternativen, Wohnsitz im jeweiligen Wahlkreisverband (Bezirk) oder Mit-
gliedschaft im zustandigen Kreis-/Bezirksverband (und gleichzeitig bestehendem Wahlrecht in
Berlin). Wenn dies in verschiedenen Kreisverbanden derselben Partei unterschiedlich gehand-
habt wird, kann es zur mehrfachen Beteiligung eines Mitgliedes kommen, was unzul&ssig wére
(vgl. VerfGH, Urteil vom 6. Dezember 2002 — 192/01).

Der bisherige Satz 4/neue Absatz 4 wird angepasst, da seine Bedeutung unter anderem wegen
der Verwendung des Wortes ,,unmittelbar” in der bisherigen Fassung unklar und irrefiihrend
ist. Auch bei Delegiertenwahlen dirften nur Mitglieder teilnehmen, die in Berlin wahlberechtigt
sind (vgl. 8 21 Absatz 1 BWG). Eine Bedeutung von ,unmittelbar® kénnte nur sein, dass an
den Versammlungen auch andere Parteimitglieder teilnehmen durfen, etwa als Versammlungs-
leitung oder mit Rederecht. Insoweit sind aber Satzungsregelungen ausreichend. Der neue Ab-
satz 4 stellt nunmehr aber Kklar, dass Mitglieder oder Delegierte, die die Wahlvorschlége auf-
stellen, zu diesem Zeitpunkt zum Abgeordnetenhaus wahlberechtigt sein mussen.

Die Anderung in Absatz 6 eroffnet weiterhin die Moglichkeit, die Wahlgebietseinteilung zeit-
lich gestuft zu veroffentlichen, um so ggf. die Kandidierendenaufstellung in einzelnen Bezirken
zu beschleunigen. Ein Bedirfnis hierfiir hat sich wahrend der Corona-Pandemie gezeigt. Die
Regelung wird klarstellend auf die Aufstellung von entsprechenden Bezirkslisten erweitert.
Zu Nummer 11

Die Regelung des bisherigen § 13a findet sich jetzt im neuen § 30, wo verschiedene Daten-
schutzbestimmungen zusammengefihrt werden, die bislang an drei unterschiedlichen Stellen
teils inkonsistent geregelt sind (88 13a, 30 Absatz 3 LWG und § 81 LWO).

Zu Nummer 12

Zu Buchstabe a

Der Anwendungsbereich von 8§ 14 wird insgesamt begrenzt auf die Zeit zwischen der Einrei-
chung der Wahlvorschlage und der Wahl; weiterhin werden neben dem Ausscheiden von Kan-
didierenden (Tod, Wegzug) auch andere Anderungen (Rucktritt, Verlust der Parteimitglied-
schaft) ausdriicklich geregelt. Dies kommt in der neugefassten Uberschrift zum Ausdruck. Spa-
tere Anderungen der personlichen Verhiltnisse der Kandidierenden werden erst bei der
Vergabe der Mandate durch die Wahlausschiisse berlicksichtigt (siehe dazu § 17).

Zu Buchstabe b

Beim Ausfall von parteigebundenen Wahlkreisvorschlagen zwischen der Einreichung und der
Wabhl greift gemaR 8 14 Absatz 1 — wie bisher — die gesetzliche Nachrickregelung, da in diesem
Zeitraum die Benennung von Nachruckenden durch die Parteien typischerweise zeitlich nicht
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mehr moglich ist. Dabei werden, wie bisher, Personen nicht bertcksichtigt, die zwischenzeitlich
aus der nominierenden Partei ausgeschieden sind (bisher Absatz 6).

Bei Ausfall eines parteilosen Wahlkreisvorschlages vor der Wahl fallt dieser weiterhin ersatz-
los aus, ohne dass eine Nachwabhl stattfinden muss (abweichend von § 32 BWG). Grund fiir die
Abweichung vom Bundesrecht ist, dass im Land der Ausfall von Wahlkreiskandidierenden
wahrscheinlicher ist als im Bund, da bereits der Wegzug aus Berlin dazu flhrt. Eine Ersatzwahl
(bisher Absatz 5, jetzt § 19a Absatz 3) findet nur statt, wenn in einem Wahlkreis Gewéhlte nach
der Wahl ausfallen und keine nachriickende Ersatzperson vorhanden ist.
Listenwahlvorschlage werden —wie bisher — zwischen ihrer Zulassung und der Wahl nicht mehr
verandert, so dass auch kein Neudruck der Stimmzettel mehr erforderlich ist. Das gilt auch bei
Parteiaustritten. Die Betreffenden werden nach 8 17 Absatz 4 Nummer 5 bei der Mandatszutei-
lung aber nicht berticksichtigt; es kann also vorkommen, dass eine faktisch nicht wahlbare Per-
son auf der Liste steht. Eine Korrektur der Listen und ggf. Stimmzettel im knappen Zeitraum
zwischen Zulassung und Wahl ware aber impraktikabel, weil die Stimmzettel unverzuglich
nach der Zulassung der Wahlvorschldge gedruckt und versendet werden missen. Wegen des
kurzen Zeitabstandes sind solche Falle bislang noch nicht vorgekommen. Fur etwaige Wieder-
holungswahlen trifft § 21 Absatz 2 insoweit eine Sonderregelung.

Bei Wahlkreisvorschlagen flihrt das Ausscheiden aus der Partei nicht zum Verlust der Kandi-
datur, weil hier die Person im Vordergrund steht und nicht die Parteizugehoérigkeit. Der Partei
entsteht dadurch kein Nachteil, weil nach dem neugefassten 8§ 17 Absatz 1 Satz 2 die vor der
Wahl Ausgeschiedenen nicht auf die Zahl der der Partei insgesamt zustehenden Sitze angerech-
net werden.

Bis zum Ablauf der Einreichungsfrist kénnen die Wahlvorschlagstrager Anderungen vorneh-
men (klarstellend bisher Absatz 1 Satz 3, jetzt Absatz 4).

Zu Buchstabe c

Der Ruicktritt von der Kandidatur ist nach 8 14 Absatz 2 nur noch bis zur Zulassung der Wahl-
vorschldge moglich. Dies entspricht der Regelung im Bund und vermeidet Komplikationen bei
der Wahlorganisation, indem Anderungen wegen noch kurz vor der Wahl zuriickgetretener
Kandidaten beriicksichtigt bzw. durch Aushang im Wahllokal bekannt gemacht werden mus-
sen. Fur eine Rucktrittsmoglichkeit in dem tUberschaubaren Zeitraum zwischen der Zulassung
und der Mandatsannahme (die abgelehnt werden kann), besteht im Regelfall auch kein Bedirf-
nis.

Zu Buchstabe d

Auf Anderungen der Wahlkreisvorschlige wird nach § 14 Absatz 3 ausschlieRlich durch An-
schlag im Wahllokal und im Internet hingewiesen, eine Anderung der unmittelbar im Anschluss
an die Zulassung zu druckenden Stimmzettel — wie bisher — und auch eine (nachtrégliche) Be-
ricksichtigung in der Wahlbekanntmachung (8 40 LWO) ist nicht erforderlich (aber, wenn
organisatorisch noch ohne Risiken und Mehraufwand mdglich, zulassig).

Fallen Listenkandidierende zwischen der Zulassung und der Wahl aus, erfolgt kein Anschlag
im Wahllokal oder weitere Bekanntmachungen. Das erleichtert nicht nur die Wahlvorbereitung,
sondern vermeidet auch, dass Parteien durch entsprechende Aushénge im Wahllokal in den
besonderen Fokus von Wahlenden geraten (mittelbar werbender Charakter), obwohl dies ange-
sichts der Listenwahl und der Listennachfolge nicht zwingend erforderlich ist.

Zu Buchstabe e

Der bisherigen § 14 Absatze 4 und 5 werden nach § 19a neu verschoben, da die Regelung fir
die Zeit nach der Wahl gilt.

Der Regelungsgehalt des bisherigen Absatzes 6 ist jetzt in Absatz 1 unmittelbar enthalten.
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Zu Buchstabe f

Absatz 4 (neu) ist der hierher verschobene Absatz 1 Satz 3. Es wird klargestellt, dass sich der
Verweis auf § 10 Absatz 8 ausschlieRlich auf die Begriffsdefinition und nicht auf die Pflicht
zur Einreichung von Unterschriften bezieht, die in § 10 Absatz 12 geregelt ist. Die im Abge-
ordnetenhaus vertretenen Parteien miissen also auch bei der Anderung von Wahlvorschligen
keine Unterschriften einreichen.

Zu Nummer 13

In § 15 Absatz 3 Nummer 1 wird Klargestellt, dass ein Wahlbrief rechtzeitig beim zustandigen
Bezirkswahlamt des jeweiligen Bezirks eingegangen sein muss.

Zu Nummer 14

Zu Buchstabe a

Die Anderung von § 17 Absatz 1 dient der konsequenten Umsetzung des Zieles, den Parteien-
proporz gemal dem Zweitstimmenergebnis zu wahren.

Die bisherige Regelung ist insoweit nicht stimmig, als auch solche erfolgreichen Wahlkreisbe-
werber abgezogen wurden, fur die nur im betreffenden Wahlkreisverband — wohl aber in einem
anderen Wahlkreisverband — keine Liste zugelassen war. Dies ist eine unreflektierte Uber-
nahme aus § 6 BWG a.F., denn im Bund erfolgt die Anrechnung der Wahlkreis- auf die Listen-
mandate der Parteien ausschlie3lich auf Landesebene, wahrend sie in Berlin nicht auf die Wahl-
kreisverbénde beschrénkt ist, sondern im gesamten Wahlgebiet (vgl. Absatz 4 Satz 1) erfolgt.
In der Wahlpraxis ist dieser Fall (Erfolg parteiloser Kandidierender im Wahlkreis) noch nicht
eingetreten.

Aullerdem wird bestimmt, dass nicht nur parteilose, im Wahlkreis Gewahlte von der Gesamt-
zahl der zu vergebenen Mandate abgezogen werden, sondern auch solche von Parteien, die an
der Sperrklausel gescheitert sind; dadurch vereinfacht sich die Regelung auch sprachlich.
Infolge der Anderung von Absatz 1 werden Wahlkreismandate von Personen, die am Wahltag
ihre Parteimitgliedschaft verloren hatten, auch nicht nach Absatz 4 Satz 1 auf das Sitzkontin-
gent der aufstellenden Partei angerechnet.

SchlieRlich wird klargestellt, dass erfolgreiche Wahlkreiskandidierende, die zwischen ihrer
Aufstellung und dem Wahltag aus der Partei ausgeschieden sind, von der Gesamtzahl der zu
vergebenden Sitze abzuziehen sind. Daraus folgt, dass sie auch nicht gemaR Absatz 4 vom Lis-
tenkontingent der aufstellenden Partei abgezogen werden. Erfolgt das Ausscheiden dagegen
erst nach der Wabhl, bleibt es bei der Anrechnung des Direktmandates auf die der aufstellenden
Partei zustehende Gesamtsitzzahl.

Zu Buchstabe b

Siehe oben zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a. AuBerdem wird klargestellt, dass die Ziehung
des Loses stets 6ffentlich zu erfolgen hat, in aller Regel in der ohnehin 6ffentlichen Sitzung des
Landeswahlausschusses.

Zu Buchstabe ¢

Die Sitzzuteilungsregelung des § 17 Absatz 4 wird ohne inhaltliche Anderung klarer gefasst.
Zu Buchstabe cd

Der neue § 17 Absatz 5 enthdlt die bislang fehlende Regelung, wie, wann und von wem die
weggefallene Parteimitgliedschaft festgestellt werden soll: Dies muss jedenfalls vor der An-
nahme des Mandats erfolgen, da ein einmal erworbenes Mandat nur noch im Mandatsprufungs-
verfahren durch den VVerfGH aberkannt werden kann. Die bisherige Regelung ist auch insoweit
unstimmig, als einerseits die Parteimitgliedschaft schon bei der Zuteilung der Mandate bertick-
sichtigt werden soll, andererseits aber der Zeitpunkt der Annahme des Mandats mafRgeblich
sein soll, der notwendigerweise nach der Zuteilung der Mandate liegt. Durch die Neufassung
kommt es nunmehr auf den Zeitpunkt der Feststellung des Wahlergebnisses durch den Landes-
wahlausschuss an.
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Die vom Landeswahlausschuss getroffene Entscheidung tber die Mandatszuteilung ist endgul-
tig. Stellt sich im Nachhinein heraus, dass die Parteimitgliedschaft fehlte, oder geht diese nach
der Sitzung verloren, ist dies jeweils fiir den mit dem ersten Zusammentritt des Abgeordneten-
hauses erfolgenden Mandatserwerb unerheblich.

Zu Nummer 15

Die 5%-Sperrklausel des § 18 soll sich kinftig auf die abgegebenen giltigen Zweitstimmen
beziehen (Angleichung an 8 6 Absatz 3 BWG). Das BVerfG hat die Sperrklausel stets in der
vom BWG geregelten Fassung gebilligt. Es handelt sich um eine Erleichterung gegentber der
bisherigen Regelung, da die Zahl der giltigen Stimmen stets kleiner ist, als die der abgegebe-
nen: Somit ist auch die Zahl der zur Uberwindung der Sperrklausel erforderlichen Stimmen
kleiner.

Zu Nummer 16

Die bisherigen § 14 Absatz 4 — 6 werden aus systematischen Griinden in den neuen § 19a ver-
schoben, da es um Vorgange nach der Wahl geht, wahrend § 14 nunmehr ausschlieBlich Ande-
rungen der Wahlvorschlége bis zur Wahl regelt. Die Formulierung wird sprachlich und redak-
tionell Uberarbeitet.

Zu Nummer 17

Redaktionelle und sprachliche Anpassung sowie Folgednderung.

Zu Nummer 18

In § 21 Absatz 2 und 3 wird Erfahrungen aus der Wiederholungswahl 2023 Rechnung getragen.
Zu Buchstabe a

Grundsatzlich bleibt es nach § 21 Absatz 2 dabei, dass die Wiederholungswahlen nach densel-
ben Vorschriften und mit denselben Personen stattfinden, wie die Hauptwahl. Die Regelung
wird mit dem angepassten 8 14 harmonisiert und tragt Besonderheiten der Wiederholungswahl
Rechnung.

Zu Doppelbuchstabe bb

In 8 21 Absatz 2 Satz 1 wird klargestellt, dass auch Verstorbene aus dem Wahlerverzeichnis
und aus den Wahlvorschl&gen gestrichen werden.

Bei regularen Wahlen kann grundséatzlich der Rucktritt von der Wahlkreiskandidatur erklart
werden, nach der neuen Regelung in 8 14 Absatz 2 aber nur noch bis zur Zulassung des Wahl-
vorschlages. Dabei bleibt es auch fur Wiederholungswahlen. Eine Ausnahme (Rucktrittsmog-
lichkeit bis zur Sitzung des Wahlausschusses) ware nicht sachgerecht, da die Wiederholungs-
wahl zur Gewahrleistung der Chancengleichheit so weit wie moglich zu den gleichen Bedin-
gungen stattfinden soll, wie die Hauptwahl.

Zu Doppelbuchstabe cc

Anders als bei regulédren Wahlen kdnnen nach dem neuen § 21 Absatz 2 Satz 3 bei Wiederho-
lungswahlen Personen aus den Listenwahlvorschlédgen gestrichen werden, die nicht mehr der
aufstellenden Partei angehoren. Hierfur besteht aufgrund des Zeitablaufs ein groReres Bedrf-
nis als bei regulédren Wahlen, und die Umsetzung ist leichter mdglich, da die Stimmzettel oh-
nehin neu gedruckt werden mussen. Die Ergénzung ist nicht unbedingt erforderlich, weil aus
der Partei ausgeschiedene Kandidierende nach 8§ 17 Absatz 4 Ziffer 4 ohnehin bei der Sitz-
vergabe unberucksichtigt bleiben. Sie verhindert aber, dass diese Personen auf den Stimmzet-
teln erscheinen, obwohl sie de facto nicht wahlbar sind. Die Beschrankung der Regelung auf
Listenkandidaten starkt den Gedanken der Personenwahl. Aufgrund des Verweises auf 8§ 17
Absatz 5 gilt auch hier, dass der Verlust der Parteimitgliedschaft nur berlicksichtigt wird, wenn
er von der betroffenen Partei bis zur Sitzung des Wahlausschusses (vgl. § 21 Absatz 4 neu)
angezeigt wurde.
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Zu Buchstabe ¢

Entsprechend der 2023 ohne ausdriickliche Regelung praktizierten Vorgehensweise legt 8§ 21
Absatz 3 fest, dass etwaige Anderungen von Wahlvorschlagen aufgrund von Absatz 2 von den
Wahlausschiissen vorgenommen werden und nicht etwa von den Wahlleitungen alleine.
Dadurch wird auch eine AuRerungsmaéglichkeit und ein Rechtsbehelf der Betroffenen garan-
tiert. Die Regelung betrifft nicht nur die Streichung von Personen, sondern ggf. auch die Ande-
rung von Namen aufgrund von Heirat oder den Erwerb von Titeln.

Die Sitzung des Wahlausschusses ist auch der malgebliche Zeitpunkt flr das Vorliegen der
Streichungsvoraussetzungen. Fir spatere Anderungen (z.B. Wegzug von Kandidierenden) gilt
die allgemeine Regelung des § 14 Absatz 3.

Zu Nummer 19

Auch die 3%-Sperrklausel nach § 22 Absatz 2 soll sich kinftig auf die giltigen Stimmen be-
ziehen; vgl. oben zu Artikel 1 Nummer 15.

Zu Nummer 20

Redaktionelle Anpassung; vgl. auch oben zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe a.

Zu Nummer 21

Die Regelung des bisherigen 8§ 24 wird ersetzt durch einen Verweis auf den neuen 8 19a in der
allgemeinen Verweisungsnorm des 8§ 25. Beim Nachriicken sind die Regelungen fur das Abge-
ordnetenhaus und die Bezirksverordnetenversammlungen nunmehr identisch, so dass sich eine
gesonderte Vorschrift flr Letztere ertbrigt.

Zu Nummer 22

Die Verweise in § 25 werden aktualisiert. Inhaltlich wird insbesondere ein Verweis auf § 17
Absatz 4 Satz 4 und Absatz 5 hinzugefiigt. Dadurch kénnen auch in die Bezirksverordneten-
versammlungen kiinftig keine Personen einziehen, die zwischen Aufstellung und Annahme des
Mandats aus der nominierenden Partei ausgeschieden sind. Die Rechtslage wird damit derjeni-
gen bei der Abgeordnetenhauswahl angeglichen, wéhrend sie bisher der Regelung fir die Bun-
destagswahlen entsprach.

Aullerdem wird eine Verweisung auf 8 10 Absatz 12 neu aufgenommen; gemeint sind Falle, in
denen keine Bezirksgliederung und damit kein Bezirks-/Kreisvorstand existiert, der den Be-
zirkswahlvorschlag unterschreiben konnte. Fur die Beibringung von Unterstutzungsunterschrif-
ten durch bislang nicht vertretene Parteien (8 10 Absatz 13 neu) gibt es dagegen eine eigene
Regelung fur die Bezirksverordnetenwahlen in § 23 Absatz 4.

Zu Nummer 23

Mit den neuen 88 26 bis 26g wird eine grundlegend neue Regelung zu den Wahlorganen und
zur Wahlorganisation geschaffen, die die bisherigen, fragmentarischen Vorschriften in § 1 ff.
der Landeswahlordnung ersetzt.

Zu § 26:

Ubernahme von § 3 LWO. Die Einsetzung der Wahlorgane soll als wesentliche Regelung un-
mittelbar vom Gesetz getroffen werden (ebenso wie seit jeher im Bundesrecht). Neu ist, dass
auch die Namen und gegebenenfalls Amtsbezeichnungen der Mitglieder der Wahlausschiisse
veroffentlicht werden. Es entspricht der Bedeutung der Wahlausschiisse als oberstes Wahlorgan
in inrem Gebiet, dass der Offentlichkeit die Namen der Mitglieder bekannt sind.

Zu § 26a:

Ubernahme aus § 4 LWO. Modifizierend wird klargestellt, dass auch die Stellvertreterin oder
der Stellvertreter des Landeswahlleiters oder der Landeswahlleiterin Mitglied des Ausschusses
ist, mit Stimmrecht nur im Vertretungsfall; dies entspricht der bisherigen Praxis. Die bisherige
Regelung zur Schriftfihrung entfallt. In der Praxis wird die Schriftfiihrung von einer von der
Landeswahlleitung bestimmten Hilfsperson aus der Geschéftsstelle beziehungsweise kunftig
dem Wahlamt (ibernommen.
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In Bezug auf die Hilfspersonen des Wahlvorstandes wird Kklargestellt, dass diese trotz ihres
fehlenden Stimmrechts Mitglied im Wahlvorstand sind. Dies hat Bedeutung fur den Anspruch
auf Erfrischungsgeld und fiir die Sicherstellung der Anwesenheit bei der Wahlhandlung.

Der bisherige § 4 Absatz 6 LWO entféllt, weil er Gberflussig ist. Angehorige des 6ffentlichen
Dienstes, soweit sie in Berlin wahlberechtigt sind, kdnnen ohnehin wie alle anderen Wahlbe-
rechtigten als Mitglieder der Wahlorgane herangezogen werden und sind dann zur Ubernahme
des Amtes verpflichtet. Eine Verpflichtung von nicht Wahlberechtigten — etwa von Personen,
die in Brandenburg wohnen — ist systemwidrig, weil die Zugehdrigkeit zum 6ffentlichen Dienst
nichts mit der Verpflichtung zur Ubernahme biirgerlicher Ehrenamter zu tun hat. Davon unbe-
rahrt bleibt die Mdglichkeit aller zum dem Deutschen Bundestag Wahlberechtigten, ein solches
Amt freiwillig zu Gbernehmen (8 26 Absatz 2, bisher § 30 LWG). Durch die ausdrtickliche
Nennung der ,,zum Abgeordnetenhaus Wahlberechtigten“ wird sichergestellt, dass kiinftig ggf.
auch 16- bis 17-Jahrige Mitglied sein kdnnen, wenn sie wahlberechtigt sind.

Absatz 6 (bisher 8 4 Absatz 7 LWO) lasst es, abweichend von der bisherigen Regelung, zu,
dass Kandidierende und Vertrauenspersonen Mitglied in einem Wahlorgan eines anderen Be-
zirks sind. Weiterhin darf niemand in einem Bezirk oder Wahlbezirk, in dem er oder sie zur
Wahl steht oder in dem er oder sie einen Wahlvorschlag eingereicht hat, in einem Wahlorgan
tatig sein, damit deren Unparteilichkeit nicht gefahrdet wird oder der Eindruck der Parteilich-
keit erweckt werden konnte.

Zu § 26b:

Absatz 1 ist aus § 3 Absatz 2 LWO (bernommen.

Absatz 2 benennt die Kernaufgaben der Wahlleitungen als unabhangiges Wahlorgan, die ihnen
in einzelnen Vorschriften von LWG und LWO ausdricklich Gbertragen sind. Neben der Ge-
schaftsfuhrung fiir die Wahlausschusse (einschl. Ladung und Leitung) gehort dazu u.a. die Ent-
scheidung (ber die Beschwerde gegen Nichteintragung ins Wahlverzeichnis, Prifung und Be-
kanntmachung der Wahlvorschlége, Ermittlung des vorlaufigen Wahlergebnisses, Priifung der
Wahlunterlagen, Bekanntgabe des Wahlergebnisses, Benachrichtigung der Gewéhlten. Diese
Aufgaben (Wahldurchfiihrung i.e.S.) miussen unabhangig und weisungsfrei erledigt werden, die
Wahlleitungen sind insoweit Organ des Wahlvolkes, nicht der Verwaltung. Sie unterliegen aber
insoweit nur einer Rechtsaufsicht der VVerwaltung, mit Ausnahme der Abberufung der Wahlor-
gane bleiben Eingriffe in die unabh&ngige Wahlleitung i.e.S. aber dem VerfGH vorbehalten
(siehe dazu Absatz 5 und 6).

Da die Wahlleitungen die Geschéfte der Wahlausschusse fuihren, sind sie ihnen gegentber zur
umfassenden Berichterstattung tber ihre Tatigkeit verpflichtet.

Absatz 3 Ubertragt der Landeswahlleitung zusatzliche Aufgaben bei der Wahlvorbereitung und
-durchfuhrung, tber die in Absatz 2 genannte Wahldurchfiihrung i.e.S. hinaus. Dadurch wird
die bisher nur ganz allgemein und ohne konkrete Aufgaben und Befugnisse geregelte Gesamt-
verantwortung (bisher 8 6 LWO) prézisiert. Die Wahlleitungen sind verantwortlich fur die
Wabhlen als Ganzes. Insbesondere die Landeswahlleitung tibernimmt die notwendige Steuerung
und die operative Kontrolle und Entscheidungsgewalt fir das Wahlgeschehen. Um dieser Ver-
antwortung gerecht werden zu kdnnen, hat sie ein Weisungsrecht gegeniiber dem Landeswahl-
amt und kann allen anderen Wahlorganen und -behérden verbindliche VVorgaben (Leitlinien)
machen. Im Verhéltnis zu anderen Wahlorganen muss deren Unabh&ngigkeit beriicksichtigt
werden, so dass VVorgaben und Anordnungen im Bereich der Kernaufgaben der Wahlausschusse
und Bezirkswahlleitungen nur in den gesetzlich bestimmten Fallen moglich sind.

Absatz 4 gestaltet das Verhaltnis zwischen Bezirkswahlleitung und Bezirkswahlamt analog zur
Situation auf Landesebene aus.

Absatz 6: Soweit die Wahlleitungen die ihr nach Absatz 3 Gbertragenen Aufgaben der verwal-
tungsmaRigen Vorbereitung und Durchfuhrung der Wahlen erfullen, nehmen sie materielle
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Verwaltungsaufgaben war, denn es ist staatliche Aufgabe, die organisatorischen und materiel-
len VVoraussetzungen fur die Durchfiihrung der Wahlen bereitzustellen. Daher unterliegt diese
Tatigkeit der Aufsicht durch die zustandigen staatlichen Stellen (flr Inneres zustandige Senats-
verwaltung bzw. Bezirksamt). Durch den Verweis auf 8 8 AZG wird klargestellt, dass dies so-
wohl die Rechts- als auch die Fachaufsicht umfasst; Aufsichtsmittel ist insbesondere ein Wei-
sungsrecht (8 8 Absatz 3 b) AZG). Sollte die Wahlleitung der Auffassung sein, dass eine Auf-
sichtsmalRnahe ihre Unabhéangigkeit als Wahlorgan beeintréchtigt, kann sie dies mit einem neu
eingeflihrten Rechtsbehelf vor dem VerfGH geltend machen (8§ 40 Absatz 2 Nummer 1b Ver-
fGHG).

Absatz 7: Im Gegensatz dazu unterliegen die unabhangig zu erftillenden Aufgaben der Wahl-
leitungen nur einer Rechtsaufsicht. Die vom VerfGH festgestellte Mitverantwortung der Auf-
sichtsbehdrden (Innenverwaltung und Bezirksamter) beschréankt sich im Kernbereich der Wahi-
aufgaben also auf einen Informations- und Auskunftsanspruch; daneben besteht nur das Recht,
eine Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs nach § 40 Absatz 2 Nummer 1c VerfGHG zu
beantragen. Es besteht in diesem Bereich kein eigenes Weisungs-, Aufhebungs- oder Erset-
zungsrecht. Neben den formlichen Aufsichtsmitteln der Innenverwaltung muss in der Praxis
ein regelmaRiges Monitoring und Controlling etabliert werden, in dem die Landes- bzw. Be-
zirkswahlleitung regelméfig berichtet und MalRnahmen und rechtliche Fragen abgestimmt und
geklart werden.

Fir die Anrufung des VerfGH durch die Aufsichtsbehdrden wird das allgemeine Rechtsschutz-
bedurfnis dahingehend prazisiert, dass das Abhilfeersuchen schriftlich erfolgen muss. Dadurch
sollen Gberflussige Antrdge und Streitigkeiten und Unklarheiten Gber u.U. in Besprechungen
nur miindlich gedul3erte Riigen verhindert werden.

Absatz 8: Zur Starkung der Stellung der Wahlleitungen erhalten diese ein unmittelbares Vor-
tragsrecht bei den Spitzen von Regierung und Bezirken, um unabh&ngig von férmlichen Ver-
fahren jederzeit auf etwa bestehende Handlungsbedarfe oder Defizite bei der Wahlvorbereitung
oder -durchfiihrung hinweisen zu kdénnen. Dem neu gewéhlten Abgeordnetenhaus ist nach Ab-
schluss der Wahl und ihrer Nachbereitung ein zusammenhéngender Bericht Uber den Verlauf
der Wahlen und insbesondere die organisatorischen Angelegenheiten zu geben, damit das Ab-
geordnetenhaus etwaige Regelungs- oder Finanzierungsbedarfe unmittelbar identifizieren
kann. Nicht in dem Bericht aufzuarbeiten sind dagegen die unabhéngig zu treffenden Entschei-
dungen der Wahlausschusse und -vorstande. Dazu gibt es die gesetzlich vorgesehenen Nieder-
schriften und 6ffentlichen Sitzungen.

Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin berichtet ferner dem fur Inneres zustéandigen
Senatsmitglied und dem Abgeordnetenhaus jeweils sechs und drei Monate vor einer Wahl, min-
destens einmal im Jahr, tber den Stand der Wahlvorbereitung.

Zu § 26c:

Absatz 1: Das Landeswahlamt wird als neue, dauerhafte VVerwaltungseinheit gesetzlich veran-
kert und tbernimmt alle zentralen Verwaltungsaufgaben im Zusammenhang mit der VVorberei-
tung und Durchfliihrung der Wahlen; es arbeitet fachlich nach den MaRgaben und Weisungen
des Landeswahlleiters oder der Landeswahlleiterin. Die Innenverwaltung fihrt die Dienstauf-
sicht Gber die Bediensteten und ist fir die angemessene personelle, materielle und finanzielle
Ausstattung verantwortlich.

In Absatz 2 sind die bisher von der Geschéftsstelle wahrgenommenen Aufgaben angesprochen,
d.h. das Wahlgeschéft im engeren Sinne (8 26b Absatz 2), bei dem die Landeswahlleitung un-
abhangig und weisungsfrei agiert. Dazu gehort etwa die Priifung der Wahlvorschlage, die Re-
daktion der Stimmzettel und die Erstellung von Beschlussvorlagen fiur den Landeswahlaus-
schuss.
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Absatz 3: Die gesamte Hauptverwaltung unterstutzt das Landeswahlamt, etwa im Bereich Be-
schaffung/Vergabe, Haushalt, 1T, Rechtsberatung oder temporarer Personalmehrbedarf. Diese
Sicherstellung der Finanzierung von Wahlen soll rechtzeitig ein Jahr vor der Wahl erfolgen,
dies gilt insbesondere auch fur bezirkliche Sonderbedarfe (temporéares Personal/ Anmietung von
Rdumen etc.).

Zu § 26d:

Die bereits bestehenden Bezirkswahldmter sollen kunftig als stdndige Einrichtungen gefiihrt
werden. Das heil3t vor allem, dass sie dauerhaft, auch zwischen den Wahlen, mit einem festen
Personalstamm ausgestattet sein missen, so dass einerseits langfristige organisatorische Vor-
bereitungen liickenlos weitergefuhrt werden kdnnen und andererseits das notwendige Fachwis-
sen erhalten bleibt und weitergegeben werden kann.

Die Abgrenzung der Zustéandigkeiten von Landes- und Bezirkswahlamtern erfolgt beispielhaft
im Katalog.

Absatz 3 stellt klar, dass die Téatigkeit der Bezirkswahldmter, wie schon bisher, der Bezirksauf-
sicht unterliegt und dass auch vom Eingriffsrecht Gebrauch gemacht werden kann. Sollte ein
Bezirk die Anordnungen oder Leitlinien der Landeswahlleitung nicht befolgen, kann die Innen-
verwaltung diese mittels des Eingriffsrechts nach § 13a AZG durchsetzen.

Im Ubrigen entspricht das Verhaltnis zwischen Wahlleitung und -amt der Situation auf Landes-
ebene.

Zu § 26e:

Ubernahme aus § 30 Absatz 1 LWO. Nicht mehr eigens erwahnt wird die Protokollfiihrung, da
die Schriftfihrenden der Wahlvorstande immer auch deren Mitglied sind; die Protokollfuihren-
den der Wahlausschusse sind in der Regel Mitarbeitende der jeweils flr die Unterstitzung der
Wabhlleitung zustandigen Stelle (Wahlamt). Es wird klargestellt, dass die Wahlamter auch wei-
tere ehrenamtlich Helfende (Unterstiitzungskréfte) zur Tatigkeit bei den Wabhlleitungen ver-
pflichten konnen; auch diese haben Anspruch auf Erfrischungsgeld.

Der bisherige 8 30 Absatz 1 Nummer 7 LWO (Fernbleiben von Sitzungen der Wahlausschtisse)
wird verschoben nach Absatz 3, denn die Entschuldigung steht hier systematisch an der fal-
schen Stelle, da die vorhergehenden Griinde Nummer 1-6 sich auf die generelle Ubernahme des
Amtes beziehen, Nummer 7 dagegen auf das einmalige Fernbleiben von einer einzelnen Sit-
zung.

Absatz 5 verpflichtet nunmehr ausdriicklich zur angemessenen Schulung der Wahlhelfenden.
Zu 826f:

Aufgrund der stark vermehrten Aufgaben der Landeswahlleitung — insbesondere im Zusam-
menhang mit der verwaltungsmaRigen Vorbereitung der Wahlen — erhélt diese kunftig eine
Aufwandsentschadigung; dies gilt nur, wenn er oder sie nicht im unmittelbaren Landesdienst
steht. Dadurch wird es trotz der erheblichen Anforderungen des Amtes moglich, geeignete Per-
sonen auferhalb der Verwaltung zu gewinnen. Auf die Bezirkswahlleitungen trifft dies nicht
im selben Mal3e zu, diese kdnnen weiterhin, wie bisher, nebenamtlich ohne zusétzlichen finan-
ziellen Anreiz mit Angehorigen der Bezirksverwaltung besetzt werden. In jedem Fall missen
die Wahlleitungen von ihrem Arbeitgeber in erforderlichem Umfang freigestellt werden, wofur
dieser vom Land Berlin zu entschadigen ist.

Regelungen zum Erfrischungsgeld und zum Freizeitausgleich bleiben, wie bisher, der Landes-
wahlordnung vorbehalten.

Zu § 269:

Die Regelung ist notwendig, damit die neu geschaffenen Strukturen (insbesondere Landeswahl-
amt) auch bei bundesweiten Wahlen greifen. Die bundesrechtlich geregelten Aufgaben und Be-
fugnisse der Wahlorgane bei der Wahldurchfiihrung i.e.S. bleiben unberihrt, das heif3t, sie ha-
ben im Kollisionsfall Vorrang vor den in diesem Gesetz geregelten Vorgaben. Die Ubertragung
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der zusatzlichen Leitungsaufgaben an die Landeswahlleitung im Bereich der verwaltungsma-
Rigen Wahlvorbereitung betreffen Aufgaben, die nach Bundesrecht den L&ndern bzw. Gemein-
debehtrden Gbertragen sind, ohne dass dort die internen Zustandigkeiten geregelt sind. Es steht
dem Landesgesetzgeber daher frei, diese teilweise den Wahlleitungen zu tbertragen.

Zu Nummer 24

Die Tétigkeit in den Wahlorganen ist jetzt zusammenhdngend in Abschnitt 4 geregelt.

Zu Nummer 25

Die Bekanntgabe von Wahlbefragungen ist nach § 29 kiinftig ab Ende der reguldren Wabhlzeit,
nicht, wie bisher, erst ab SchlieBung des letzten Wahllokales zuldssig (Angleichung an Bun-
desrecht). Die bisherige Regelung hat sich als unpraktikabel erwiesen, da der SchlieRzeitpunkt
samtlicher Wahllokale zentral nicht verlasslich festgestellt werden kann. Im Unterschied zum
Bundesrecht ist nicht erst die ,,Vertffentlichung (§ 23 Absatz 2 BWG), sondern, wie bisher,
schon die ,,Bekanntgabe® verboten. Das umfasst etwa auch das Teilen tiber soziale Netzwerke
auBerhalb des erstellenden Unternehmens. Im Ubrigen lehnt sich die Neuregelung an die paral-
lele Bundesregelung an, die nach der jlingsten Rechtsprechung des BVerfG zuldssig ist.

Zu Nummer 26

8§ 30 Absatz 1 und 2 waren bisher § 13a Absatz 1 und 2.

In 8 30 Absatz 3 wird die Liste der zu verarbeiteten Daten der Wahlhelfenden gemal} den prak-
tischen Erfordernissen erweitert: Es dirfen jetzt auch Mailadressen und der Beruf von Wahl-
helfenden — sofern von ihnen angegeben — gespeichert und fur kiinftige Wahlen verarbeitet
werden. Die Kontaktdaten sind wichtig, um am Wabhltag und zur Vorbereitung von Wahlen
Kontakt zu den Wahlhelfenden aufzunehmen. Die Angabe des Berufs ermdglicht eine bessere
Einschatzung, ob die Betreffenden fiir die Ubernahme von Funktionsamtern in Frage kommen;
hierunter fallt auch die Angabe einer Tatigkeit im Offentlichen Dienst. Die Verarbeitung der
Kontoverbindungsdaten ist erforderlich, da die Auszahlung des Erfrischungsgeldes fast nur
noch unbar erfolgt. Der neue Satz 3 ist erforderlich, da nach der Neuregelung neben den Be-
zirkswahlamtern auch das Landeswahlamt mit dem Wahlhelfendengeschaft befasst sein kann.
Absatz 4: Ohne ausdruckliche Ermachtigung dirften die Kontaktdaten der Mitglieder der
Wabhlvorstande nicht an den Wahlvorstehenden oder die Wahlvorstehende herausgegeben wer-
den. Derzeit bedarf es daftr einer gesonderten Einwilligung der Betreffenden. Die Kontaktauf-
nahme vor dem Wahltag zwecks Vorabsprachen und Kennenlernen sowie am Wahltag selbst
ist fiir alle Beteiligten hilfreich und soll standardmalig ermoglicht werden.

Zu Nummer 27

Die Zustandigkeit fur die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach 8 31 Absatz 3 soll allein
bei den Verwaltungsbehorden liegen und nicht beim unabhangigen Wahlorgan, das nicht Teil
der Verwaltung oder der Justiz ist.

Zu Nummer 28

8 33 Absatz 1 Satz 2 kodifiziert die bisherige und bundesweite Praxis, dass Wahlen nicht in den
Schulferien (einschlieRlich der Wochenenden zu Beginn und am Ende) stattfinden; dies andert
nichts an dem Grundsatz, dass die Wahlen an einem Sonn- oder gesetzlichen Feiertag stattfin-
den mussen (Satz 1). Satz 3 stellt klar, dass Wiederholungswahlen ausnahmsweise in den
Schulferien stattfinden muissen, wenn dies erforderlich ist, um die in 8 21 Absatz 4 Satz 1 nor-
mierte 90-Tages-Frist zu wahren.

Zu Nummer 29

Die bisherige Ermachtigungsgrundlage fur die LWO in 8 34 ist sehr knapp und gentigt mdg-
licherweise nicht mehr den heutigen verfassungsrechtlichen Anforderungen. Die Ergénzung ist
angelehnt an 8 52 Absatz 1 Bundeswahlgesetz.
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Zu Nummer 30

Die Vorschrift ist angelehnt an § 54 BWG. Es wird klargestellt, dass die Regelungen tiber elekt-
ronische Erklarungen in anderen Gesetzen bei Wahlen grundsétzlich nicht anwendbar sind.
Zu Nummer 31

Die Regelung hat sich erledigt.

Zu Artikel 2 (Anderung des Gesetzes tiber den Verfassungsgerichtshof)

Es werden zusétzliche Rechtsbehelfe fir den Landeswahlleiter und fur die Senatsverwaltung
fur Inneres eingefuhrt, um eine Klarung der jeweiligen Kompetenzen und Aufsichtsrechte im
Grenzbereich zwischen den unabhéngig wahrzunehmenden Aufgaben und den Verwaltungs-
aufgaben bei Wahlen im Streitfall zu erméglichen. Siehe dazu naher die Begriindung zu § 26b
LWG (oben zu Artikel 1 Nummer 23).

Zu Nummer 1

Die ,,Organstreitigkeiten“ zwischen Wahlorganen und Aufsichtsbehdrde (8§ 26b LWG) gehdren
zum Bereich der Wahlprufung i.w.S., die in 88 40 ff. geregelt ist, sind aber von der bisherigen
Aufzahlung der Zustandigkeiten in § 14 nicht erfasst.

Zu Nummer 2

Die Uberschrift zum zweiten Abschnitt wird erganzt (Folgeanderung zur Erganzung des Zu-
standigkeitskataloges in § 14 (Artikel 2 Nummer 1). Durch die ausdruckliche Benennung der
Organstreitigkeiten zwischen Wahlorganen und Aufsichtsbehorde (8 14 Nummer 1a) werden
diese in die Klammerdefinition der ,,Wahlprifung* einbezogen, so dass u.a. auch die Regelun-
gen zu den Beteiligten in § 41 fur diese Verfahren gelten.

Zu Nummer 23

In § 40 sind die beiden aufgrund der Neustrukturierung der Aufgaben und der Aufsichtsbefug-
nisse bei der Wahlorganisation (8 26b Absatz 7 LWG) erforderlichen Rechtsbehelfe aufgefiihrt
und die Antragsbefugnis geregelt: Einerseits kénnen sich die Landes- und Bezirkswahlleiterin-
nen und -wahlleiter gegen AufsichtsmalRnahmen der jeweiligen Aufsichtsbehdrde (Bezirksamt
oder die die fur Inneres zustandige Senatsverwaltung) im Bereich der den Wahlorganen zuge-
wiesenen Verwaltungsaufgaben bei der Wahlvorbereitung und -durchfihrung wenden (Num-
mer 1b). Andererseits konnen die Aufsichtsbehtrden ihrerseits den Verfassungsgerichthof an-
rufen, wenn sie im Rahmen der Rechtsaufsicht feststellen, dass die Wahlorgane bei Wahrneh-
mung ihrer unabhé&ngig und weisungsfrei zu erfullenden Aufgaben gegen geltendes Recht ver-
stoRBen. Hierbei handelt es sich um eine vorgezogene Wahlprifung, die dazu beitragen kann,
dass etwaige Fehler bereits vor und nicht, wie bisher, nach der Wahl geklart werden.

Der neue Absatz 4 regelt die Fristen flr die neu eingefiihrten Rechtsbehelfe.

Zu Nummer 4

In 8 41 Absatz 3 wird im Sinne der bisherigen Rechtsprechung klargestellt, dass sich die recht-
liche Priifung des Verfassungsgerichtshofes nicht auf die von den jeweiligen Antragstellenden
vorgetragenen Sachverhalte und Beweismittel beschranken darf, die wegen der eingeschrank-
ten Einsichtsrechte im Wahlverfahren notwendigerweise unvollstandig sind. Der Verfassungs-
gerichtshof muss vielmehr die erforderlichen Sachverhalte von Amts wegen vollstandig auf-
klaren, etwa durch Prufung der Niederschriften der Wahlvorstande oder durch Vernehmung
von Zeugen.

Unberthrt bleibt, dass nur die von den Antragsberechtigten substantiiert vorgetragenen Sach-
verhalte Gegenstand des Verfahrens sind. Die in der Rechtsprechung der Verfassungsgerichte
herausgearbeiteten Anforderungen an die Substantiierung von Wahlprifungsbeschwerden blei-
ben unberdihrt.
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Zu Nummer 5

Zu Buchstabe a

8 42 Abs. 1 Nummer 1b bestimmt die vom Verfassungsgerichtshof auszusprechende Entschei-
dung in den neu eingefihrten Verfahren tiber Aufsichtsmanahmen gegen die Wahlorgane. So-
weit eine Aufhebung oder Ruckgéngigmachung der MaRnahme nicht méglich oder nicht erfor-
derlich ist, weil sich die Malinahme bereits erledigt hat oder es sich um eine MaRnahme handelt,
deren Aufhebung aus sonstigen Griinden nicht in Betracht kommt, kann auch eine Feststellung
der Rechtswidrigkeit ausgesprochen werden, soweit daran ein Interesse besteht. Die Entschei-
dung obliegt dem Verfassungsgerichtshof.

Zu Buchstabe b

Im Sinne der Rechtsprechung der Verfassungsgerichte wird ausdricklich klargestellt, dass nach
dem Gebot des geringstmdglichen Eingriffs die Ungultigerklarung der Wahl auch auf einen
einzelnen Stimmbezirk beschrénkt werden kann (vgl. BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom
19. Dezember 2023, 2 BvC 4/2, Leitsatze 4 und 3 aus 2 BvC 4/23).

Eine Teilungultigkeit ist zu erklaren, wenn ein festgestellter Wahlfehler lediglich einen Bezirk
(Wahlkreisverband) oder Wahlkreis betrifft. Wegen des Gebotes des geringstmdglichen Ein-
griffes kann die Ungultigkeit der Wahl — sei es in einem Teilgebiet oder insgesamt — nur erklart
werden, wenn der festgestellte Wahlfehler sich potentiell auf die Zusammensetzung des Abge-
ordnetenhauses ausgewirkt haben kann (Mandatsrelevanz) und in Anbetracht der Schwere des
Fehlers das Bestandsinteresse des Parlaments hinter dem Korrekturinteresse zurlcktritt. Letz-
teres ist insbesondere dann der Fall, wenn sich der Wabhlfehler auf die Mehrheitsverhaltnisse
ausgewirkt haben kann. Unabhéngig von der Schwere des Wabhlfehlers ist Mandatsrelevanz nur
anzunehmen, wenn sich eine Auswirkung des Wabhlfehlers auf die Sitzverteilung als eine nach
der allgemeinen Lebenserfahrung konkrete und nicht ganz fernliegende Mdglichkeit darstellt.
Hierbei ist das zu erwartende Wahlverhalten zwar nicht im Sinne einer exakten Ubertragung
des Wahlergebnisses, wohl aber im Sinne einer groben Orientierung zu berticksichtigen.

Zu Buchstabe ¢

Es besteht kein zwingender Zusammenhang zwischen den Wahlen zum Abgeordnetenhaus und
zu den Bezirksverordnetenversammlungen. Die Verfassung schreibt nur vor, dass die Legisla-
turperiode des Ersteren fir die Dauer der Wahlperiode der Letzteren maligeblich ist. Diese wird
durch eine — auch vollstandige — Wiederholungswahl aber gerade nicht unterbrochen. In der
Sache besteht keine Notwendigkeit, etwaige Wiederholungswahlen auf beiden Ebenen stets
gleichzeitig abzuhalten, da die Stimmen voneinander unabhédngig sind und die Wéhlenden sie
unterschiedlich abgeben konnen. Die Bezirksverordnetenversammlungen werden auch nicht
von Abgeordnetenhaus ernannt oder sind auf eine Mehrheit im Abgeordnetenhaus angewiesen,
unterschiedliche Mehrheitsverhéltnisse in den Gremien sind vielmehr der gewollte Normalfall.
Im Sinne der moglichst weitgehenden Erhaltung des in der Hauptwahl zum Ausdruck gebrach-
ten Willens der Wéhlenden sollen daher Bezirksverordnetenversammlungen, deren Wahl feh-
lerfrei (d.h. ohne mandatsrelevante Fehler) verlaufen sind, auch bei vollstandiger oder teilwei-
ser Wiederholungswahl des Abgeordnetenhauses unverandert bestehen bleiben.

Zu Artikel 3 (Anderung des Bezirksverwaltungsgesetzes)

Aufgrund der Erfahrungen im Nachgang der Wiederholungswahlen 2023 regelt ein neuer § 49
— entsprechend der 2023 angewandten Verfahrensweise, dass Vorstand der Bezirksverordne-
tenversammlung und das Bezirksamt nach einer Wiederholungswahl neu gewahlt werden,
wenn sich durch die Wiederholungswahl die Zusammensetzung der Bezirksverordnetenver-
sammlung geédndert hat. Dadurch werden zwei widerstreitende, von der Verfassung vorgege-
bene Ziele in Einklang gebracht: Einerseits sieht Artikel 76 VVvB eine feste Amtszeit des Be-
zirksamtes fur die Dauer der Legislaturperiode vor, die nur durch Abwahl einzelner Mitglieder
durch 2/3-Mehrheit vorzeitig beendet werden kann. Auf der anderen Seite muss das Bezirksamt
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von einer ordnungsgemal’ und rechtmaRig gewéhlten Bezirksverordnetenversammlung legiti-
miert sein. Aus diesem Grunde kommt es nur zur Neuwahl, wenn sich aufgrund der Wiederho-
lungswahl die personelle Zusammensetzung der Bezirksverordnetenversammlung geandert hat,
unabhédngig davon, ob sich auch die Mehrheitsverhéltnisse — etwa aufgrund einer neuen Z&hl-
vereinbarung — veréndert haben. Dadurch ist sichergestellt, dass alle rechtmaRig gewahlten Ver-
ordneten — und nur diese — an der Wahl des Bezirksamtes beteiligt sind.

Zu Artikel 4 (Anderung des Bezirksamtsmitgliedergesetzes)

Aufgrund der Erfahrungen im Nachgang der Wiederholungswahlen 2023 werden Bezirksamts-
mitglieder, die nach einer Wiederholungswahl wegen geanderter Mehrheitsverhéltnisse in der
Bezirksverordnetenversammlung abgewéhlt werden, denjenigen gleichgestellt, deren Amt
durch vorgezogene Neuwahlen endet. Sie erhalten bis zum Ende ihrer urspriinglich vorgesehe-
nen Amtszeit, also bis zum Ende der Legislaturperiode, ein Ruhegehalt in Hohe von 71,75 vom
Hundert ihrer Dienstbezuge.

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten)

Die Anderungen betreffen in erster Linie das Wahlverfahren und die Wahlorganisation, nicht
aber das Wahlrecht oder das Wahlsystem, so dass sie keinen Einfluss auf das Ergebnis kiinftiger
Wahlen haben. Es bedarf daher keiner Wartefrist, um den Eindruck politischer Instrumentali-
sierung von Wahlrechtsdnderungen zu vermeiden. Auswirkungen auf laufende Wahlvorberei-
tungen sind hinzunehmen, zumal die Umsetzung der meisten Anderungen verwaltungsmaRig
bereits vorbereitet ist, insbesondere die personelle Ausstattung der Wahldmter.

Berlin, 22. Januar 2025

Stettner Herrmann
und die ubrigen Mitglieder
der Fraktion der CDU

Saleh Ddorstelmann
und die ubrigen Mitglieder
der Fraktion der SPD
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Synopse zum Entwurf eines fiinfzehnten Gesetzes zur Anderung des Landeswahl-
gesetzes und weiterer wahlbezogener Vorschriften

Hinweis: Die Synopse enthélt auch eine Wiedergabe unveranderter Vorschriften, um das Ver-
standnis zu erleichtern. So ist das Landeswahlgesetz vollstandig wiedergegeben.

Geltende Fassung des Landeswahlgeset-
zes vom 25. September 1987, zuletzt gean-
dert durch Gesetz vom [...] (GVBI. S.

[...D

Entwurfsfassung zur Anderung des Lan-
deswahlgesetzes vom 25. September 1987,
zuletzt geandert durch Gesetz vom [...]
(GVBL. S [...])

Erster Abschnitt
Wahlrecht, Wahlbarkeit, Erwerb und
Verlust des Sitzes

Erster Abschnitt
Wahlrecht, Wahlbarkeit, Erwerb und
Verlust des Sitzes

Inhaltstibersicht

Inhaltstibersicht

(-) (-)
81 81
Wahlrecht Wahlrecht

(1) Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne
des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die
am Tage der Wahl

(1) Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne
des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes, die
am Tage der Wahl

1. das 16. Lebensjahr vollendet haben;

1. das 16. Lebensjahr vollendet haben,

2. seit mindestens drei Monaten ununterbro-
chen in Berlin ihren Wohnsitz haben,

2. seit mindestens drei Monaten ununterbro-
chen in Berlin ihren Wohnsitz haben,

3. nicht nach § 2 vom Wahlrecht ausgeschlos-
sen sind.

3. nicht nach § 2 vom Wahlrecht ausgeschlos-
sen sind.

(2) Als Wohnsitz im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2
gilt die nach den Vorschriften des Bundesmelde-

gesetzes vem-3—Mai-2013-(BGBH-S--1084), das
zuletzt durch-Artikel 9 des Gesetzes vom-2-Feb-

angemeldete Wohnung, bei mehreren Wohnun-
gen die im Melderegister verzeichnete Haupt-
wohnung. Flr Personen, die unter keiner An-
schrift im Melderegister verzeichnet sind, gilt
als Wohnsitz der tatséchliche Aufenthaltsort.

(2) Als Wohnsitz im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2
gilt die nach den Vorschriften des Bundesmelde-
gesetzes angemeldete Wohnung, bei mehreren
Wohnungen die im Melderegister verzeichnete
Hauptwohnung. Fir Personen, die unter keiner
Anschrift im Melderegister verzeichnet sind, gilt
als Wohnsitz der tatséchliche Aufenthaltsort.

(3) Fir Gefangene und fur Personen, die auf
Grund Gerichtsentscheids zum Vollzug einer
mit Freiheitsentziehung verbundenen Maliregel
der Besserung und Sicherung untergebracht
sind, gilt als Wohnsitz im Sinne des Absatzes 1
Nr. 2 die Anstalt auch-tr-den-Fallen-in-denen

die Gefangenen-weder-in-der-Anstalt-noch-unter
. I heif ldet sind.

(3) Fir Gefangene und fur Personen, die auf
Grund Gerichtsentscheids zum Vollzug einer
mit Freiheitsentziehung verbundenen Maliregel
der Besserung und Sicherung untergebracht
sind, gilt als Wohnsitz im Sinne des Absatzes 1
Nr. 2 die Anstalt.

§2

§2
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Ausschluss vom Wahlrecht

AusschlufR vom Wahlrecht

Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, wer infolge
eines Gerichtsentscheids das Wahlrecht nicht
besitzt.

Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist, wer infolge
eines Gerichtsentscheids das Wahlrecht nicht
besitzt.

§3
Austibung des Wahlrechts

§3
Austibung des Wahlrechts

(1) Die Wahlberechtigten missen im Wahlver-
zeichnis ihres Bezirks eingetragen sein oder ei-
nen Wahlschein besitzen. Grundlage fir das
Wahlverzeichnis ist das Melderegister. Fir
Wanibe eellntlgtlenaelngl, 05 3, die weslell '“F
gel IEIGI.EES"'QI ‘“".'d eif-besonderes Wahivel

(1) Die Wahlberechtigten missen im Wahlver-
zeichnis ihres Bezirks eingetragen sein oder ei-
nen Wahlschein besitzen. Grundlage fir das
Wahlverzeichnis ist das Melderegister.

(2) Personen, die unter keiner Anschrift im Mel-
deregister verzeichnet sind, werden auf Antrag
in das Wahlverzeichnis des Bezirks eingetragen,
in dem sie am 35. Tag vor der Wahl tibernachtet
haben, wenn sie sich in den letzten drei Monaten
vor der Wahl tiberwiegend in Berlin aufgehalten
haben und die tbrigen Erfordernisse des Wahl-
rechts erflllt sind. Der berwiegende Aufenthalt
im Wahlgebiet ist glaubhaft zu machen. Dazu
kdnnen die Bezirkswahlamter eine Versicherung
an Eides Statt entgegennehmen.

(2) Personen, die unter keiner Anschrift im Mel-
deregister verzeichnet sind, werden auf Antrag
in das Wahlverzeichnis des Bezirks eingetragen,
in dem sie am 35. Tag vor der Wahl tibernachtet
haben, wenn sie sich in den letzten drei Monaten
vor der Wahl tiberwiegend in Berlin aufgehalten
haben und die tbrigen Erfordernisse des Wahl-
rechts erflllt sind. Der Uberwiegende Aufenthalt
im Wahlgebiet ist glaubhaft zu machen. Dazu
kdnnen die Bezirkswahlamter eine Versicherung
an Eides Statt entgegennehmen.

(3) Die Wahlberechtigten kdnnen ihr Wahlrecht
nur personlich ausuben.

(3) Die Wahlberechtigten kdnnen ihr Wahlrecht
nur personlich ausuben.

(4) Wer im Wahlverzeichnis eingetragen ist, er-
halt auf Antrag einen Wahlschein.

(4) Wer im Wahlverzeichnis eingetragen ist, er-
halt auf Antrag einen Wahlschein.

(5) Wer nicht im Wahlverzeichnis eingetragen
ist, erhalt auf Antrag einen Wahlschein, wenn
dies zur nachtréglichen Vervollstdndigung des
Wahlverzeichnisses erforderlich ist.

(5) Wer nicht im Wahlverzeichnis eingetragen
ist, erhalt auf Antrag einen Wahlschein, wenn
dies zur nachtréglichen Vervollstdndigung des
Wahlverzeichnisses erforderlich ist.

(6) Der Wahlschein berechtigt zur Teilnahme an
der Wahl durch

(6) Der Wahlschein berechtigt zur Teilnahme an
der Wahl durch

1. Briefwahl oder

2. Stimmabgabe in dem Wahlkreis des Wohnsit-
zes.

1. Briefwahl oder

2. Stimmabgabe in dem Wahlkreis des Wohnsit-
Zes.

(7) Alles Né&here Gber das Wahlverzeichnis, den
Eintragungsantrag sowie die Frist und den Nach-
weis der Wahlvoraussetzungen, die Ausgabe
von Wahlscheinen und die Durchfiihrung der
Briefwahl wird in der Landeswahlordnung gere-
gelt. In der Landeswahlordnung kann auch be-
stimmt werden, daR bei einem Umzug innerhalb
des Wahlgebietes wahrend einer bestimmten

(7) Alles Né&here Gber das Wahlverzeichnis, den
Eintragungsantrag sowie die Frist und den Nach-
weis der Wahlvoraussetzungen, die Ausgabe
von Wahlscheinen und die Durchflihrung der
Briefwahl wird in der Landeswahlordnung gere-
gelt. In der Landeswahlordnung kann auch be-
stimmt werden, daR bei einem Umzug innerhalb
des Wahlgebietes wahrend einer bestimmten

Drucksache 19/2180
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Frist vor der Wahl die Eintragung in das Wahl-
verzeichnis des bisherigen Wohnsitzes erfolgen
mub.

Frist vor der Wahl die Eintragung in das Wahl-
verzeichnis des bisherigen Wohnsitzes erfolgen
mub.

(8) Die Stimmen der Wahlberechtigten, die an
der Briefwahl teilgenommen haben, werden
nicht dadurch ungultig, daR sie vor dem oder am
Wahltag sterben oder die VVoraussetzungen ihres
Wahlrechts verloren haben.

(8) Die Stimmen der Wahlberechtigten, die an
der Briefwahl teilgenommen haben, werden
nicht dadurch ungultig, daR sie vor dem oder am
Wahltag sterben oder die VVoraussetzungen ihres
Wahlrechts verloren haben.

84
Wahlbarkeit

84
Wahlbarkeit

(1) Zum Abgeordnetenhaus und zu den Bezirks-
verordnetenversammlungen sind alle Wahlbe-
rechtigten wéhlbar, die am Tage der Wahl das
18. Lebensjahr vollendet haben.

(1) Zum Abgeordnetenhaus und zu den Bezirks-
verordnetenversammlungen sind alle Wahlbe-
rechtigten wéhlbar, die am Tage der Wahl das
18. Lebensjahr vollendet haben.

(2) Nicht wéhlbar ist,

1. wer nach § 2 vom Wahlrecht ausgeschlos-
sen ist,

2. wer infolge Gerichtsentscheids die Wéhl-
barkeit oder die Fahigkeit zur Bekleidung 6f-
fentlicher Amter nicht besitzt.

(2) Nicht wéhlbar ist,

1. wer nach § 2 vom Wahlrecht ausgeschlos-
sen ist,

2. wer infolge Gerichtsentscheids die Wéhl-
barkeit oder die Fahigkeit zur Bekleidung 6f-
fentlicher Amter nicht besitzt.

85
Erwerb des Sitzes

85
Erwerb des Sitzes

(1) Der Landeswabhlleiter benachrichtigt die in
das Abgeordnetenhaus gewéhlten Personen, der
zustandige Bezirkswahlleiter benachrichtigt die
in die Bezirksverordnetenversammlung gewahl-
ten Personen. Nach-dem-erstenZusammentritt

des-Abgeordnetenhauses-erfolgt die Benachrich-
“gul' gldulel die-Senatsvel “a.ltullg v I.|Ie| €S

i
G'..E' e.tenuel Sa'l'"“lu' g dlb"e da.s Hi-Wahlen-2zd

(1) Der Landeswabhlleiter oder die Landeswahl-
leiterin benachrichtigt die in das Abgeordneten-
haus gewahlten Personen, der zustandige Be-
zirkswahlleiter oder die zustédndige Bezirks-
wahlleiterin benachrichtigt die in die Bezirks-
verordnetenversammlung gewahlten Personen.

(2) Die Gewahlten erwerben die Mitgliedschaft
haltlich d | I .

(2) Die nach der abschlieBenden Feststellung
des Wahlergebnisses Gewahlten erwerben die

dem-Eingang-derauf die Benachrichtigung-hin Mitgliedschaft mit dem Zusammentritt des
formund-fristgerechten-AnnahmeerkldrungHe- | neu gewéhlten Abgeordnetenhauses, wenn sie
doch-nicht-vor-Ablauf derWahlperiode des-letz- | nicht vorher die Annahme durch schriftliche,
ten Abgeordnetenhauses (8 7 Abs. 3). unwiderrufliche Erklarung gegeniiber dem
Landeswahlleiter oder der Landeswabhlleite-
rin beziehungsweise dem Bezirkswabhlleiter o-
der der Bezirkswahlleiterin abgelehnt haben.
(3) Gibt-eine-gewdhlte Person-biszum-Ablauf (3) Erbringen Gewahlte den nach § 6b Absatz 2
der-Fristkeine-oderkeine formgerechte Erkla- und 5 erforderlichen Nachweis nicht innerhalb
rung-ab;-so-gHt-die Wahl zu-diesem-Zeitpunkt von 14 Tagen nach der abschlief3enden Fest-

als-angenemmen--Satz 1giltnicht fir Gewdhlte,
die den nach § 26 Abs. 2 und 5 erforderlichen

Nachweis-erbringen-missen:-wird-von-thnen

stellung des Wahlergebnisses, so gilt die Wahl
als abgelehnt.
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eieser Nachweis nicht edernichtfristgerechter-
bracht, so gilt die Wahl als picht-angenemmen-

(4) Bei einer Listennachfolge (§ 19a) wird die
Mitgliedschaft mit Eingang der schriftlichen
Annahmeerklarung beim Landeswabhlleiter o-
der der Landeswahlleiterin erworben, jedoch
nicht vor Ausscheiden der urspringlich ge-
wahlten Person. Geht die Erklérung nicht in-
nerhalb von 14 Tagen nach der Benachrichti-
gung gemaR Absatz 1 ein, gilt die Wahl als
abgelehnt. Absatz 3 gilt entsprechend mit der
Maligabe, dass die Frist mit dem Zugang der
Benachrichtigung gemaR Absatz 1 beginnt.

86
Verlust des Sitzes

86
Verlust des Sitzes

(1) Abgeordnete und Bezirksverordnete verlie-
ren ihren Sitz

1. durch Verzicht,

2. durch Verlegung des Wohnsitzes (§ 1 Abs.
2) in ein Gebiet auRerhalb von Berlin,

3. durch Wegfall einer VVoraussetzung ihrer je-
derzeitigen Wéhlbarkeit,

4 tikeitserkl tor Wah

; heiden im \Wahloriif
fahren;

5. durch Neufeststellung des Wahlergebnisses,

5a. durch Feststellung der Verfassungswidrig-
keit der Partei oder der Teilorganisation einer
Partei, der sie angehdren, durch das Bundesver-
fassungsgericht nach Artikel 21 Absatz 2 des
Grundgesetzes (8§ 6a),

6. durch Unanfechtbarkeit des Verbots der
Wahlberechtigtengemeinschaft, sofern ein Mit-
glied der Bezirksverordnetenversammlung die-
ser Wahlberechtigtengemeinschaft zwischen
dem ErlaR der Verbotsverfiigung (8§ 3 des Ver-
einsgesetzes) und der Unanfechtbarkeit des Ver-
bots (§ 7 des Vereinsgesetzes) angehort hat,

7. als Bezirksverordnete durch Annahme der
Wahl zum Abgeordnetenhaus,

8. als Mitglied der Bezirksverordnetenver-
sammlung, wenn nachtréglich eine der VVoraus-
setzungen des § 26 Abs. 4 eintritt,

9. als Mitglied des Abgeordnetenhauses, wenn
nachtraglich eine der Voraussetzungen des § 26
Abs. 2 bekannt wird oder eintritt.

(1) Abgeordnete und Bezirksverordnete verlie-
ren ihren Sitz

1. durch Verzicht,

2. durch Verlegung des Wohnsitzes (§ 1 Abs.
2) in ein Gebiet auRerhalb von Berlin,

3. durch Wegfall einer VVoraussetzung ihrer je-
derzeitigen Wéhlbarkeit,

4, wenn sie berufen wurden, obwohl sie die
Voraussetzungen der Wéhlbarkeit nicht er-
fullen oder sonst zu Unrecht berufen wurden
(Ungultigkeit des Erwerbs der Mitglied-
schaft),

5. vorbehaltlich abweichender Maligaben
in der Wahlprufungsentscheidung im Falle
einer Wiederholungswahl oder in sonstigen
Fallen durch Neufeststellung des Wahlergebnis
ses, wenn sie nach dem neu festgestellten
Wabhlergebnis nicht gewéahlt sind,

5a. durch Feststellung der Verfassungswidrig-
keit der Partei oder der Teilorganisation einer
Partei, der sie angehdren, durch das Bundesver-
fassungsgericht nach Artikel 21 Absatz 2 des
Grundgesetzes (8 6a),

6. durch Unanfechtbarkeit des Verbots der
Wahlberechtigtengemeinschaft, sofern ein Mit-
glied der Bezirksverordnetenversammlung die-
ser Wahlberechtigtengemeinschaft zwischen
dem ErlaR der Verbotsverfiigung (8§ 3 des Ver-
einsgesetzes) und der Unanfechtbarkeit des Ver-
bots (§ 7 des Vereinsgesetzes) angehort hat,

7. als Bezirksverordnete durch Annahme der
Wahl zum Abgeordnetenhaus,
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8. als Mitglied der Bezirksverordnetenver-
sammlung, wenn nachtréglich eine der Voraus-
setzungen des § 6b Abs. 4 eintritt,

9. als Mitglied des Abgeordnetenhauses, wenn
nachtraglich eine der Voraussetzungen des § 6b
Abs. 2 bekannt wird oder eintritt.

(2) Der Verzicht ist schriftlich dem zustindigen
Wahlleiter nach dem ersten Zusammentreten des
Abgeordnetenhauses oder der Bezirksverordne-
tenversammlung, dem Présidenten des Abgeord-
netenhauses oder dem Bezirksverordnetenvor-
steher zu erkléren; er darf keine Bedingungen
enthalten und kann nicht widerrufen werden.

(2) Der Verzicht ist schriftlich dem zustindigen
Wahlleiter nach dem ersten Zusammentreten des
Abgeordnetenhauses oder der Bezirksverordne-
tenversammlung, dem Présidenten des Abgeord-
netenhauses oder dem Bezirksverordnetenvor-
steher zu erkléren; er darf keine Bedingungen
enthalten und kann nicht widerrufen werden.

(3) Uber den Verlust des Sitzes nach Absatz 1
wird entschieden

1. im Falle der Nummer 1 durch den Présidenten
des Abgeordnetenhauses oder den Vorsteher der
Bezirksverordnetenversammiung,

2. inden Féallen der Nummern 2, 3, 5aund 9
durch BeschluR des Prasidiums des Abgeordne-
tenhauses oder des Vorstandes der Bezirksver-
ordnetenversammliung,

3. im Falle der Nummer 4 im Wahlpriifungsver-
fahren,

4. im Falle der Nummer 5 durch den Landes-
wahlausschuf? fir das Ergebnis der Wahl zum
Abgeordnetenhaus, durch den Bezirkswahlaus-
schuB fur das Ergebnis der Wahl zur Bezirksver-
ordnetenversammliung,

5. in den Féallen der Nummern 6 bis 8 durch Be-
schluR des Vorstandes der Bezirksverordneten-
versammlung.

(3) Uber den Verlust des Sitzes nach Absatz 1
wird entschieden

1. im Falle der Nummer 1 durch den Présidenten
des Abgeordnetenhauses oder den Vorsteher der
Bezirksverordnetenversammiung,

2. inden Féallen der Nummern 2, 3, 5aund 9
durch BeschluR des Prasidiums des Abgeordne-
tenhauses oder des Vorstandes der Bezirksver-
ordnetenversammliung,

3. im Falle der Nummer 4 im Wahlprifungsver-
fahren,

4. im Falle der Nummer 5 durch den Landes-
wahlausschuf? fir das Ergebnis der Wahl zum
Abgeordnetenhaus, durch den Bezirkswahlaus-
schuB fur das Ergebnis der Wahl zur Bezirksver-
ordnetenversammliung,

5. in den Féallen der Nummern 6 bis 8 durch Be-
schluR des Vorstandes der Bezirksverordneten-
versammlung.

§ 6a
Folgen eines Parteiverbots

§ 6a
Folgen eines Parteiverbots

(1) Abgeordnete und Bezirksverordnete verlie-
ren ihren Sitz im Abgeordnetenhaus oder in der
Bezirksverordnetenversammlung nach § 6 Ab-
satz 1 Nummer 5a, sofern sie der fur verfas-
sungswidrig erklérten Partei oder Teilorganisa-
tion zu einem Zeitpunkt zwischen der Antrag-
stellung (8 43 des Bundesverfassungsgerichtsge-
setzes) und der Verkiindung der Entscheidung (8
46 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes) an-
gehort haben.

(1) Abgeordnete und Bezirksverordnete verlie-
ren ihren Sitz im Abgeordnetenhaus oder in der
Bezirksverordnetenversammlung nach § 6 Ab-
satz 1 Nummer 5a, sofern sie der fir verfas-
sungswidrig erklérten Partei oder Teilorganisa-
tion zu einem Zeitpunkt zwischen der Antrag-
stellung (8 43 des Bundesverfassungsgerichtsge-
setzes) und der Verkiindung der Entscheidung (8
46 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes) an-
gehort haben.

(2) Soweit Abgeordnete, die nach § 6 Absatz 1
Nummer 5a ihren Sitz verloren haben, aus einem
Wahlkreisvorschlag gewahlt wurden, wird die
Wahl in diesen Wabhlkreisen in entsprechender

(2) Soweit Abgeordnete, die nach § 6 Absatz 1
Nummer 5a ihren Sitz verloren haben, aus einem
Wahlkreisvorschlag gewahlt wurden, wird die
Wahl in diesen Wabhlkreisen in entsprechender
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Anwendung des §20-Absatz2-und-3-wiederholt.
Hierbei diirfen die Abgeordneten, die ihren Sitz
verloren haben, nicht als Bewerber antreten. So-
weit Abgeordnete, die nach § 6 Absatz 1 Num-
mer 5a ihren Sitz verloren haben, aus einer Be-
zirks- oder Landesliste gewahlt wurden, bleiben
die Sitze unbesetzt. Die Sétze 1 und 3 gelten
nicht, wenn die ausgeschiedenen Abgeordneten
auf einem Wahlvorschlag einer nicht fur verfas-
sungswidrig erklérten Partei gewahlt wurden; in
diesem Fall werden die Sitze in entsprechender
Anwendung des 8 14 Absatz 4 nachbesetzt.

Anwendung des 8 21 wiederholt. Hierbei dirfen
die Abgeordneten, die ihren Sitz verloren haben,
nicht als Bewerber antreten. Soweit Abgeord-
nete, die nach § 6 Absatz 1 Nummer 5a ihren
Sitz verloren haben, aus einer Bezirks- oder
Landesliste gewahlt wurden, bleiben die Sitze
unbesetzt. Die Sétze 1 und 3 gelten nicht, wenn
die ausgeschiedenen Abgeordneten auf einem
Wahlvorschlag einer nicht fiir verfassungswidrig
erklarten Partei gewahlt wurden; in diesem Fall
werden die Sitze in entsprechender Anwendung
des § 14 Absatz 4 nachbesetzt.

(3) Soweit Bezirksverordnete nach § 6 Absatz 1
Nummer 5a ihren Sitz verloren haben, bleiben
die Sitze unbesetzt; die gesetzliche Mitglieder-
zahl der Bezirksverordnetenversammlung ver-
ringert sich fur die Wahlperiode entsprechend.
Dies gilt nicht, wenn die ausgeschiedenen Be-
zirksverordneten aus einem Bezirkswahlvor-
schlag einer nicht fur verfassungswidrig erklar-
ten Partei gewahlt wurden; in diesem Fall wer-
den die Sitze in entsprechender Anwendung des
8 24 nachbesetzt.

(3) Soweit Bezirksverordnete nach § 6 Absatz 1
Nummer 5a ihren Sitz verloren haben, bleiben
die Sitze unbesetzt; die gesetzliche Mitglieder-
zahl der Bezirksverordnetenversammlung ver-
ringert sich fur die Wahlperiode entsprechend.
Dies gilt nicht, wenn die ausgeschiedenen Be-
zirksverordneten aus einem Bezirkswahlvor-
schlag einer nicht fur verfassungswidrig erklar-
ten Partei gewahlt wurden; in diesem Fall wer-
den die Sitze in entsprechender Anwendung des
8 24 nachbesetzt.

§26
Unvereinbarkeit berufliche Funktionen und
Beschrénkung der Wéhlbarkeit

8 6b
Unvereinbarkeit berufliche Funktionen und
Beschrénkung der Wahlbarkeit

(1) Mit dem Erwerb der Mitgliedschaft im Abge-
ordnetenhaus scheiden folgende Personen aus
ihrer beruflichen Funktion aus:

1. Unmittelbare Landesbeamte und -beamtin-

nen mit Dienstbeziigen in-derHauptverwaltung

und vergleichbare Angestellte des Landes Berlin
in-derHauptverwaltung,

2. Beamte, Beamtinnen und Angestellte beim
Abgeordnetenhaus und-bei-der-Stadtverordne-
tenversammiung, des Rechnungshofs und der

Gerichtsverwaltungen,

3. Berufsrichter und Berufsrichterinnen, die
im Dienst des Landes Berlin stehen,

4. der oder die Berliner Datenschutzbeauf-
tragte, Beamte, Beamtinnen und Angestellte des
Berliner Datenschutzbeauftragten,

4a. der oder die Burger- und Polizeibeauftragte,
Beamte, Beamtinnen und Angestellte des oder
der Birger- und Polizeibeauftragten,

5. Mitglieder eines Bezirksamtes.

(1) Mit dem Erwerb der Mitgliedschaft im Ab-
geordnetenhaus scheiden folgende Personen aus
ihrer beruflichen Funktion aus:

1. Unmittelbare Landesbeamte und -beamtin-
nen mit Dienstbeziigen und vergleichbare Be-
schéftigte des Landes Berlin,

2. Beamte, Beamtinnen und Beschéaftige beim
Abgeordnetenhaus, des Rechnungshofs und der
Gerichtsverwaltungen,

3. Berufsrichter und Berufsrichterinnen, die
im Dienst des Landes Berlin stehen,

4. der oder die Berliner Datenschutzbeauf-
tragte, Beamte, Beamtinnen und Beschéftigte
des oder der Berliner Datenschutzbeauftragten,

5. der oder die Birger- und Polizeibeauftragte,
Beamte, Beamtinnen und Angestellte des oder
der Burger- und Polizeibeauftragten,

6. Mitglieder eines Bezirksamtes.

(2) Mitglieder und deren stéandige Stellvertreter
eines zur Geschaftsflihrung berufenen Organs

(2) Mitglieder und deren stéandige Stellvertreter
eines zur Geschéftsfiihrung berufenen Organs
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einer der Aufsicht des Landes Berlin unterste-
henden Kérperschaft, Anstalt oder Stiftung des
Offentlichen Rechts oder eines privatrechtlichen
Unternehmens, an dem das Land Berlin oder
eine seiner Aufsicht unterstehende Korperschatft,
Anstalt oder Stiftung des 6ffentlichen Rechts mit
malgeblich beteiligt ist, kdnnen nicht zugleich
dem Abgeordnetenhaus angehdren. Eine mali-
gebliche Beteiligung ist gegeben bei einer Betei-
ligung von mehr als einem Viertel der Vermo-
gensanteile oder einer sonstigen Absicherung ei-
nes bestimmenden Einflusses durch Vertrag,
Satzung oder andere verbindliche Regelung. Na-
tirliche Personen nach Satz 1 haben mit der Ab-
gabe der Erklarung tber die Annahme ihrer
Wahl in das Abgeordnetenhaus den Nachweis zu
erbringen, daR sie spatestens mit Erwerb der
Mitgliedschaft einer der Ausiibung des Mandats
entgegenstehenen beruflichen Tatigkeit nicht
weiter nachgehen.

einer der Aufsicht des Landes Berlin unterste-
henden Korperschaft, Anstalt oder Stiftung des
offentlichen Rechts oder eines privatrechtlichen
Unternehmens, an dem das Land Berlin oder
eine seiner Aufsicht unterstehende Kdrperschaft,
Anstalt oder Stiftung des 6ffentlichen Rechts
maligeblich beteiligt ist, konnen nicht zugleich
dem Abgeordnetenhaus angehéren. Eine mal3-
gebliche Beteiligung ist gegeben bei einer Betei-
ligung von mehr als einem Viertel der Vermo-
gensanteile oder einer sonstigen Absicherung ei-
nes bestimmenden Einflusses durch Vertrag,
Satzung oder andere verbindliche Regelung. Na-
tirliche Personen nach Satz 1 haben mit der Ab-
gabe der Erklarung Gber die Annahme ihrer
Wahl in das Abgeordnetenhaus den Nachweis zu
erbringen, dass sie spatestens mit Erwerb der
Mitgliedschaft einer der Auslibung des Mandats
entgegenstehenden beruflichen Tétigkeit nicht
weiter nachgehen.

(3) Absatz 1 findet auf hauptberufliche Professo-
ren und Professorinnen keine Anwendung.

(3) Absatz 1 findet auf hauptberufliche Professo-
ren und Professorinnen keine Anwendung.

(4) Beamte und Beamtinnen mit Dienstbeziigen
und vergleichbare Angestellte der Bezirksver-
waltung kénnen nicht Mitglieder der Bezirksver-
ordnetenversammlung desselben Bezirks sein.
Satz 1 gilt nicht fur die Mitglieder des Bezirk-
samtes fiir die Ubergangszeit von dem Beginn
der Wahlperiode bis zum Ablauf ihrer bisheri-
gen Amtszeit, langstens bis zur Ernennung nach
ihrer Wiederwahl in das Bezirksamt desselben
Bezirks. Berufsrichter und Berufsrichterinnen im
Dienste des Landes Berlin, der Berliner Daten-
schutzbeauftragte, Beamte, Beamtinnen und An-
gestellte des Berliner Datenschutzbeauftragten
sowie als Mitglieder und Priifer des Rechnungs-
hofs tatige Personen kdnnen nicht Mitglieder ei-
ner Bezirksverordnetenversammlung sein.

(4) Beamte und Beamtinnen mit Dienstbeziigen
und vergleichbare Beschéftigte der Bezirksver-
waltung kdnnen nicht Mitglieder der Bezirksver-
ordnetenversammlung desselben Bezirks sein.
Satz 1 gilt nicht fir die Mitglieder des Bezirk-
samtes fiir die Ubergangszeit von dem Beginn
der Wahlperiode bis zum Ablauf ihrer bisheri-
gen Amitszeit, langstens bis zur Ernennung nach
ihrer Wiederwahl in das Bezirksamt desselben
Bezirks. Berufsrichter und Berufsrichterinnen
im Dienste des Landes Berlin, der Berliner Da-
tenschutzbeauftragte, Beamte, Beamtinnen und
Beschaftigte des Berliner Datenschutzbeauftrag-
ten sowie als Mitglieder und Prifer des Rech-
nungshofs tatige Personen kénnen nicht Mitglie-
der einer Bezirksverordnetenversammlung sein.

(5) Die in Absatz 4 aufgefiihrten Personen ha-
ben mit der Abgabe der Erklarung tber die An-
nahme ihrer Wahl in die Bezirksverordnetenver-
sammlung den Nachweis zu erbringen, daf sie
spatestens mit Erwerb der Mitgliedschaft aus
der beruflichen Funktion ausscheiden, die einer
Ausiibung des Mandats entgegensteht.

(5) Die in Absatz 4 aufgefiihrten Personen haben
mit der Abgabe der Erklérung uber die An-
nahme ihrer Wahl in die Bezirksverordnetenver-
sammlung den Nachweis zu erbringen, dass sie
spatestens mit Erwerb der Mitgliedschaft aus der
beruflichen Funktion ausscheiden, die einer
Ausiuibung des Mandats entgegensteht.

Zweiter Abschnitt
Wahl zum Abgeordnetenhaus

Zweiter Abschnitt
Wahl zum Abgeordnetenhaus

87
Grundséatze der Wahl

87
Grundséatze der Wahl
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(1) Das Abgeordnetenhaus wird auf Grund all-
gemeiner, freier, gleicher, geheimer und direkter
Wahl auf die Dauer von fiinf Jahren gewahlt.

(1) Das Abgeordnetenhaus wird auf Grund all-
gemeiner, freier, gleicher, geheimer und direkter
Wahl auf die Dauer von fiinf Jahren gewahlt.

(2) Das Abgeordnetenhaus besteht aus mindes-
tens 130 Abgeordneten, von denen 78 nach den
Grundsatzen der relativen Mehrheitswahl und
die Ubrigen aus Listen gewahlt werden.

(2) Das Abgeordnetenhaus besteht aus mindes-
tens 130 Abgeordneten, von denen 78 nach den
Grundsatzen der relativen Mehrheitswahl und
die Ubrigen aus Listen gewahlt werden.

(3) Die Wahlperiode endet mit dem Zusammen-
tritt des neugewahlten Abgeordnetenhauses.

(3) Die Wahlperiode endet mit dem Zusammen-
tritt des neugewahlten Abgeordnetenhauses.

§8 88
(aufgehoben) (aufgehoben)
§9 89

Wahlkreise und Wahlkreisverbande

Wahlkreise und Wahlkreisverbande

(1) Das Wahlgebiet wird fur die Wahl zum Ab-
geordnetenhaus in 78 Wahlkreise eingeteilt. Die
Wahlkreise eines Bezirks bilden einen
Wahlkreisverband.

(1) Das Wahlgebiet wird fur die Wahl zum Ab-
geordnetenhaus in 78 Wahlkreise eingeteilt. Die
Wahlkreise eines Bezirks bilden einen
Wahlkreisverband.

(2) Die Zahl der Wahlkreise, die in jedem Wahl-
kreisverband zu bilden sind, legt der Senat fest;
sie ist so zu bestimmen, daR auf alle Wahlkreise
im Wahlgebiet eine moglichst gleich grolie An-
zahl von Deutschen entfallt.

(2) Die Zahl der Wahlkreise, die in jedem Wahl-
kreisverband zu bilden sind, legt der Senat fest;
sie ist so zu bestimmen, daR auf alle Wahlkreise
im Wahlgebiet eine moglichst gleich grolie An-
zahl von Deutschen entfallt.

(3) Der Senat stellt vor jeder Wahl die jedem
Wahlkreisverband zustehende Zahl der Wahl-
kreise fest und macht diese Feststellung spétes-
tens 44 Monate nach Beginn der Wahlperiode
im Amtsblatt fir Berlin bekannt.

(3) Der Senat stellt vor jeder Wahl die jedem
Wahlkreisverband zustehende Zahl der Wahl-
kreise fest und macht diese Feststellung spétes-
tens 44 Monate nach Beginn der Wahlperiode
im Amtsblatt fir Berlin bekannt.

(4) Die ortliche Abgrenzung der Wahlkreise
wird von den Bezirken spatestens 47 Monate
nach Beginn der Wahlperiode vorgenommen
und im Amtsblatt fur Berlin bekanntgegeben.
Die Wahlkreise innerhalb eines Wahlkreisver-
bandes sollen eine etwa gleich groRRe Zahl von
Deutschen haben.

(4) Die ortliche Abgrenzung der Wahlkreise
wird von den Bezirken spatestens 47 Monate
nach Beginn der Wahlperiode vorgenommen
und im Amtsblatt fur Berlin bekanntgegeben.
Die Wahlkreise innerhalb eines Wahlkreisver-
bandes sollen eine etwa gleich groRRe Zahl von
Deutschen haben.

(5) Bei einer vorzeitigen Beendigung der Wahl-
periode gilt die Wahlkreiseinteilung der letzten
Wahl.

(5) Bei einer vorzeitigen Beendigung der Wahl-
periode gilt die Wahlkreiseinteilung der letzten
Wahl.

§10
Wahlvorschlage

810
Wabhlteilnahme, Wahlvorschlage, Unter-
stlitzungsunterschriften

(1) Wahlkreisvorschlage kdnnen von Parteien
und von einzelnen Wahlberechtigten eingereicht
werden. Bezirkslisten in den Wahlkreisverbén-
den oder eine Landesliste im Wahlgebiet kdnnen
nur Parteien im Sinne des Parteiengesetzes i

der-Fassung-vem-31Januar 1994 (BGBI

(1) Wahlkreisvorschlage kdnnen von Parteien
und von einzelnen Wahlberechtigten eingereicht
werden. Bezirkslisten in den Wahlkreisverbén-
den oder eine Landesliste im Wahlgebiet kdnnen
nur Parteien im Sinne des Parteiengesetzes ein-
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S-149} einreichen. Parteien, die vom Bundes-
verfassungsgericht fur verfassungswidrig erklart
worden sind, kdnnen keine Wahlvorschlége ein-
reichen.

reichen. Parteien, die vom Bundesverfassungs-
gericht fir verfassungswidrig erkléart worden
sind, konnen keine Wahlvorschlége einreichen.

(2) Parteien, die sich an der letzten Wahl zum
Abgeordnetenhaus oder an der letzten Wahl zum
Deutschen Bundestag in Berlin nicht mit einem
eigenen Wahlvorschlag beteiligt haben, miissen
dem Landeswahlleiter spatestens vier Monate
vor dem Wabhltag zur Feststellung der Eigen-
schaft als politische Partei eine schriftliche Sat-
zung, das schriftliche Parteiprogramm und die
Niederschrift tiber die satzungsgeméRe Bestel-
lung des Landesvorstandes einreichen. Stellt der
Landeswahlausschuf? fest, daR sich eine Partei
weder an der letzten Wahl zum Abgeordneten-
haus noch an der letzten Wahl zum Deutschen
Bundestag in Berlin mit einem eigenen Wahl-
vorschlag beteiligt hat, entscheidet er tGber die
Feststellung der Parteieigenschaft. Die Entschei-
dung ist von dem Landeswahlleiter in der Sit-
zung des Landeswahlausschusses bekannt zu ge-
ben. Hat eine Partei gegen diese Entscheidung
Einspruch nach § 40 Absatz 2 Nummer 1a des
Gesetzes uber den Verfassungsgerichtshof ein-
gelegt, ist diese Partei bis zu einer Entscheidung
des Verfassungsgerichtshofes wie eine wahlvor-
schlagsberechtigte Partei zu behandeln.

(2) Parteien, die sich an der letzten Wahl zum
Abgeordnetenhaus oder an der letzten Wahl zum
Deutschen Bundestag in Berlin nicht mit einem
eigenen Wahlvorschlag beteiligt haben, miissen
dem Landeswahlleiter oder der Landeswahllei-
terin spétestens vier Monate vor dem Wahltag
zur Feststellung der Eigenschaft als politische
Partei eine schriftliche Satzung, das schriftliche
Parteiprogramm und die Niederschrift Gber die
satzungsgemalie Bestellung des Landesvorstan-
des einreichen. Stellt der Landeswahlausschuf?
fest, dalt sich eine Partei weder an der letzten
Wahl zum Abgeordnetenhaus noch an der letz-
ten Wahl zum Deutschen Bundestag in Berlin
mit einem eigenen Wahlvorschlag beteiligt hat,
entscheidet er (iber die Feststellung der Parteiei-
genschaft. Die Entscheidung ist von dem Lan-
deswahlleiter oder der Landeswahlleiterin in
der Sitzung des Landeswahlausschusses bekannt
zu geben. Hat eine Partei gegen diese Entschei-
dung Einspruch nach § 40 Absatz 2 Nummer la
des Gesetzes uber den Verfassungsgerichtshof
eingelegt, ist diese Partei bis zu einer Entschei-
dung des Verfassungsgerichtshofes wie eine
wahlvorschlagsberechtigte Partei zu behandeln.

(3) Jede Partei kann nach dem Beschluf3 ihres
nach der Satzung zustéandigen Organs entweder
eine Landesliste oder in den Wahlkreisverbén-
den jeweils eine Bezirksliste einreichen. Der
Landesvorstand jeder Partei, die sich an der
Wahl zum Abgeordnetenhaus beteiligen will, hat
dies vier Monate vor dem Wahltag dem Landes-
wahlleiter schriftlich anzuzeigen und mitzutei-
len, ob sie eine Landesliste oder Bezirkslisten
einreichen will. Mit der Anzeige sind die Sat-
zung und das vom Vorstand der Sitzung des zu-
stdndigen Organs unterzeichnete Protokoll mit
dem nach Satz 1 zu fassenden Beschluf einzu-
reichen; das Protokoll ist nicht erforderlich,
wenn sich aus der Satzung unmittelbar ergibt,
daR die Partei eine Landesliste oder Bezirkslis-
ten einreichen will. Nach Ablauf der Frist kann
die Entscheidung einer Partei nicht mehr geén-
dert werden; werden mehrere widerspriichliche
Mitteilungen fristgemal abgegeben, so ist die
letzte Mitteilung verbindlich; 4%t sich die Rei-
henfolge der Mitteilungen nicht feststellen, so
gilt die Erkl&rung als nicht abgegeben. Unterlafiit
eine Partei die Erklarung oder gibt sie sie nicht

(3) Jede Partei kann nach dem Beschluf3 ihres
nach der Satzung zustéandigen Organs entweder
eine Landesliste oder in den Wahlkreisverbén-
den jeweils eine Bezirksliste einreichen. Der
Landesvorstand jeder Partei, die sich an der
Wahl zum Abgeordnetenhaus beteiligen will, hat
dies vier Monate vor dem Wahltag dem Landes-
wahlleiter oder der Landeswahlleiterin schrift-
lich anzuzeigen und mitzuteilen, ob sie eine
Landesliste oder Bezirkslisten einreichen will.
Mit der Anzeige sind die Satzung und das vom
Vorstand der Sitzung des zustandigen Organs
unterzeichnete Protokoll mit dem nach Satz 1 zu
fassenden BeschluR einzureichen; das Protokoll
ist nicht erforderlich, wenn sich aus der Satzung
unmittelbar ergibt, daR die Partei eine Landes-
liste oder Bezirkslisten einreichen will. Nach
Ablauf der Frist kann die Entscheidung einer
Partei nicht mehr gedndert werden; werden meh-
rere widerspriichliche Mitteilungen fristgeman
abgegeben, so ist die letzte Mitteilung verbind-
lich; &Rt sich die Reihenfolge der Mitteilungen
nicht feststellen, so gilt die Erklarung als nicht
abgegeben. Unterlalt eine Partei die Erklarung
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fristgemal oder nicht in der richtigen Form ab,
so darf sie neben den Wahlkreisvorschlagen nur
Bezirkslisten einreichen.

oder gibt sie sie nicht fristgemal oder nicht in
der richtigen Form ab, so darf sie neben den
Wahlkreisvorschlagen nur Bezirkslisten einrei-
chen.

(4) Jeder Wahlkreisvorschlag darf nur eine Per-
son benennen und muf ihren Familiennamen,
Vornamen, Geburtstag, Geburtsort, erlernten
und zur Zeit der Einreichung oder zuletzt ausge-
Ubten Beruf und die Anschrift angeben. Wahl-
kreisvorschlége einer Partei miissen aulierdem
den Namen der einreichenden Partei und, sofern
sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese
angeben. Andere Wahlkreisvorschlage missen
das Kennwort "Einzelbewerber" oder "Einzelbe-
werberin" ohne weiteren Zusatz fuihren.

(4) Jeder Wahlkreisvorschlag darf nur eine Per-
son benennen und muf ihren Familiennamen,
Vornamen, Geburtstag, Geburtsort, erlernten
und zur Zeit der Einreichung oder zuletzt ausge-
Ubten Beruf und die Anschrift angeben. Wahl-
kreisvorschlége einer Partei miissen aul’erdem
den Namen der einreichenden Partei und, sofern
sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese
angeben. Andere Wahlkreisvorschlage missen
das Kennwort "Einzelbewerber" oder "Einzelbe-
werberin" ohne weiteren Zusatz fuihren.

(5) Jede Liste mull mindestens zwei Personen
enthalten; die Reihenfolge muf erkennbar sein.
Uber jede Person sind dieselben Angaben zu
machen wie auf dem Wahlkreisvorschlag, Ab-
satz 4 Satz 2 findet entsprechende Anwendung.

(5) Jede Liste mull mindestens zwei Personen
enthalten; die Reihenfolge muf erkennbar sein.
Uber jede Person sind dieselben Angaben zu
machen wie auf dem Wahlkreisvorschlag, Ab-
satz 4 Satz 2 findet entsprechende Anwendung.

(6) Niemand darf im Wahlgebiet in mehr als ei-
nem Wahlkreis und auf mehr als einer Liste auf-
gestellt werden. Wer von einer Partei in einem
Wahlkreis aufgestellt wird, kann auf einer Liste
nur fur dieselbe Partei aufgestellt werden. ist

eine-Person-auf-einem-Wahlkreisvorschlag-und
ZI uglele.ln aud IEIIHEI Liste g.ellwalnlt W!Q!I!EIEIIII 59

schlagannehmen:

(6) Niemand darf im Wahlgebiet in mehr als ei-
nem Wahlkreis und auf mehr als einer Liste auf-
gestellt werden. Wer von einer Partei in einem
Wahlkreis aufgestellt wird, kann auf einer Liste
nur fur dieselbe Partei aufgestellt werden.

(7) Jede in einen Wahlvorschlag aufgenommene
Person hat schriftlich ihre Zustimmung zu erkla-
ren. Besteht Zweifel darlber, ob sie wahlbar ist,
so kann ein entsprechender Nachweis verlangt
werden.

(7) Jede in einen Wahlvorschlag aufgenommene
Person hat schriftlich ihre Zustimmung zu erkla-
ren. Besteht Zweifel darlber, ob sie wahlbar ist,
so kann ein entsprechender Nachweis verlangt
werden.

(8) Jeder Wahlkreisvorschlag muRR von mindes-
tens 45 Wahlberechtigten des Wahlkreises per-
sonlich und handschriftlich unterzeichnet sein,
die am Tage der Unterschrift wahlberechtigt (8
1) und in dem Wahlkreis mit- Hauptwohnung-ge-
meldetsind; dies muR auf dem Unterschriften-
blatt amtlich bestatigt werden.

(8) Jeder Wahlkreisvorschlag muRR von mindes-
tens 45 Wahlberechtigten des Wahlkreises per-
sonlich und handschriftlich unterzeichnet sein,

die am Tage der Unterschrift wahlberechtigt (8
1) und in dem Wabhlkreis ihren Wohnsitz (§ 1

Absatz 2 und 3) haben; dies muR auf dem Un-
terschriftenblatt amtlich bestétigt werden.

(9) Jede Bezirksliste muRR von mindestens 185
Wahlberechtigten des Wahlkreisverbandes per-
sonlich und handschriftlich unterzeichnet sein.
Landeslisten miissen von mindestens 2 200
Wahlberechtigten personlich und handschriftlich
unterzeichnet sein. Absatz 8 findet
entsprechende Anwendung.

(9) Jede Bezirksliste muRR von mindestens 185
Wahlberechtigten des Wahlkreisverbandes per-
sonlich und handschriftlich unterzeichnet sein.
Landeslisten miissen von mindestens 2 200
Wahlberechtigten personlich und handschriftlich
unterzeichnet sein. Absatz 8 findet
entsprechende Anwendung.

(10) Es darf nur ein Wahlkreisvorschlag und
eine Liste unterzeichnet werden; hat jemand

(10) Es darf nur ein Wahlkreisvorschlag und
eine Liste unterzeichnet werden; hat jemand
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mehrere Wahlkreisvorschldge oder mehrere Lis-
ten unterzeichnet, so sind die Unterschriften auf
allen weiteren Wahlvorschlagen derselben Art
ungultig.

mehrere Wahlkreisvorschldge oder mehrere Lis-
ten unterzeichnet, so sind die Unterschriften auf
allen weiteren Wahlvorschlagen derselben Art
ungultig.

(11) Landeslisten von Parteien mussen von
dem Landesvorstand, Kreiswahlvorschlage
und Bezirkslisten von dem Vorstand des zu-
standigen Kreis- oder Bezirksverbandes un-
terzeichnet sein. Hat die Partei keine Vor-
stande auf Bezirksebene, so ist die Unter-
schrift von dem Vorstand der nachsthdheren
ortlichen Gliederung zu leisten.

1-War die einreichende Partei bereits in der
letzten Wahlperiode ununterbrochen als Partei
im Abgeordnetenhaus oder im Deutschen Bun-

destag vertreten, se-gentigt-firjedenWahlkreis-

(12) War die einreichende Partei bereits in der
letzten Wahlperiode ununterbrochen als Partei
im Abgeordnetenhaus oder im Deutschen Bun-
destag vertreten, bedarf es neben den Vor-
standsunterschriften keiner weiteren Unter-
stutzungsunterschriften nach den Absétzen 8
und 9.

(32) Durch die Landeswahlordnung werden fir
die Wahlvorschlage, die Unterschriftenblatter
und die Erklarungen nach Absatz 7 amtliche
Vordrucke vorgeschrieben.

(13) Durch die Landeswahlordnung werden fir
die Wahlvorschlage, die Unterschriftenblatter
und die Erklarungen nach Absatz 7 amtliche
Vordrucke vorgeschrieben.

§11
Verbindung von Wahlvorschlagen

§11
Verbindung von Wahlvorschlagen

Wahlvorschlage kénnen vorbehaltlich des § 17
Abs. 1 Satz 1 nicht miteinander verbunden wer-
den. Gemeinsame Wahlvorschlage diirfen nicht
aufgestellt werden.

Wahlvorschlage kénnen vorbehaltlich des § 17
Abs. 1 Satz 1 nicht miteinander verbunden wer-
den. Gemeinsame Wahlvorschlage diirfen nicht
aufgestellt werden.

§12
Aufstellung der Wahlvorschlage

§12
Aufstellung der Wahlvorschlage

(1) Uber die Wahlkreisvorschlage und Bezirks-
listen einer Partei hat eine Versammlung der
Parteimitglieder geheim abzustimmen, die im
Wahlkreisverband (Bezirk) wahlberechtigt sind
oder der bezirklichen Gliederung der Partei an-
gehoren, die dem Wahlkreisverband entspricht.
An die Stelle der Mitgliederversammlung kann
eine Delegiertenversammlung treten, die von
den in Satz 1 genannten Mitgliedern fur die Auf-
stellung von Wahlvorschldgen satzungsgemani
gewahlt worden ist. Landeslisten sind entweder
von einer Versammlung der Parteimitglieder im
Wahlgebiet oder einer fir das gesamte Wahlge-

(1) Uber die Wahlkreisvorschlage und Bezirks-
listen einer Partei hat eine Versammlung der
Parteimitglieder geheim abzustimmen. Der
Landesvorstand der Partei entscheidet lan-
desweit einheitlich, ob stimmberechtigt die
Mitglieder sind, die im Wahlkreisverband (Be-
zirk) wahlberechtigt sind, oder die Mitglieder,
die der bezirklichen Gliederung der Partei ange-
horen, die dem Wahlkreisverband entspricht.
Besteht in der Partei kein Landesvorstand,
entscheidet der jeweilige Kreis- oder Bezirks-
vorstand. Jedes Mitglied darf sich nur an der
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biet zustandigen Delegiertenversammlung in ge-
heimer Wahl aufzustellen; die Delegiertenver-
sammlung mul} entweder von den Angehérigen
der Partei im Wahlgebiet oder in Delegiertenver-
sammlungen der ndchstniedrigeren Gebietsver-
bé&nde gewahlt sein, die ihrerseits von den Mit-
gliedern der Gebietsverbénde gewéhlt sein mis-
sen. Die Mitglieder oder Delegierten, die sich
unmittelbar an der Aufstellung der Wahlvor-
schlage beteiligen, miissen zu diesem Zeitpunkt
zum Abgeordnetenhaus von Berlin wahlberech-
tigt sein. In der Versammlung miissen sich min-
destens drei Mitglieder oder Delegierte an der
Abstimmung beteiligen.

Abstimmung auf einer Versammlung beteili-
gen, die Stimmabgabe auf einer weiteren Ver-
sammlung ist unwirksam.

(2) An die Stelle der Mitgliederversammlung
kann eine Delegiertenversammlung treten, die
von den in Absatz 1 genannten Mitgliedern fur
die Aufstellung von Wahlvorschlégen satzungs-
gemaR gewahlt worden ist.

(3) Landeslisten sind entweder von einer Ver-
sammlung der Parteimitglieder im Wahlgebiet
oder einer fur das gesamte Wahlgebiet zustandi-
gen Delegiertenversammlung in geheimer Wahl
aufzustellen; die Delegiertenversammlung muR
entweder von den Angehdrigen der Partei im
Wahlgebiet oder in Delegiertenversammlungen
der ndchstniedrigeren Gebietsverbande gewéhlt
sein, die ihrerseits von den Mitgliedern der Ge-
bietsverbande gewahlt sein missen.

(4) Die Mitglieder oder Delegierten, die die
Wabhlvorschlége aufstellen, missen zu diesem
Zeitpunkt zum Abgeordnetenhaus von Berlin
wahlberechtigt sein. In der Versammlung miis-
sen sich mindestens drei Mitglieder oder Dele-
gierte an der Abstimmung beteiligen.

(2) Uber den Verlauf der Versammlung ist eine
Niederschrift anzufertigen, die von dem oder der
Vorsitzenden der Versammlung zu unterzeich-
nen und mit den Wahlvorschlagen einzureichen
ist.

(5) Uber den Verlauf der Versammlung ist eine
Niederschrift anzufertigen, die von dem oder der
Vorsitzenden der Versammlung zu unterzeich-
nen und mit den Wahlvorschlagen einzureichen
ist.

(3) Die Wahlkreisvorschlége diirfen erst aufge-
stellt werden, wenn die Abgrenzung der Wahl-
kreise des betreffenden Wahlkreisverbandes im
Amtsblatt fur Berlin bekanntgegeben worden ist.

(6) Die Wahlvorschlége dirfen erst aufgestellt
werden, wenn die Abgrenzung der Wahlkreise
des betreffenden Wahlkreisverbandes im Amts-
blatt fur Berlin bekanntgegeben worden ist.

(4) Durch die Landeswahlordnung werden die
erforderlichen Angaben in dem amtlichen Vor-
druck vorgeschrieben.

(7) Durch die Landeswahlordnung werden die
erforderlichen Angaben in dem amtlichen Vor-
druck vorgeschrieben.

813
Priifung und Zulassung der Wahlvorschlage
und der Bewerber und Bewerberinnen

813
Priifung und Zulassung der Wahlvorschlage
und der Bewerber und Bewerberinnen

(1) Uber die Zulassung der Wahlkreisvorschlige
und Bezirkslisten sowie die in den Wahlkreis-
vorschlagen und Bezirkslisten aufgestellten Per-
sonen entscheidet der in jedem Wahlkreisver-
band zu bildende Bezirkswahlausschuf. Uber
die Zulassung der Landeslisten und der darin
aufgestellten Personen entscheidet der Landes-
wahlausschul3. Der Landeswahlausschul stellt

(1) Uber die Zulassung der Wahlkreisvorschlige
und Bezirkslisten sowie die in den Wahlkreis-
vorschlagen und Bezirkslisten aufgestellten Per-
sonen entscheidet der in jedem Wahlkreisver-
band zu bildende Bezirkswahlausschuf. Uber
die Zulassung der Landeslisten und der darin
aufgestellten Personen entscheidet der Landes-
wahlausschul3. Der LandeswahlausschuB stellt

Drucksache 19/2180




Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 48

fest, ob eine Partei nach § 10 Abs. 3 Bezirkslis-
ten oder eine Landesliste einreichen kann; diese
Entscheidung ist fiir die Bezirkswahlausschisse
verbindlich.

fest, ob eine Partei nach § 10 Abs. 3 Bezirkslis-
ten oder eine Landesliste einreichen kann; diese
Entscheidung ist fiir die Bezirkswahlausschisse
verbindlich.

(2) Gegen die Entscheidung der Bezirkswahl-
ausschiisse ist die Beschwerde an den Landes-
wahlausschul? zuldssig. Die Priifung partei- und
organisationsinterner VVorgange ist ausgeschlos-
sen. Das Nahere, inshesondere Uber die einzu-
haltenden Fristen, die Mdglichkeiten der Mén-
gelbeseitigung, die Nichtzulassungsgriinde und
die Nummernfolge regelt die Landeswahlord-
nung.

(2) Gegen die Entscheidung der Bezirkswahl-
ausschiisse ist die Beschwerde an den Landes-
wahlausschul? zuldssig. Die Priifung partei- und
organisationsinterner VVorgange ist ausgeschlos-
sen. Das Nahere, inshesondere Uber die einzu-
haltenden Fristen, die Mdglichkeiten der Mén-
gelbeseitigung, die Nichtzulassungsgriinde und
die Nummernfolge regelt die Landeswahlord-
nung.

814
Ausscheiden von Bewerbern, Bewerberinnnen
und Abgeordneten

§14
Anderung von Wahlvorschlagen

(1) Fallt eine auf einem Wahlkreisvorschlag be-
nannte Person zwischen der Einreichung des
Wahlvorschlages und der-Annahme-der Wahl
aus oder erklart sie, daR sie von der Kandidatur
zuriicktritt, so tritt an ihre Stelle die erste Person
aus der Bezirksliste oder der Landesliste dersel-
ben Partei; eire-aus-einerListe-ausgeschiedene
Liste-ersetzt. Ist fur einen Wahlkreisvorschlag
keine Ersatzperson vorhanden, so fallt er aus;
die auf diesen Wahlkreisvorschlag abgegebenen
Stimmen sind ungiiltig. Bas-Reeht-derParteien;

(1) Fallt eine auf einem Wahlkreisvorschlag be-
nannte Person zwischen der Einreichung des
Wahlvorschlages und der Wahl aus (Tod, Ver-
lust der Wahlbarkeit) oder erklart sie, dass sie
von der Kandidatur zuricktritt, so tritt an ihre
Stelle die erste Person aus der Bezirksliste oder
der Landesliste derselben Partei, die nicht be-
reits in einem Wahlkreis kandidiert. Unbe-
rucksichtigt bleiben Personen, die nicht mehr
Mitglied der Partei sind, die die Liste einge-
reicht hat, es sei denn, sie haben schon bei ih-
rer Aufstellung dieser Partei nicht angehort;
8 17 Absatz 5 gilt entsprechend. Ist fiir einen
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Wahlkreisvorschlag keine Ersatzperson vorhan-
den, so féllt er aus; die auf diesen Wahlkreisvor-
schlag abgegebenen Stimmen sind ungiltig.

(2) Der Riicktritt von der Kandidatur ist gegen-
uber dem Landeswahlleiter oder dem zusténdi-
gen Bezirkswahlleiter schriftlich zu erklaren.
Die Rucktrittserklarung kann nicht widerrufen
werden.

(2) Der Riicktritt von der Kandidatur ist gegen-
uber dem Landeswahlleiter oder der Landes-
wahlleiterin bzw. der zustandigen Bezirks-
wahlleiterin oder dem zustéandigen Bezirks-
wabhlleiter schriftlich zu erklaren. Die Ricktritts-
erklarung kann nicht widerrufen werden. Nach
der Zulassung des Wahlvorschlages ist der
Rucktritt ausgeschlossen.

(3) +r-den-Fallen-des-Absatzes List-etrNeu-
drueck-der-Stimmzettel nicht-erforderhich: Auf
den Ausfall des Wahlkreisvorschlages soll durch
Anschldge in den Wahllokalen des betroffenen
Wahlkreises hingewiesen werden.

(3) Auf den Ausfall eines Wahlkreisvorschla-
ges oder das Nachriicken einer Ersatzperson
in einen Wahlkreisvorschlag zwischen seiner
Zulassung und der Wahl soll durch Anschlage
in den Wahllokalen des betroffenen Wahlkreises
und im Internet hingewiesen werden; ein Neu-
druck der Stimmzettel oder eine Berlcksich-
tigung in der Wahlbekanntmachung ist nicht
erforderlich.

(4) Das Recht der Parteien, vor Ablauf der
Einreichungsfrist nach den Vorschriften der
Landeswahlordnung neue Wahlvorschlage
einzureichen oder die Wahlvorschlage zu én-
dern, bleibt unberihrt; fur die neuen oder
gednderten Wahlvorschlédge muss die gleiche
Anzahl von Unterstitzungsunterschriften im
Sinne des § 10 Absatz 8 eingereicht werden
wie fur den urspringlichen Wahlvorschlag. 8
10 Absatz 12 bleibt unberuhrt.
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815
Stimmen

815
Stimmen

(1) Die Wahlberechtigten haben zwei Stimmen,
eine Stimme fir die Wahl einer Person im Wahl-
kreis (Erststimme) und eine Stimme fur die
Wahl einer Bezirksliste im Wahlkreisverband o-
der flr die Wahl einer Landesliste im Wahlge-
biet (Zweitstimme). Die Wahlberechtigten kon-
nen mit der Zweitstimme eine andere Partei
wahlen als die, der sie ihre Erststimme gegeben
haben.

(1) Die Wahlberechtigten haben zwei Stimmen,
eine Stimme fir die Wahl einer Person im Wahl-
kreis (Erststimme) und eine Stimme fir die
Wahl einer Bezirksliste im Wahlkreisverband o-
der flr die Wahl einer Landesliste im Wahlge-
biet (Zweitstimme). Die Wahlberechtigten kon-
nen mit der Zweitstimme eine andere Partei
wahlen als die, der sie ihre Erststimme gegeben
haben.

(2) Ungultig sind Stimmen, wenn der Stimmzet-
tel

1. nicht amtlich hergestellt oder fiir einen ande-
ren Wahlkreis zu verwenden ist,

2. keine Kennzeichnung enthélt,

3. die Wahlabsicht nicht zweifelsfrei erkennen
laRkt

oder

4. einen Zusatz oder VVorbehalt enthalt.

(2) Ungultig sind Stimmen, wenn der Stimmzet-
tel

1. nicht amtlich hergestellt oder fiir einen ande-
ren Wahlkreis zu verwenden ist,

2. keine Kennzeichnung enthélt,

3. die Wahlabsicht nicht zweifelsfrei erkennen
lart

oder

4. einen Zusatz oder VVorbehalt enthalt.

(3) Bei der Briefwahl sind Wahlbriefe zurtickzu-
weisen, wenn

1. der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen
ist,

2. der Wahlbriefumschlag keinen oder keinen
glltigen Wahlschein enthalt,

3. dem Wahlbriefumschlag kein Stimmzettelum-
schlag beigeflgt ist,

4. weder der Wahlbriefumschlag noch der
Stimmzettelumschlag verschlossen ist,

5. der Wahlbriefumschlag mehrere Stimmzet-
telumschldge, aber nicht die gleiche Anzahl giil-
tiger und mit der vorgeschriebenen Versiche-
rung an Eides Statt versehener Wahlscheine ent-
hlt,

6. die vorgeschriebene Versicherung an Eides
Statt zur Briefwahl auf dem Wahlschein nicht
unterschrieben ist,

(3) Bei der Briefwahl sind Wahlbriefe zurtickzu-
weisen, wenn

1. der Wahlbrief nicht rechtzeitig beim zustén-
digen Bezirkswahlamt eingegangen ist,

2. der Wahlbriefumschlag keinen oder keinen
glltigen Wahlschein enthalt,

3. dem Wahlbriefumschlag kein Stimmzettelum-
schlag beigeflgt ist,

4. weder der Wahlbriefumschlag noch der
Stimmzettelumschlag verschlossen ist,

5. der Wahlbriefumschlag mehrere Stimmzet-
telumschldge, aber nicht die gleiche Anzahl giil-
tiger und mit der vorgeschriebenen Versiche-
rung an Eides Statt versehener Wahlscheine ent-
hélt,

6. die vorgeschriebene Versicherung an Eides
Statt zur Briefwahl auf dem Wahlschein nicht
unterschrieben ist,
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7. kein amtlicher Stimmzettelumschlag benutzt
worden ist oder

8. ein Stimmzettelumschlag benutzt worden ist,
der offensichtlich in einer das Wahlgeheimnis
gefahrdenden Weise von den tibrigen abweicht.

Die Stimmen der zuriickgewiesenen Wahlbriefe
gelten als nicht abgegeben.

7. kein amtlicher Stimmzettelumschlag benutzt
worden ist oder

8. ein Stimmzettelumschlag benutzt worden ist,
der offensichtlich in einer das Wahlgeheimnis
gefahrdenden Weise von den tbrigen abweicht.

Die Stimmen der zuriickgewiesenen Wahlbriefe
gelten als nicht abgegeben.

816
Mehrheitswahl in Wahlkreisen

816
Mehrheitswahl in Wahlkreisen

In jedem Wahlkreis ist die Person gewéhlt, die
die meisten Stimmen erhalten hat (relative
Mehrheit). Bei Stimmengleichheit entscheidet
das vom Bezirkswahlleiter zu ziehende Los.

In jedem Wahlkreis ist die Person gewéhlt, die
die meisten Stimmen erhalten hat (relative
Mehrheit). Bei Stimmengleichheit entscheidet
das vom Bezirkswahlleiter zu ziehende Los.

817
Wahl nach Bezirks- oder Landeslisten

817
Wahl nach Bezirks- oder Landeslisten

(1) Fur die im Wahlgebiet zu vergebenden Sitze
(8 7 Abs. 2) werden die auf die Bezirks- oder
Landeslisten der Parteien abgegebenen giiltigen
Stimmen (8 15) zusammengezahlt; dafiir gelten
die Bezirkslisten derselben Partei als verbunden.
Von der Gesamtzahl der zu vergebenden Sitze
wird die Zahl der erfolgreichen Bewerber und
Bewerberinnen im Wahlkreis abgezogen, die
von einzelnen Wahlberechtigten oder von einer
Partei vorgeschlagen wurden, fir-die-in-dem-be-

£i \Wahlaebiet keine | f .

(1) Fur die im Wahlgebiet zu vergebenden Sitze
(8 7 Abs. 2) werden die auf die Bezirks- oder
Landeslisten der Parteien abgegebenen giiltigen
Stimmen (8 15) zusammengezahlt; dafiir gelten
die Bezirkslisten derselben Partei als verbunden.
Von der Gesamtzahl der zu vergebenden Sitze
wird die Zahl der erfolgreichen Bewerber und
Bewerberinnen im Wahlkreis abgezogen, die
von einzelnen Wahlberechtigten oder von einer
Partei, die bei der Sitzverteilung nicht zu be-
rucksichtigen ist, vorgeschlagen wurden oder
die am Wabhltag nicht mehr Mitglied der vor-
schlagenden Partei waren, es sei denn sie ha-
ben schon bei ihrer Aufstellung dieser Partei
nicht angehort.

(2) Die nach Absatz 1 verbleibenden Sitze wer-
den auf die Bezirkslisten und auf die Landeslis-
ten auf Grund des Verfahrens der mathemati-
schen Proportion (Hare-Niemeyer) nach den
Vorschriften der Sétze 2 bis 5 verteilt. Die Ge-
samtzahl der verbleibenden Sitze wird flir jede
Partei gesondert mit der Anzahl ihrer Zweitstim-
men im Wahlgebiet multipliziert und dann durch
die Gesamtzahl der Zweitstimmen aller zu be-
ricksichtigenden Bezirks- und Landeslisten ge-
teilt. Jede Partei erhélt zunachst so viele Sitze,
wie ganze Zahlen auf sie entfallen. Danach noch
zu vergebende Sitze sind den Parteien in der
Reihenfolge der hdchsten Zahlenbruchteile, die
sich bei der Berechnung nach Satz 2 ergeben,
zuzuteilen. Bei gleichen Zahlenbruchteilen ent-
scheidet das vom Landeswahlleiter zu ziehende
Los.

(2) Die nach Absatz 1 verbleibenden Sitze wer-
den auf die Bezirkslisten und auf die Landeslis-
ten auf Grund des Verfahrens der mathemati-
schen Proportion (Hare-Niemeyer) nach den
Vorschriften der Sétze 2 bis 5 verteilt. Die Ge-
samtzahl der verbleibenden Sitze wird flir jede
Partei gesondert mit der Anzahl ihrer Zweitstim-
men im Wahlgebiet multipliziert und dann durch
die Gesamtzahl der Zweitstimmen aller zu be-
ricksichtigenden Bezirks- und Landeslisten ge-
teilt. Jede Partei erhélt zunachst so viele Sitze,
wie ganze Zahlen auf sie entfallen. Danach noch
zu vergebende Sitze sind den Parteien in der
Reihenfolge der hdchsten Zahlenbruchteile, die
sich bei der Berechnung nach Satz 2 ergeben,
zuzuteilen. Bei gleichen Zahlenbruchteilen ent-
scheidet das vom Landeswahlleiter oder der
Landeswahlleiterin in 6ffentlicher Sitzung zu
ziehende Los.

Drucksache 19/2180




Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 52

Drucksache 19/2180

(3) Hat eine Partei eine Landesliste eingereicht,
so werden die ihr zustehenden Sitze vorbehalt-
lich des Absatzes 4 Satz 4 unmittelbar aus der
Landesliste besetzt. Fir Parteien, die Bezirkslis-
ten eingereicht haben, werden die ihnen zu-
stehenden Sitze flr jede Partei gesondert auf die
einzelnen Wahlkreisverbénde, und zwar entspre-
chend dem Anteil der glltigen Zweitstimmen
der Partei in jedem Wahlkreisverband an der ge-
samten Zweitstimmenzahl der Partei im ganzen
Wahlgebiet, auf Grund des Verfahrens der ma-
thematischen Proportion nach den Vorschriften
der Satze 3 bis 6 verteilt. Die Gesamtzahl der
nach Absatz 2 fir jede Partei ermittelten Sitze
wird fr jeden Wahlkreisverband gesondert mit
der Anzahl der Zweitstimmen in diesem Wahl-
kreisverband multipliziert und dann durch die
Gesamtzahl ihrer Zweitstimmen aus allen Wahl-
kreisverbanden geteilt. Jede Bezirksliste der Par-
tei erhélt zunéchst so viele Sitze, wie ganze Zah-
len auf sie entfallen. Danach noch zu verge-
bende Sitze sind den Bezirkslisten der Partei in
der Reihenfolge der héchsten Zahlenbruchteile,
die sich bei der Berechnung nach Satz 3 erge-
ben, zuzuteilen. Bei gleichen Zahlenbruchteilen
entscheidet das von vom Landeswahlleiter zu
ziehende Los.

(3) Hat eine Partei eine Landesliste eingereicht,
so werden die ihr zustehenden Sitze vorbehalt-
lich des Absatzes 4 Satz 4 unmittelbar aus der
Landesliste besetzt. Fir Parteien, die Bezirkslis-
ten eingereicht haben, werden die ihnen zu-
stehenden Sitze fur jede Partei gesondert auf die
einzelnen Wahlkreisverbénde, und zwar entspre-
chend dem Anteil der glltigen Zweitstimmen
der Partei in jedem Wahlkreisverband an der ge-
samten Zweitstimmenzahl der Partei im ganzen
Wahlgebiet, auf Grund des Verfahrens der ma-
thematischen Proportion nach den Vorschriften
der Satze 3 bis 6 verteilt. Die Gesamtzahl der
nach Absatz 2 fir jede Partei ermittelten Sitze
wird fr jeden Wahlkreisverband gesondert mit
der Anzahl der Zweitstimmen in diesem Wahl-
kreisverband multipliziert und dann durch die
Gesamtzahl ihrer Zweitstimmen aus allen Wahl-
kreisverbanden geteilt. Jede Bezirksliste der Par-
tei erhélt zunéchst so viele Sitze, wie ganze Zah-
len auf sie entfallen. Danach noch zu verge-
bende Sitze sind den Bezirkslisten der Partei in
der Reihenfolge der hdchsten Zahlenbruchteile,
die sich bei der Berechnung nach Satz 3 erge-
ben, zuzuteilen. Bei gleichen Zahlenbruchteilen
entscheidet das vom Landeswahlleiter oder der
Landeswahlleiterin in 6ffentlicher Sitzung zu
ziehende Los.

(4) Von der fir jede Landesliste ermittelten Ab-
geordnetenzahl wird die Zahl der von der Partei
im Wahlgebiet nach § 16 errungenen Sitze abge-
zogen. Von der fur jede Bezirksliste ermittelten
Abgeordnetenzahl wird die Zahl der von der
Partei in den Wahlkreisen dieses Wahlkreisver-
bandes nach 8§ 16 errungenen Sitze abgezogen.
Stehen einer Partei noch Sitze zu, so werden sie
ihr aus der Landesliste oder aus der Bezirksliste
in der dort festgelegten Reihenfolge zugeteilt.

einem-Wahlkreis-gewahlte Personenbleiben-auf

h ol ’ ; siel bei
i i ni Brt—Ist
die Landes- oder die Bezirksliste erschopft, so
bleibt der Sitz unbesetzt.

(4) Von der fir jede Landesliste ermittelten Ab-
geordnetenzahl wird die Zahl der von der Partei
im Wahlgebiet nach § 16 errungenen Sitze abge-
zogen. VVon der fur jede Bezirksliste ermittelten
Abgeordnetenzahl wird die Zahl der von der
Partei in den Wahlkreisen dieses Wahlkreisver-
bandes nach 8§ 16 errungenen Sitze abgezogen.
Stehen einer Partei noch Sitze zu, so werden sie
ihr aus der Landesliste oder aus der Bezirksliste
in der dort festgelegten Reihenfolge zugeteilt.
Unbericksichtigt bleiben dabei Personen,

1. die in einem Wahlkreis gewéahlt worden
sind,

2. die verstorben oder nicht mehr wéahlbar
sind,

3. die gegeniiber dem Landeswahlleiter oder
der Landeswahlleiterin schriftlich erklart ha-
ben, die Wahl nicht annehmen zu wollen,

4. die nicht mehr Mitglied der Partei sind, die
die Liste eingereicht hat, es sei denn, sie ha-
ben schon bei ihrer Aufstellung dieser Partei
nicht angehort.
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Ist die Landes- oder die Bezirksliste erschipft,
so bleibt der Sitz unbesetzt.

(5) In Féllen des Absatz 4 Nr. 4 gilt die Par-
teimitgliedschaft als fortbestehend, wenn
nicht die aufstellende Partei das Ausscheiden
spéatestens in der Sitzung des Landeswahlaus-
schusses schriftlich mit VVorlage geeigneter
Nachweise beim Landeswahlleiter oder der
Landeswahlleiterin angezeigt hat.

§18
Sperrklausel

§18
Sperrklausel

Parteien, die im Wahlgebiet weniger als funf
vom Hundert der abgegebenen Zweitstimmen
erhalten haben, werden bei Berechnung und Zu-
teilung der Sitze nach § 17 nicht berticksichtigt;
dies gilt nicht, sofern mindestens ein Bewerber
oder eine Bewerberin der Partei nach § 16 einen
Sitz im Wahlkreis errungen hat.

Parteien, die im Wahlgebiet weniger als funf
vom Hundert der abgegebenen gultigen Zweit-
stimmen erhalten haben, werden bei Berechnung
und Zuteilung der Sitze nach § 17 nicht beriick-
sichtigt; dies gilt nicht, sofern mindestens ein
Bewerber oder eine Bewerberin der Partei nach
8 16 einen Sitz im Wahlkreis errungen hat.

§19
Uberhangmandate und ihr Ausgleich

§19
Uberhangmandate und ihr Ausgleich

(1) Den Parteien verbleiben die in den Wahlkrei-
sen errungenen Sitze (8 16) auch dann, wenn sie
die nach 8§ 17 ermittelte Anzahl von Sitzen Uber-
steigen (Uberhangmandate).

(1) Den Parteien verbleiben die in den Wahlkrei-
sen errungenen Sitze (8 16) auch dann, wenn sie
die nach 8§ 17 ermittelte Anzahl von Sitzen Uber-
steigen (Uberhangmandate).

(2) Im Fall des Absatzes 1 erhéht sich die An-
zahl der Sitze um so viele, wie erforderlich sind,
um unter Einbeziehung der Uberhangmandate
die Sitzverteilung im Wahlgebiet nach dem Ver-
haltnis der gesamten Zweitstimmenzahl der Par-
teien im Wahlgebiet zu gewahrleisten (Aus-
gleichsmandate). Das Né&here (ber die Berech-
nung bestimmt die Landeswahlordnung.

(2) Im Fall des Absatzes 1 erhéht sich die An-
zahl der Sitze um so viele, wie erforderlich sind,
um unter Einbeziehung der Uberhangmandate
die Sitzverteilung im Wahlgebiet nach dem Ver-
haltnis der gesamten Zweitstimmenzahl der Par-
teien im Wahlgebiet zu gewahrleisten (Aus-
gleichsmandate). Das Né&here (iber die Berech-
nung bestimmt die Landeswahlordnung.

5§14

8 19a
Ausscheiden von Gewahlten, Nachfolge im
Mandat

(4) Erklart eine auf einem Wahlvorschlag einer
Partei gewahlte Person, daR sie die Wahl nicht
annimmt, so tritt an ihre Stelle die nachste zu
berufende Person aus der Bezirksliste oder der
Landesliste. Das gleiche gilt, wenn ein Mitglied
des Abgeordnetenhauses stirbt oder aus sonsti-
gen Grinden seinen Sitz verliert, es sei denn,
daR sich aus der Entscheidung im Wahlpri-
fungsverfahren (§ 6 Abs. 1 Nr. 4) oder aus der
Neufeststellung des Wahlergebnisses (8 6 Abs. 1
Nr. 5) etwas anderes ergibt. Ist die Liste, auf der

(1) Wenn eine gewahlte Person nach der
Wahl stirbt, die Wahl nicht annimmt oder
aus dem Abgeordnetenhaus ausscheidet, tritt
an ihre Stelle die nachste zu berufende Per-
son aus der Bezirks- oder Landesliste der
Partei, fur die die Person bei der Wahl aufge-
treten ist. Ist die Liste, auf der die ausgeschie-
dene Person aufgestellt worden ist, erschopft,
bleibt der Sitz unbesetzt.
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die ausgeschiedene Person aufgestellt worden
ist, erschopft, so bleibt der Sitz unbesetzt.

(6) In den Fallen der Absatze 1 und 4 bleiben
bei der Nachfolge aus der Liste einer Partei die-
jenigen Personen unberticksichtigt, die in einem
Wahlkreis kandidieren oder gewéhlt worden
sind; das gleiche gilt fir diejenigen, die die
Wahlbarkeitsvoraussetzungen (88 1 und 4) nicht
mehr erfiillen oder nicht mehr Mitglied der Par-
tei sind, die die Liste eingereicht hat, es sei
denn, sie haben schon bei ihrer Aufstellung die-
ser Partei nicht angehort.

(2) Unbertcksichtigt bleiben Personen, die
die Wahlbarkeitsvoraussetzungen (88 1 und
4) nicht mehr erftllen oder nicht mehr Mit-
glied der Partei sind, die die Liste eingereicht
hat, es sei denn, sie haben schon bei ihrer
Aufstellung dieser Partei nicht angehort.

(5) Ist die ausgeschiedene Person aus einem
Wahlkreisvorschlag gewahlt worden und keine
Ersatzperson aus einer Liste vorhanden, so fin-
det unverziglich, spatestens innerhalb von drei
Monaten nach dem Ausfall, in diesem Wahlkreis
eine Ersatzwahl (8 20 Abs. 2 und 3) statt. Die
Ersatzwahl unterbleibt, wenn feststeht, dalt in-
nerhalb von sechs Monaten das Abgeordneten-
haus neu gewahlt wird.

(3) Ist die ausgeschiedene Person aus einem
Wahlkreisvorschlag gewahit worden und
keine Ersatzperson aus einer Liste vorhan-
den, so findet unverziglich, spatestens inner-
halb von drei Monaten nach dem Ausfall, in
diesem Wabhlkreis eine Ersatzwahl (§ 20 Ab-
satz 2 und 3) statt. Die Ersatzwahl unter-
bleibt, wenn feststeht, dass innerhalb von
sechs Monaten das Abgeordnetenhaus neu
gewahlt wird.

820
Nachwahl und Ersatzwahl

820
Nachwahl und Ersatzwahl

(1) Konnte die Wahl in einzelnen Stimmbezi-
ken nicht durchgefiihrt werden, so bestimmt der
Landeswahlleiter einen Wahltag fir eine Nach-
wahl innerhalb von drei Wochen. Die Nachwahl
findet mit demselben Wahlverzeichnis und den-
selben Wahlvorschldgen wie zur Hauptwahl
statt.

(1) Konnte die Wahl in einzelnen Wahlbezir-
ken nicht durchgefiihrt werden, so bestimmt der
Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin
einen Wahltag fiir eine Nachwahl innerhalb von
drei Wochen. Die Nachwahl findet mit demsel-
ben Wahlverzeichnis und denselben Wahlvor-
schlagen wie zur Hauptwabhl statt.

(2) Findet nach §-14-Absatz 5 eine Ersatzwahl
im Wahlkreis statt, so bestimmt der Landes-
wahlleiter den Wahltag. Fur die Ersatzwahl wer-
den neue Wahlverzeichnisse zugrunde gelegt.
Das Wahlrecht (§ 1) und die Wahlbarkeit (§ 4)
richten sich nach dem Tag der Ersatzwahl. Flr
die Ersatzwahl werden neue Wahlkreisvor-
schlage eingereicht. Personen, die bereits Mit-
glied des Abgeordnetenhauses sind, kénnen
nicht aufgestellt werden.

(2) Findet nach § 19a Absatz 3 eine Ersatzwahl
im Wahlkreis statt, so bestimmt der Landes-
wabhlleiter oder die Landeswahlleiterin den
Wahltag. Fir die Ersatzwahl werden neue Wahl-
verzeichnisse zugrunde gelegt. Das Wahlrecht (8
1) und die Wéhlbarkeit (8 4) richten sich nach
dem Tag der Ersatzwahl. Fur die Ersatzwahl
werden neue Wahlkreisvorschldge eingereicht.
Personen, die bereits Mitglied des Abgeordne-
tenhauses sind, kénnen nicht aufgestellt werden.

(3) Bei der Ersatzwahl wird nur mit der Erst-
stimme nach § 16 gewahlt. Das Ergebnis der Er-
satzwahl hat nur Bedeutung fir die Mehrheits-
wahl im Wahlkreis. § 19 Abs. 1 findet
entsprechende Anwendung; 8 19 Abs. 2 findet
keine Anwendung.

(3) Bei der Ersatzwahl wird nur mit der Erst-
stimme nach § 16 gewahlt. Das Ergebnis der Er-
satzwahl hat nur Bedeutung fiir die Mehrheits-
wahl im Wahlkreis. § 19 Abs. 1 findet
entsprechende Anwendung; 8 19 Abs. 2 findet
keine Anwendung.

§21
Wiederholungswahl

§21
Wiederholungswahl
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(1) Wird im Wahlprifungsverfahren die Wahl
ganz oder teilweise flr ungiiltig erklart, so ist sie
nach Maligabe der Entscheidung im Wahlpri-
fungsverfahren zu wiederholen.

(1) Wird im Wahlprifungsverfahren die Wahl
ganz oder teilweise flr ungiiltig erklart, so ist sie
nach Maligabe der Entscheidung im Wahlpri-
fungsverfahren zu wiederholen.

(2) Die Wiederholungswahl findet nach densel-
ben Vorschriften, denselben Wahlvorschlagen
und, wenn seit der Hauptwahl noch nicht sechs
Monate verflossen sind, aufgrund desselben
Wahlverzeichnisses wie flr die Hauptwahl statt,
soweit nicht die Entscheidung im Wahlpri-
fungsverfahren hinsichtlich der Wahlvorschlége
und des Wahlverzeichnisses Abweichungen vor-
schreibt. Personen, die zwischenzeitlich das
Wabhlrecht verloren haben, sind aus dem
Wabhlverzeichnis, Personen, die zwischenzeitlich
die Wahlbarkeit verloren haben, sind aus den
Wahlvorschlégen zu streichen.

(2) Die Wiederholungswahl findet unbeschadet
des Absatzes 3 nach denselben Vorschriften,
denselben Wahlvorschldgen und, wenn seit der
Hauptwahl noch nicht sechs Monate verflossen
sind, aufgrund desselben Wahlverzeichnisses
wie flr die Hauptwahl statt, soweit nicht die
Entscheidung im Wahlprifungsverfahren hin-
sichtlich der Wahlvorschlage und des Wahlver-
zeichnisses Abweichungen vorschreibt. Perso-
nen, die zwischenzeitlich verstorben sind oder
das Wahlrecht verloren haben, sind aus dem
Wabhlverzeichnis, Personen, die zwischenzeit-
lich verstorben sind oder die Wahlbarkeit ver-
loren haben, sind aus den Wahlvorschlagen zu
streichen. Aus Listenwahlvorschlégen sind au-
ferdem Personen zu streichen, die nicht mehr
Mitglied der Partei sind, die den Wahlvor-
schlag eingereicht hat, es sei denn, sie haben
schon bei ihrer Aufstellung dieser Partei
nicht angehort; § 17 Absatz 5 gilt entspre-
chend.

(3) Die Anpassung der Wahlvorschlége nach
Absatz 2 erfolgt durch den zustandigen
Wahlausschuss.

-(3)-Die Wiederholungswahl muR spétestens

90 Tage nach der Entscheidung im Wahlpri-
fungsverfahren stattfinden. Die Wiederholungs-
wahl unterbleibt, wenn feststeht, dafl innerhalb
von sechs Monaten eine Neuwahl zum Abgeord-
netenhaus stattfinden muf3. Den Tag der Wieder-
holungswahl bestimmt der Landeswahlleiter.

(4) Die Wiederholungswahl muf? spatestens 90
Tage nach der Entscheidung im Wahlprufungs-
verfahren stattfinden. Die Wiederholungswahl
unterbleibt, wenn feststeht, da® innerhalb von
sechs Monaten eine Neuwahl zum Abgeordne-
tenhaus stattfinden muR3. Den Tag der Wiederho-
lungswahl bestimmt der Landeswahlleiter oder
die Landeswabhlleiterin.

4} Aufgrund der Wiederholungswahl wird das
Wabhlergebnis nach den 88 15 bis 19 neu festge-
stellt.

(5) Aufgrund der Wiederholungswahl wird das
Wabhlergebnis nach den 8§ 15 bis 19 neu festge-
stellt.

Dritter Abschnitt Dritter Abschnitt
Wahlen zu den Bezirksverordnetenversamm- | Wahlen zu den Bezirksverordnetenversamm-
lungen lungen
8§22 §22

Bezirksverordnetenversammlungen

Bezirksverordnetenversammlungen

(1) Die Bezirksverordnetenversammlung jedes
Bezirks besteht aus 55 Mitgliedern, die nach den
Grundsétzen der Verhéltniswahl im Hochstzahl-
verfahren (d'Hondt) von den Wahlberechtigten

(1) Die Bezirksverordnetenversammlung jedes
Bezirks besteht aus 55 Mitgliedern, die nach den
Grundsétzen der Verhéltniswahl im Hochstzahl-
verfahren (d'Hondt) von den Wahlberechtigten
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des Bezirks gewéhlt werden. Ist ein Bezirks-
wahlvorschlag erschopft, so verringert sich die
gesetzliche Mitgliederzahl der Bezirksverordne-
tenversammlung flr die Wahlperiode entspre-
chend; eine Neuverteilung unbesetzter Sitze fin-
det nicht statt. Dies gilt auch im Fall des § 6
Abs. 1 Nr. 6.

des Bezirks gewéhlt werden. Ist ein Bezirks-
wahlvorschlag erschopft, so verringert sich die
gesetzliche Mitgliederzahl der Bezirksverordne-
tenversammlung flr die Wahlperiode entspre-
chend; eine Neuverteilung unbesetzter Sitze fin-
det nicht statt. Dies gilt auch im Fall des § 6
Abs. 1 Nr. 6.

(2) Auf Bezirkswahlvorschlage, fir die weniger
als drei vom Hundert der Stimmen abgegeben
werden, entfallen keine Sitze.

(2) Auf Bezirkswahlvorschlage, fir die weniger
als drei vom Hundert der gultigen Stimmen ab-
gegeben werden, entfallen keine Sitze.

(3) Wird ein Mitglied des Abgeordnetenhauses
in eine Bezirksverordnetenversammlung ge-
wahlt, so kann es die Annahme seiner Wahl zur
Bezirksverordnetenversammlung erst erkléren,
wenn es nachweist, daB es seinen Sitz im Abge-
ordnetenhaus niedergelegt hat.

(3) Wird ein Mitglied des Abgeordnetenhauses
in eine Bezirksverordnetenversammlung ge-
wahlt, so kann es die Annahme seiner Wahl zur
Bezirksverordnetenversammlung erst erkléren,
wenn es nachweist, daB es seinen Sitz im Abge-
ordnetenhaus niedergelegt hat.

§ 22a
Wahlrecht und Wahlbarkeit der Unionsbirger

§ 22a
Wahlrecht und Wahlbarkeit der Unionsbirger

Wahlberechtigt und wahlbar zu den Bezirksver-
ordnetenversammlungen sind unter den gleichen
Voraussetzungen wie Deutsche auch Personen,
die die Staatsangehorigkeit eines Mitgliedstaates
der Europdischen Union besitzen (Unionsbir-
ger). Die Wahlbarkeit entfallt fir Unionsburger
auch, wenn sie nach dem Recht ihres Herkunfts-
staates infolge einer zivilrechtlichen Einzelfall-
entscheidung oder einer strafrechtlichen Ent-
scheidung das passive Wahlrecht verloren ha-
ben. Fir die Bewerbung ist dazu eine Erklarung
an Eides Statt abzugeben. Die Bezirkswahlleiter
sind als zustandige Behorde im Sinne des § 156
des Strafgesetzbuchs befugt, die Erklarung an
Eides Statt abzunehmen. Sie kénnen verlangen,
daR eine Auskunft der zustdndigen Behorde des
Herkunftsstaates vorgelegt wird.

Wahlberechtigt und wahlbar zu den Bezirksver-
ordnetenversammlungen sind unter den gleichen
Voraussetzungen wie Deutsche auch Personen,
die die Staatsangehorigkeit eines Mitgliedstaates
der Europdischen Union besitzen (Unionsbir-
ger). Die Wahlbarkeit entfallt fir Unionsburger
auch, wenn sie nach dem Recht ihres Herkunfts-
staates infolge einer zivilrechtlichen Einzelfall-
entscheidung oder einer strafrechtlichen Ent-
scheidung das passive Wahlrecht verloren ha-
ben. Fir die Bewerbung ist dazu eine Erklarung
an Eides Statt abzugeben. Die Bezirkswahlleiter
sind als zustandige Behorde im Sinne des § 156
des Strafgesetzbuchs befugt, die Erklarung an
Eides Statt abzunehmen. Sie kénnen verlangen,
daR eine Auskunft der zustdndigen Behérde des
Herkunftsstaates vorgelegt wird.

§23
Wahlvorschlage

§23
Wahlvorschlage

(1) Bezirkswahlvorschldage kénnen von politi-
schen Parteien und von Wahlberechtigtenge-
meinschaften (Wahlergemeinschaften) einge-
reicht werden. Wahlvorschlédge von Wahlerge-
meinschaften mussen neben ihrem vollen Na-
men die Bezeichnung "Wéhlergemeinschaft"
tragen. Parteien, die sich an der letzten Wahl
zum Abgeordnetenhaus oder an der letzten Wahl
zum Deutschen Bundestag in Berlin nicht mit ei-
nem eigenen Wahlvorschlag beteiligt haben,
mussen spétestens vier Monate vor dem Wabhltag
zum Nachweis der Parteieigenschaft die in § 10

(1) Bezirkswahlvorschldage kénnen von politi-
schen Parteien und von Wahlberechtigtenge-
meinschaften (Wahlergemeinschaften) einge-
reicht werden. Wahlvorschlédge von Wahlerge-
meinschaften mussen neben ihrem vollen Na-
men die Bezeichnung "Wa&hlergemeinschaft"
tragen. Parteien, die sich an der letzten Wahl
zum Abgeordnetenhaus oder an der letzten Wahl
zum Deutschen Bundestag in Berlin nicht mit ei-
nem eigenen Wahlvorschlag beteiligt haben,
mussen spétestens vier Monate vor dem Wabhltag
zum Nachweis der Parteieigenschaft die in § 10
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Abs. 2 vorgesehenen Unterlagen beim Landes-
wabhlleiter einreichen. Wird der Nachweis der
Parteieigenschaft nicht gefiihrt, se ist der Wahl-
vorschlag, wenn alle Voraussetzungen dafiir
vorliegen und die Vertrauensperson zustimmt,
als Wahlvorschlag einer Wahlergemeinschaft
zuzulassen.

Abs. 2 vorgesehenen Unterlagen beim Landes-
wabhlleiter oder der Landeswahlleiterin einrei-
chen. Wird der Nachweis der Parteieigenschaft
nicht gefihrt, ist der Wahlvorschlag, wenn alle
Voraussetzungen dafiir vorliegen und die Ver-
trauensperson zustimmt, als Wahlvorschlag ei-
ner Wéahlergemeinschaft zuzulassen.

(2) Uber die Bezirkswahlvorschlage einer Partei
oder einer Wéhlergemeinschaft hat eine Ver-
sammlung der Mitglieder geheim abzustimmen,
die in dem Bezirk wahlberechtigt sind oder der
bezirklichen Gliederung der Partei oder Wahler-
gemeinschaft angehdren. An die Stelle der Mit-
gliederversammlung kann eine Delegiertenver-
sammlung treten, die von den in Satz 1 genann-
ten Mitgliedern gewéhlt ist. Die Mitglieder oder
Delegierten, die sich unmittelbar an der Aufstel-
lung der Bezirkswahlvorschlége beteiligen, miis-
sen zu diesem Zeitpunkt wahlberechtigt (8§ 1)
sein. In der Versammlung mussen sich mindes-
tens drei Mitglieder oder Delegierte an der Ab-
stimmung beteiligen.

(2) Uber die Bezirkswahlvorschlage einer Partei
oder einer Wéhlergemeinschaft hat eine Ver-
sammlung der Mitglieder geheim abzustimmen,
die in dem Bezirk wahlberechtigt sind oder der
bezirklichen Gliederung der Partei oder Wahler-
gemeinschaft angehoren. § 12 Absatz 1 Satz 2
und 3 gelten entsprechend. An die Stelle der
Mitgliederversammlung kann eine Delegierten-
versammlung treten, die von den in Satz 1 ge-
nannten Mitgliedern gewahlt ist. Die Mitglieder
oder Delegierten, die sich unmittelbar an der
Aufstellung der Bezirkswahlvorschlége beteili-
gen, missen zu diesem Zeitpunkt wahlberechtigt
(8 1) sein. In der Versammlung miissen sich
mindestens drei Mitglieder oder Delegierte an
der Abstimmung beteiligen.

(3) In jedem Bezirkswahlvorschlag kdnnen sich
eine unbeschrankte Anzahl von Personen, min-
destens jedoch zwei, in einer erkennbaren Rei-
henfolge bewerben. Jede Person kann nur in
einem Bezirkswahlvorschlag benannt sein.

(3) In jedem Bezirkswahlvorschlag kdnnen sich
eine unbeschrankte Anzahl von Personen, min-
destens jedoch zwei, in einer erkennbaren Rei-
henfolge bewerben. Jede Person kann nur in
einem Bezirkswahlvorschlag benannt sein.

(4) Jeder Wahlvorschlag muR personlich und
handschriftlich von mindestens 185 Wahlbe-
rechtigten unterzeichnet werden, die am Tage
der Unterschrift wahlberechtigt (§ 1) und im Be-
zirk mit Hauptwohnung gemeldet sind. Dieses
Erfordernis entfallt bei Parteien und Wahlerge-
meinschaften, die aufgrund eigener Wahlvor-
schlage entweder in der Bezirksverordnetenver-
sammlung oder dem Abgeordnetenhaus von
Berlin seit deren letzter Wahl vertreten sind.

(4) Jeder Wahlvorschlag muR personlich und
handschriftlich von mindestens 185 Wahlbe-
rechtigten unterzeichnet werden, die am Tage
der Unterschrift wahlberechtigt (§ 1) und im Be-
zirk mit Hauptwohnung gemeldet sind. Dieses
Erfordernis entfallt bei Parteien und Wahlerge-
meinschaften, die aufgrund eigener Wahlvor-
schlage entweder in der Bezirksverordnetenver-
sammlung oder dem Abgeordnetenhaus von
Berlin seit deren letzter Wahl vertreten sind.
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§25
Verweisungen

§25
Verweisungen

§ 10 Abs. 4 Satz 2, Abs. 7, 10 und 12, 88 11, 12
Abs. 2 und 4, 88 13, 13-a; 14 Abs—1und-3, § 15
ADbs. 2 und 3, § 17 Abs. 2 Satze 2 bis 5 und-Abs:
4-Satz 5, § 20 Abs. 1 und § 21 finden entspre-
chende Anwendung.

8§ 10 Absatz 4 Satz 2, Absatz 7, 10, 11 und 13,
88 11, 12 Absatz 5 bis 7, 88 13, 14 Absatz 4, 8
15 Absatz 2 und 3, § 17 Absatz 2 Satz 5, Absatz
4 Satz 4 Nummer 2 bis 4 und Satz 5, Absatz 5,
§ 19a Absatz 1 und 2, § 20 Absatz 1 und 8§ 21
finden entsprechende Anwendung.

Vierter Abschnitt

. iber die Anachariaen des.of
contlict :

Vierter Abschnitt
Wahlorganisation

§ 26
Wahlorgane

(1) Wahlorgane sind

1. der Landeswahlausschuss und der Landes-
wahlleiter oder die Landeswahlleiterin und
ihre Stellvertretung fur das Wahlgebiet,

2. der Bezirkswahlausschuss und der Bezirks-
wabhlleiter oder die Bezirkswahlleiterin und
ihre Stellvertretung fur jeden Bezirk (Wahl-
kreisverband),

3. der Wahlvorsteher oder die Wahlvorstehe-
rin und der Wahlvorstand fir jeden Wahlbe-
zirk und jeden Briefwahlbezirk.

(2) Die Mitglieder der Wahlorgane miissen
zum Deutschen Bundestag oder zum Abge-
ordnetenhaus von Berlin wahlberechtigt sein.
Sie sind bei der Erfillung ihrer Aufgaben un-
abhangig und weisungsfrei, soweit in diesem
Gesetz nichts anderes bestimmt ist. Sie sind

Drucksache 19/2180




Abgeordnetenhaus von Berlin Seite 59 Drucksache 19/2180
19. Wahlperiode

zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Am-
tes und zur Verschwiegenheit Uber die ihnen
bei ihrer amtlichen Tétigkeit bekannt gewor-
denen Angelegenheiten verpflichtet.

(3) Die Namen und dienstlichen Anschriften
der Wahlleiter und Wahlleiterinnen, der
Stellvertreter und Stellvertreterinnen sowie
die Namen und gegebenenfalls Amtsbezeich-
nungen der Mitglieder der Wahlausschisse
macht die fur Inneres zustéandige Senatsver-
waltung im Amtsblatt fur Berlin bekannt.

§ 26a
Bestellung der Wahlausschiisse und der
Wabhlvorstéande

(1) Die Mitglieder des Landeswahlausschus-
ses werden von dem Landeswahlleiter oder
der Landeswahlleiterin, die Mitglieder der
Bezirkswahlausschiisse von dem Bezirks-
wabhlleiter oder der Bezirkswahlleiterin recht-
zeitig vor der Wahl fur die nachste Wahlperi-
ode berufen. Die Wahlvorstande werden
rechtzeitig vor der Wahl vom Bezirkswahl-
amt berufen.

(2) Der Landeswahlausschuss besteht aus
dem Landeswahlleiter oder der Landeswahl-
leiterin als dem oder der Vorsitzenden, sechs
Wahlberechtigten und zwei Richterinnen o-
der Richtern am Oberverwaltungsgericht
Berlin-Brandenburg als weiteren Mitglie-
dern. Fur jedes Mitglied ist eine Stellvertre-
tung zu bestellen. Die stellvertretenden Mit-
glieder sind teilnahme- und redeberechtigt,
aber nur im Vertretungsfall antrags- und
stimmberechtigt.

(3) Der Bezirkswahlausschuss besteht aus
dem Bezirkswahlleiter oder der Bezirkswahl-
leiterin als dem oder der Vorsitzenden und
sechs im Bezirk Wahlberechtigten als weite-
ren Mitgliedern. Absatz 2 Satz 2 und 3 gelten
entsprechend.

(4) Der Wahlvorstand besteht aus

1. dem Wahlvorsteher oder der Wahlvorste-
herin,

2. dem stellvertretenden Wahlvorsteher oder
der stellvertretenden Wahlvorsteherin,

3. dem Schriftfuhrer oder der Schriftfihre-
rin,
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4, dem stellvertretenden Schriftfihrer oder
der stellvertretenden Schriftfihrerin,

5. einem bis fUnf Beisitzenden,

6. weiteren, nicht stimmberechtigten Hilfs-
personen nach Bedarf.

(5) Bei der Auswahl der nichtrichterlichen
Mitglieder der Wahlausschiisse sollen die
Vorschlage der im Abgeordnetenhaus vertre-
tenen Parteien entsprechend ihrem Anteil an
den Zweitstimmen bei der letzten Wahl zum
Abgeordnetenhaus in dem Gebiet, fiir das der
Ausschuss gebildet ist, berticksichtigt werden.
Die richterlichen Mitglieder des Landeswahl-
ausschusses und ihre Stellvertretenden wer-
den auf VVorschlag des Prasidiums des Ober-
verwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg be-
rufen.

(6) Vertrauenspersonen von Wahlvorschla-
gen, Wahlbewerber und Wahlbewerberinnen
durfen nicht zu Mitgliedern von Wahlaus-
schiussen oder Wahlvorstanden bestellt wer-
den, in deren Bezirk oder Wahlbezirk deren
Wabhlvorschlége eingereicht wurden oder in
denen sie zur Wahl stehen. Niemand darf
Mitglied in mehr als einem Wahlorgan sein.

§ 26b
Bestellung und Aufgaben der Wahlleitungen

(1) Spétestens sechs Monate vor einem Wahl-
tag werden der Landeswahlleiter oder die
Landeswabhlleiterin und der oder die Stellver-
tretende vom Senat und der Bezirkswahllei-
ter oder die Bezirkswahlleiterin und der oder
die Stellvertretende vom zustandigen Bezirk-
samt auf unbestimmte Zeit bestellt. Das Amt
endet mit der Abberufung oder der Bestel-
lung eines Nachfolgers oder einer Nachfolge-
rin.

(2) Die Wahlleiter und Wahlleiterinnen neh-
men die ihnen in diesem Gesetz und in der
Landeswahlordnung ausdriicklich zugewiese-
nen Aufgaben unabhéngig, weisungsfrei und
in eigener Verantwortung wahr. Sie fihren
die Geschafte des Landeswahlausschusses
beziehungsweise der Bezirkswahlausschiisse.

(3) Der Landeswahlleiter oder die Landes-
wabhlleiterin ist verantwortlich fur die ord-
nungsgemane Vorbereitung und Durchfiih-
rung der Wahlen in Berlin. Er oder sie koor-
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diniert und kontrolliert die Tatigkeit der an-
deren Wahlorgane und -behdrden hinsicht-
lich der gleichméfR3igen Anwendung der wahl-
rechtlichen VVorschriften. Im Interesse einer
einheitlichen Wahlvorbereitung und -durch-
fihrung gibt er oder sie Hinweise zu rechtli-
chen und technischen Fragen der Wahlorga-
nisation und fuhrt regelméRige Abstimmun-
gen mit den Bezirkswahlleitungen durch. Er
oder sie kann Anordnungen gegeniiber den
Bezirkswahlleitern und Bezirkswabhlleiterin-
nen erlassen, um einheitliche Standards fur
Ablaufe und Prozesse zur Wahlvorbereitung
und -durchfuihrung sicherzustellen. Er oder
sie ist gegendiber dem Landeswahlamt
weisungsberechtigt.

(4) Der Bezirkswahlleiter oder die Bezirks-
wabhlleiterin ist verantwortlich fur die ord-
nungsgemane Vorbereitung und Durchfiih-
rung der Wahlen in seinem oder ihrem Be-
zirk. Er oder sie ist gegeniiber dem Be-
zirkswahlamt weisungsberechtigt.

(5) Das Landeswahlamt, die Bezirkswahllei-
ter und Bezirkswahlleiterinnen sowie die Be-
zirkswahlamter sind dem Landeswahlleiter o-
der der Landeswabhlleiterin, das Bezirkswahl-
amt ist dem Bezirkswahlleiter oder der Be-
zirkswahlleiterin jederzeit zur Auskunft zu
allen die Wahlen betreffenden Angelegenhei-
ten verpflichtet.

(6) Bei der Erflillung seiner oder ihrer Aufga-
ben unterliegt der Landeswahlleiter oder die
Landeswabhlleiterin der Aufsicht durch die
far Inneres zustandige Senatsverwaltung. Bei
der Erflllung seiner oder ihrer Aufgaben un-
terliegt der Bezirkswabhlleiter oder die Be-
zirkswabhlleiterin der Aufsicht des Bezirksam-
tes.

(7) Soweit die Wahlorgane ihre Aufgaben un-
abhangig und weisungsfrei wahrnehmen, be-
schrankt sich die Aufsicht nach Absatz 6 auf
die Einhaltung der rechtlichen VVorgaben.
Zur Erfullung ihrer Aufgaben kann die Auf-
sichtsbehérde von den Wahlorganen anlass-
bezogene Auskiinfte verlangen. VerstoRt ein
Wabhlorgan nach Auffassung der Aufsichtsbe-
horde gegen rechtliche Vorgaben und leistet
es trotz schriftlicher Aufforderung durch die
Aufsichtsbehorde keine Abhilfe, kann diese
eine Entscheidung des Verfassungsgerichts-
hofs beantragen. Im Ubrigen gelten fiir die
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den Wahlorganen Ubertragenen Verwal-
tungsaufgaben nach Absatz 3 die Vorschrif-
ten des § 8 Absatz 2 und Absatz 3 a) und b)
des Gesetzes Uber die Zustandigkeiten in der
Allgemeinen Berliner Verwaltung entspre-
chend.

(8) Der Landeswahlleiter oder die Landes-
wabhlleiterin hat ein VVortragsrecht beim Re-
gierenden Burgermeister oder der Regieren-
den Birgermeisterin und berichtet dem fur
Inneres zustéandigen Senatsmitglied und dem
Abgeordnetenhaus jeweils sechs und drei Mo-
nate vor einer Wahl, mindestens einmal im
Jahr, Uber den Stand der Wahlvorbereitung.
Er oder sie legt dem Abgeordnetenhaus nach
jeder Wahl einen Bericht tber deren organi-
satorischen Verlauf vor. Der Bezirkswahllei-
ter oder die Bezirkswahlleiterin hat ein Vor-
tragsrecht beim Bezirksbirgermeister oder
der Bezirksbirgermeiterin. Er oder sie be-
richtet dem fir Wahlen zustandigen Mitglied
des Bezirksamtes jeweils sechs und drei Mo-
nate vor einer Wahl, mindestens einmal im
Jahr, Uber den Stand der Wahlvorbereitung.

8 26¢
Landeswahlamt

(1) Bei der fur Inneres zustandigen Senats-
verwaltung wird ein sténdiges Landeswahl-
amt eingerichtet. Es ist zustandig fur die ge-
samtstadtischen Verwaltungsaufgaben bei
der Vorbereitung und Durchfiihrung der
Wabhlen. Dazu gehdrt insbesondere:

1. Erarbeitung von einheitlichen Standards
und Leitlinien fur Ablaufe und Prozesse in
den Wahlamtern,

2. Gestaltung und Beschaffung der Stimmzet-
tel und, soweit erforderlich, weiterer Materi-
alien und Dienstleistungen,

3. Beschaffung und Bereitstellung der zur
Wabhlvorbereitung, -durchfiihrung und zur
Ergebniserfassung erforderlichen IT,

4. Erstellung von Schulungsunterlagen fiir
Wahlhelfende,

5. Veroffentlichungen, die nach dem Landes-
wahlgesetz oder der Landeswahlordnung von
der fur Inneres zustandigen Senatsverwal-
tung zu veranlassen sind,
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6. zentrale Aufgaben der Gewinnung, Erfas-
sung und Sicherung von Raumlichkeiten fur
Wahllokale,

7. zentrale Aufgaben der Gewinnung und
Bindung von Wahlhelfenden,

8. Beratung der Mitarbeitenden der Bezirks-
wahlamter,

9. Koordination und Qualitétssicherung,

10. Unterstitzung bei der wissenschaftlichen
Begleitung und Untersuchung von Wahlen.

11. Unterstiitzung des Landeswahlleiters oder
der Landeswabhlleiterin bei der Presse- und
Offentlichkeitsarbeit

Das Landeswahlamt unterrichtet den Lan-
deswabhlleiter oder die Landeswahlleiterin
laufend Uber seine Téatigkeit.

(2) Das Landeswahlamt unterstitzt den Lan-
deswabhlleiter oder die Landeswahlleiterin bei
der Wahrnehmung seiner oder ihrer Aufga-
ben.

(3) Die Hauptverwaltung unterstitzt den
Landeswabhlleiter oder die Landeswahlleiterin
sowie das Landeswahlamt bei der Erfillung
ihrer Aufgaben. Die Finanzierung von Wah-
len ist ein Jahr vor dem Wahltermin sicher-
zustellen.

8§ 26d
Bezirkswahlamter

(1) In jedem Bezirk wird ein standiges Be-
zirkswahlamt eingerichtet und dauerhaft aus-
gestattet. Es ist zustandig fir die drtlichen
Verwaltungsaufgaben bei der VVorbereitung
und Durchfiihrung der Wahlen, soweit nicht
das Landeswahlamt zustandig ist oder eine
Aufgabe wegen ihrer gesamtstadtischen Be-
deutung tbernimmt. Dazu gehdren insbeson-
dere:

1. die den Bezirkswahlamtern in der Landes-
wahlordnung Ubertragenen Aufgaben,

2. Bereitstellung und Ausstattung von Wahl-
raumen,

3. Gewinnung und Schulung von Wahlhelfen-
den,

4. Organisation und Durchfiihrung der Brief-
wahl im Bezirk,

5. Erfassung der Ergebnisse der Auszahlung,
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6. Auszahlung von Aufwandsentschadigun-
gen fur die Wahlhelfenden,

7. Qualitatssicherung gemeinsam mit dem
Landeswahlamt.

(2) Das Bezirkswahlamt untersttitzt den Be-
zirkswabhlleiter oder die Bezirkswabhlleiterin
bei der Wahrnehmung seiner oder ihrer Auf-
gaben .

(3) Die Bezirksamter, insbesondere die fir die
Wabhlen zustandigen Bezirksstadtrate, unter-
stUtzen den Bezirkswahlleiter oder die Be-
zirkswahlleiterin sowie die Bezirkswahlamter
bei der Erfullung ihrer Aufgaben.

(4) Die Vorbereitung und Durchfiihrung der
Wabhlen liegt im dringenden Gesamtinteresse
Berlins geman § 13a des Gesetzes Uiber die
Zusténdigkeiten in der allgemeinen Berliner
Verwaltung. Das Eingriffsrecht in Wahlange-
legenheiten wird von der fUr Inneres zustan-
digen Senatsverwaltung ausgetibt und kann
auch die Einhaltung von Leitlinien und An-
ordnungen des Landeswahlleiters oder der
Landeswabhlleiterin betreffen. Er oder sie ist
vorher zu hdren.

8 26e
Neben- und ehrenamtliche Tatigkeit; Daten-
erhebung

(1) Die Mitglieder der Wahlorgane und die
Unterstutzungskréafte der Wahlausschiisse
und der Wahléamter nehmen ihre Aufgaben
ehren- oder nebenamtlich wahr. Zur Uber-
nahme eines Amtes sind alle zum Abgeordne-
tenhaus Wahlberechtigten verpflichtet. Hier-
von sind ausgenommen:

1. die Mitglieder des Abgeordnetenhauses
und des Senats,

2. die Mitglieder der Bezirksverordnetenver-
sammlungen und der Bezirksamter,

3. Geistliche, Arzte und Arztinnen, Tierarzte
und Tierarztinnen, Apotheker und Apotheke-
rinnen, Entbindungspfleger und Hebammen,

4. Personen, die das 65. Lebensjahr vollendet
haben,

5. Personen, die glaubhaft machen, dass
ihnen die Fursorge fir ihre Familie die Aus-
tbung des Amtes unmdglich macht,
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6. Personen, die glaubhaft machen, dass sie
aus dringenden beruflichen Griinden, durch
Krankheit oder Gebrechen verhindert sind,
das Amt ordnungsgemalfd auszutiben.

(2) Tritt der Hinderungsgrund nachtréglich
ein, so ist dies der zustandigen Behdrde un-
verzuglich mitzuteilen und ihr gegentber
glaubhaft zu machen. Das gleiche gilt, wenn
ein Mitglied nach seiner Berufung die Wahl-
berechtigung zum Deutschen Bundestag und
zum Abgeordnetenhaus verliert. Die mit dem
Amt verbundenen Pflichten zur Teilnahme
an den Sitzungen bestehen bis zur Abberu-
fung.

(3) Mitglieder, die am Sitzungstag aus drin-
genden beruflichen Grinden, durch Krank-
heit oder vergleichbar gewichtigen Grund an
der Teilnahme gehindert sind, haben dies
rechtzeitig vor Beginn der Sitzung der beru-
fenden Stelle glaubhaft zu machen, die dann
die Stellvertretung benachrichtigt. Stellver-
tretende Mitglieder sind nur im Ver-
tretungsfall zur Teilnahme verpflichtet.

(4) Die Behorden und sonstigen Stellen des
Landes Berlin sind berechtigt und auf Anfor-
derung verpflichtet, den fur die Durchfih-
rung der Wahlen zustandigen Stellen Ange-
horige ihrer Verwaltung zu benennen, die zur
Tatigkeit in den Wahlvorstanden geeignet
sind.

(5) Die Mitglieder der Wahlvorstande sind
vor der Wahl Uber ihre Aufgaben zu unter-
richten, um einen ordnungsgemafien Ablauf
der Wahlhandlung sowie die Ermittlung und
Feststellung des Wahlergebnisses sicherzu-
stellen.

§ 26f
Aufwandsentschéadigung fur den Landeswahl-
leiter oder die Landeswabhlleiterin

(1) Far die Amtsausiibung werden der Lan-
deswahlleiter oder die Landeswahlleiterin so-
wie der Stellvertreter oder die Stellvertrete-
rin von ihren Dienstherren oder Arbeitge-
bern im erforderlichen Umfang unter Fort-
zahlung der Besoldung und Vergtitung freige-
stellt. Durch die Ubernahme oder Wahrneh-
mung der Aufgabe dirfen keine Nachteile im
Arbeits- oder Dienstverhéltnis entstehen.
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(2) Wird das Amt ehrenamtlich ausgeubt,
werden dem privaten Arbeitgeber das weiter-
gewahrte Arbeitsentgelt, die Arbeitgeberan-
teile der Beitréage zur Sozial- und Arbeitslo-
senversicherung sowie die Arbeitgeberanteile
zur betrieblichen Altersversorgung anteilig
erstattet.

(3) Der Landeswahlleiter oder die Landes-
wahlleiterin sowie der Stellvertreter oder die
Stellvertreterin erhalten neben der Freistel-
lung fur ihre Tatigkeit eine angemessene Auf-
wandsentschadigung, sofern sie nicht im un-
mittelbaren Dienst des Landes Berlin stehen.
Die H6he der Aufwandsentschadigung setzt
der Senat durch Beschluss jeweils fiir die
Dauer von funf Jahren fest. Die Vorschriften
Uber die Hohe und Ablieferung einer fir eine
Nebentatigkeit gezahlten Aufwandsentschadi-
gung finden keine Anwendung.

§ 269
Geltung fur bundesweite Wahlen

Die Vorschriften der 88§ 26b Abs. 3 bis 8, 26¢,
26d und 26f tber die Aufgaben und Zustan-
digkeiten bei der verwaltungsméaRigen Vorbe-
reitung und Durchfiihrung von Wahlen gel-
ten auch fir Wahlen zum Deutschen Bundes-
tag und zum Européischen Parlament, soweit
bundesrechtlich nichts Abweichendes be-
stimmt ist. An die Stelle der Bezirkswahllei-
tungen treten die Kreiswahlleiter oder Kreis-
wahlleiterinnen, deren drtliche Zustéandigkeit
von dem Landeswahlleiter oder der Landes-
wahlleiterin festgelegt wird.

Finfter Abschnitt Finfter Abschnitt
Wabhlstatistik, unzulassige Wahlbeeinflus- Wabhlstatistik, unzulassige Wahlbeeinflus-
sung, sung,
Veroffentlichung von Wahlbefragungen und Veroffentlichung von Wahlbefragungen
Tatiakeitingd i
827 827

Wahlstatistik

Wahlstatistik

Der Landeswahlleiter kann zum Zweck der
Wahlstatistik anordnen, daR in einzelnen Stimm-
bezirken die Stimmzettel nach Geschlechts- und
Altersgliederung gekennzeichnet werden. Die
Stimmabgabe einzelner Personen darf nicht
erkennbar werden.

Der Landeswahlleiter kann zum Zweck der
Wahlstatistik anordnen, daR in einzelnen Stimm-
bezirken die Stimmzettel nach Geschlechts- und
Altersgliederung gekennzeichnet werden. Die
Stimmabgabe einzelner Personen darf nicht
erkennbar werden.

§28

§28
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Unzulassige Wahlbeeinflussung

Unzulassige Wahlbeeinflussung

In den Wahlrdumen, in den 6ffentlich zugangli-
chen Raumen des Gebaudes, in dem sich die
Wahlrdume befinden, auf dem Grundstiick, zu
dem dieses Geb&ude gehort und in einem Um-
kreis von 30 Metern des Zugangs zu dem
Grundstuck von der Strafe ist jede Beeinflus-
sung der Wahlberechtigten durch Wort, Ton,
Schrift und Bild sowie jede Unterschriften-
sammlung verboten.

In den Wahlrdumen, in den 6ffentlich zugangli-
chen Raumen des Gebaudes, in dem sich die
Wahlrdume befinden, auf dem Grundstiick, zu
dem dieses Geb&ude gehort und in einem Um-
kreis von 30 Metern des Zugangs zu dem
Grundstiick von der StraRe ist jede Beeinflus-
sung der Wahlberechtigten durch Wort, Ton,
Schrift und Bild sowie jede Unterschriften-
sammlung verboten.

§29
Unzulassige Verdffentlichung von Wahlbefra-
gungen

§29
Unzulassige Verdffentlichung von Wahlbefra-
gungen

Die Ergebnisse von Wahlbefragungen, die am
Wahltag vorgenommen werden, dirfen frihes-

tens nach SehlieBung-aller\WahHekale bekannt-

gegeben werden.

Die Ergebnisse von Wahlbefragungen, die am
Wahltag vorgenommen werden, dirfen frihes-
tens nach dem Ende der reguldren Wahlzeit
bekanntgegeben werden.

§30
Ehrens

§30
Verarbeitung personenbezogener Daten

8 13a (1) Die Bezirksamter und Bezirkswahlaus-
schiisse sowie der LandeswahlausschuB3 diirfen
die personenbezogenen Daten, die in den Wahl-
vorschlagen und auf den Unterschriftsblattern
anzugeben sind (§ 10 Abs. 4, 5, 8, 9 und 12),
verarbeiten, soweit dies zur Entscheidung tber
die Zulassung der Wahlvorschlage und der Be-
werberinnen und Bewerber erforderlich ist. Da-
bei diirfen die Bezirksamter und Bezirkswahl-
ausschisse auch die Daten nach Satz 1 von be-
troffenen Personen verarbeiten, die ihren Wohn-
sitz nicht in dem jeweiligen Bezirk haben.

813a (2) Die gespeicherten Daten sind spates-
tens sechs Monate nach der Wahl zu l6schen,
soweit sie nicht fur ein verfassungsgerichtliches
Wahlprifungsverfahren von Bedeutung sein
konnen.

(1) Die Bezirksémter und Bezirkswahlaus-
schiisse sowie der Landeswahlausschuf? diirfen
die personenbezogenen Daten, die in den Wahl-
vorschlagen nach § 23 und auf den Unter-
schriftsbléttern anzugeben sind (8 10 Absatz 4,
5, 8, 9 und 12), verarbeiten, soweit dies zur Ent-
scheidung tber die Zulassung der Wahlvor-
schlage und der Bewerberinnen und Bewerber
erforderlich ist. Dabei dirfen die Bezirksamter
und Bezirkswahlausschiisse auch die Daten nach
Satz 1 von betroffenen Personen verarbeiten, die
ihren Wohnsitz nicht in dem jeweiligen Bezirk
haben. Die gespeicherten Daten sind spatestens
sechs Monate nach der Wahl zu léschen, soweit
sie nicht fur ein verfassungsgerichtliches Wahl-
prifungsverfahren von Bedeutung sein kénnen.

(3) Das Bezirksamt ist zur VVorbereitung
allgemeiner Wabhlen in Berlin befugt, eine Datei
von Wahlberechtigten anzulegen, die zur
Tatigkeit in den Wahlvorstédnden verpflichtet
und geeignet sind. Zu diesem Zweck diirfen
folgende Merkmale verarbeitet werden:

1. Name

2. Anschrift

3. Geburtsdatum

4. Telefon- oder Mobilfunknummer

(2) Das Bezirksamt ist zur VVorbereitung allge-
meiner Wahlen in Berlin befugt, eine Datei von
Wahlberechtigten anzulegen, die zur Téatigkeit in
den Wahlvorsténden verpflichtet und geeignet
sind. Zu diesem Zweck diirfen folgende Merk-
male verarbeitet werden:

1. Name
2. Anschrift,
3. Geburtsdatum

4, Telefon- oder Mobilfunknummer, E-Mail-
Adresse
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5. bisherige Mitwirkung in Wahlvorstanden und | 5. Beruf
in welcher Funktion (.° oFsitzender, . 6. bisherige Mitwirkung in Wahlvorstédnden und
stellvertretender Vorsitzender, Schriftfuhrer oder | . .
e in welcher Funktion
stellvertretender-Sehriftfihrer, Beisitzer)-
7. Kontoverbindungsdaten.
(3) Die Daten dirfen dem Landeswahlamt
zum Zweck der Gewinnung und Bindung von
Wahlhelfenden tbermittelt werden.
(4) Das Bezirksamt darf die Daten nach Ab-
satz 3 Nr. 1 und 4. dem zustandigen Wahlvor-
stand zur Abstimmung vor dem und am
Wahltag Gbermitteln.
§31 §31
Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. entgegen 8 28 in den dort genannten Gebdu-
den, Gebéaudeteilen oder Bereichen Wahlbeein-
flussung durch Wort, Ton, Schrift oder Bild be-
treibt oder Unterschriften sammelt,

2. entgegen § 29 vorsatzlich oder fahrléssig die
Ergebnisse von Wahlbefragungen vorzeitig be-
kanntgibt,

3. entgegen § 30 ein Ehrenamt ablehnt oder sich
den Pflichten eines solchen Amtes entzieht.

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. entgegen 8 28 in den dort genannten Gebdu-
den, Gebéaudeteilen oder Bereichen Wahlbeein-
flussung durch Wort, Ton, Schrift oder Bild be-
treibt oder Unterschriften sammelt,

2. entgegen § 29 vorsatzlich oder fahrléssig die
Ergebnisse von Wahlbefragungen vorzeitig be-
kanntgibt,

3. entgegen § 30 ein Ehrenamt ablehnt oder sich
den Pflichten eines solchen Amtes entzieht.

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr.
1 und Nr. 3 kdnnen mit einer GeldbuRe bis zu 1
000 Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz
1 Nr. 2 mit einer GeldbuRe bis zu 50 000 Euro
geahndet werden.

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr.
1 und Nr. 3 kdnnen mit einer GeldbuRe bis zu 1
000 Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz
1 Nr. 2 mit einer GeldbuRe bis zu 50 000 Euro
geahndet werden.

(3) Zusténdig fir die Verfolgung und Ahndung
der Ordnungswidrigkeiten ist

1. bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr.
1 das Bezirksamt,

2. bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr.
2 der Landeswahlleiter,

3. bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr.
3,

a) wenn es sich um die Berufung in den Landes-

wahlausschuf’ handelt, die-Senatsverwaltungfir
thneres,

b) wenn es sich um die Berufung in den Bezirks-
wahlausschuf? oder einen Wahlvorstand handelt,
das Bezirksamt, in dessen Bezirk der Wahlaus-
schuR oder der Wahlvorstand gebildet ist.

(3) Zusténdig fir die Verfolgung und Ahndung
der Ordnungswidrigkeiten ist

1. bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr.
1 das Bezirksamt,

2. bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr.
2 das Landeswahlamt,

3. bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr.
3,

a) wenn es sich um die Berufung in den Landes-
wahlausschuf} handelt, das Landeswahlamt,

b) wenn es sich um die Berufung in den Bezirks-
wahlausschuf? oder einen Wahlvorstand handelt,
das Bezirksamt, in dessen Bezirk der Wahlaus-
schuR oder der Wahlvorstand gebildet ist.
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Sechster Abschnitt
Staatliche Mittel fiir Trager von Wahlvor-
schlagen

Sechster Abschnitt
Staatliche Mittel fiir Trager von Wahlvor-
schlagen

§32
Auszahlung staatlicher Mittel an Parteien

§32
Auszahlung staatlicher Mittel an Parteien

(1) Die staatlichen Mittel nach dem Parteienge-
setz, die vom Land Berlin fiir die bei den Wah-
len zum Abgeordnetenhaus erzielten giltigen
Stimmen zu gewéhren sind, werden vom Prési-
denten des Abgeordnetenhauses ausgezahlt.

(1) Die staatlichen Mittel nach dem Parteienge-
setz, die vom Land Berlin fiir die bei den Wah-
len zum Abgeordnetenhaus erzielten giltigen
Stimmen zu gewéhren sind, werden vom Prési-
denten des Abgeordnetenhauses ausgezahlt.

(2) Die erforderlichen Mittel sind im Haushalt
des Abgeordnetenhauses zu veranschlagen.

(2) Die erforderlichen Mittel sind im Haushalt
des Abgeordnetenhauses zu veranschlagen.

(3) Der Rechnungshof von Berlin priift, ob der
Président des Abgeordnetenhauses die staatli-
chen Mittel nach den Vorschriften des Parteien-
gesetzes ausgezahlt hat.

(3) Der Rechnungshof von Berlin priift, ob der
Président des Abgeordnetenhauses die staatli-
chen Mittel nach den Vorschriften des Parteien-
gesetzes ausgezahlt hat.

8 32a
Festsetzung und Auszahlung staatlicher Mittel
fur Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber

8 32a
Festsetzung und Auszahlung staatlicher Mittel
fur Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber

(1) Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber,
die mindestens zehn vom Hundert der im Wahl-
kreis abgegebenen gultigen Erststimmen erreicht
haben, erhalten je gltige Stimme 2,56 Euro.
Dies gilt auch fur eine Nachwahl, Ersatzwahl
oder Wiederholungswahl.

(1) Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber,
die mindestens zehn vom Hundert der im Wahl-
kreis abgegebenen gultigen Erststimmen erreicht
haben, erhalten je giltige Stimme 2,56 Euro.
Dies gilt auch fur eine Nachwahl, Ersatzwahl
oder Wiederholungswahl.

(2) Die Festsetzung und die Auszahlung der
staatlichen Mittel sind von der Einzelbewerberin
oder dem Einzelbewerber innerhalb von zwei
Monaten nach dem ersten Zusammentritt des
Abgeordnetenhauses bei dem Prasidenten des
Abgeordnetenhauses schriftlich zu beantragen;
danach eingehende Antrage bleiben unbertick-
sichtigt. Der Antrag kann auf einen Teilbetrag
begrenzt werden. Der Betrag wird vom Prasi-
denten des Abgeordnetenhauses festgesetzt und
ausgezahilt.

(2) Die Festsetzung und die Auszahlung der
staatlichen Mittel sind von der Einzelbewerberin
oder dem Einzelbewerber innerhalb von zwei
Monaten nach dem ersten Zusammentritt des
Abgeordnetenhauses bei dem Prasidenten des
Abgeordnetenhauses schriftlich zu beantragen;
danach eingehende Antrage bleiben unbertick-
sichtigt. Der Antrag kann auf einen Teilbetrag
begrenzt werden. Der Betrag wird vom Prasi-
denten des Abgeordnetenhauses festgesetzt und
ausgezahilt.

(3) Die erforderlichen Mittel sind im Haushalt
des Abgeordnetenhauses zu veranschlagen.

(3) Die erforderlichen Mittel sind im Haushalt
des Abgeordnetenhauses zu veranschlagen.

(4) Der Rechnungshof von Berlin priift, ob der
Président des Abgeordnetenhauses die staatli-
chen Mittel nach den Vorschriften der Absétze 1
und 2 festgesetzt und ausgezahlt hat.

(4) Der Rechnungshof von Berlin priift, ob der
Président des Abgeordnetenhauses die staatli-
chen Mittel nach den Vorschriften der Absétze 1
und 2 festgesetzt und ausgezahlt hat.

Siebenter Abschnitt
Schlussbestimmungen

Siebenter Abschnitt
Schlussbestimmungen

§33

§33




Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 70

Drucksache 19/2180

Wahltag

Wahitag

(1) Die Wahlen finden an einem Sonntag oder
an einem gesetzlichen Feiertag statt.

(1) Die Wahlen finden an einem Sonntag oder
an einem gesetzlichen Feiertag statt. Der \Wahl-
tag soll nicht in den Schulferien liegen. § 21
Absatz 4 Satz 1 bleibt unberuhrt.

(2) Der Wahltag wird vom Senat festgesetzt.

(2) Der Wahltag wird vom Senat festgesetzt.

§34
Durchfiihrungs- und Ausfiihrungsbes-
timmungen

§34
Durchfiihrungs- und Ausfiihrungsbes-
timmungen

Der Senat erlaRt die zur Durchfiihrung dieses
Gesetzes erforderliche Rechtsverordnung (Lan-
deswahlordnung):-in-thrkénnenauch-die-in-die-

(1) Der Senat erl&Rt die zur Durchfuhrung dieses
Gesetzes erforderliche Rechtsverordnung (Lan-
deswahlordnung). Er trifft insbesondere Best-
immungen Uber

1. die Tatigkeit, Zustandigkeit, Beschlussféa-
higkeit und das Verfahren der Wahlorgane,

2. die Berufung in ein Wahlehrenamt, Uber
Erfrischungsgelder und den Ersatz von Aus-
lagen fur Inhaber von Wahlehrendmtern und
Uber das BuRRgeldverfahren,

3. die Wahlzeit,

4. die Bildung der Wahlbezirke und ihre Be-
kanntmachung,

5. die einzelnen VVoraussetzungen fur die Auf-
nahme in die Wahlerverzeichnisse, deren
Fuhrung, Berichtigung und Abschluss, tiber
die Einsicht in die Wahlerverzeichnisse, Uber
den Einspruch und die Beschwerde gegen das
Wahlerverzeichnis sowie Uber die Benach-
richtigung der Wahlberechtigten,

6. die einzelnen VVoraussetzungen fur die Er-
teilung von Wahlscheinen, deren Ausstellung,
Uber den Einspruch und die Beschwerde ge-
gen die Ablehnung von Wahlscheinen,

7. den Nachweis der Wahlrechtsvorausset-
zungen,

8. Einreichung, Inhalt und Form der Wahl-
vorschlége sowie der dazugehdrigen Unterla-
gen, Uber ihre Prifung, die Beseitigung von
Maéngeln, ihre Zulassung, die Beschwerde ge-
gen Entscheidungen sowie die Bekanntgabe
der Wahlvorschlage,

9. Form und Inhalt des Stimmzettels und
Uber den Stimmzettelumschlag,

10. Bereitstellung, Einrichtung und Bekannt-
machung der Wahlrdume sowie tber Wahl-
schutzvorrichtungen und Wahlzellen,
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11. die Stimmabgabe, auch soweit besondere
Verhéltnisse besondere Regelungen erfor-
dern,

12. die Briefwabhl,

13. die Abgabe und Aufnahme von Versiche-
rungen an Eides statt,

14. die Wahl in Kranken- und Pflegeanstal-

ten, Kldstern, gesperrten Wohnstétten sowie
sozialtherapeutischen und Justizvollzugsan-
stalten,

15. die Auszahlung der Stimmen und ihre
Nachprufung durch die Wahlorgane,

16. die Feststellung der Wahlergebnisse, ihre
Weitermeldung und Bekanntgabe sowie die
Benachrichtigung der Gewahlten,

17. die Durchfuhrung von Nach-, Ersatz- und
Wiederholungswahlen sowie die Berufung
von Nachfolgern,

18. die Berechnung von Fristen und Termi-
nen.

In der Landeswahlordnung kénnen auch die
in diesem Gesetz bestimmten Fristen und
Termine fur den Fall einer vorzeitigen Been-
digung der Wahlperiode des Abgeordneten-
hauses abgekirzt werden und von diesem Ge-
setz abweichende Regelungen ftr die gleich-
zeitige Durchfihrung der Wahlen mit Bun-
destags- oder Europawahlen getroffen wer-
den.

(2) Die zur Ausfuihrung des Gesetzes erforderli-
chen Verwaltungsvorschriften erlait die Senats-
verwaltung fir-tnneres.

(2) Die zur Ausfiihrung des Gesetzes erforderli-

chen Verwaltungsvorschriften erlaRt die fir In-

neres zustéandige Senatsverwaltung im Beneh-

men mit dem Landeswahlleiter oder der Lan-
deswabhlleiterin.

835
Formvorschriften

Soweit in diesem Gesetz oder in der Landes-
wahlordnung nichts anderes bestimmt ist,
missen vorgeschriebene Erklarungen person-
lich und handschriftlich unterzeichnet sein
und bei der zustandigen Stelle im Original
vorliegen.
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Gesetz tiber den Verfassungsgerichtshof
(VerfGHG)
vom 8. November 1990
zuletzt gedndert durch Gesetzvom [...]

Gesetz tiber den Verfassungsgerichtshof
(VerfGHG)
vom 8. November 1990
zuletzt gedndert durch Gesetzvom [...]

§14
Zustandigkeiten

§14
Zustandigkeiten

Der Verfassungsgerichtshof entscheidet

1. Uber die Auslegung der Verfassung von
Berlin aus Anlal? von Streitigkeiten tber den
Umfang der Rechte und Pflichten eines obersten
Landesorgans oder anderer Beteiligter, die durch
die Verfassung von Berlin oder durch die Ge-
schéftsordnung des Abgeordnetenhauses mit ei-
genen Rechten ausgestattet sind,

2. Uber Einspriiche gegen die Gultigkeit der
Wahlen zum Abgeordnetenhaus und zu den Be-
zirksverordnetenversammlungen,

3. Uber Einspriiche gegen Entscheidungen tber
den Erwerb und den Verlust eines Sitzes im Ab-
geordnetenhaus oder in einer Bezirksverordne-
tenversammlung,

4. bei Meinungsverschiedenheiten oder Zwei-
feln Gber die formliche oder sachliche Verein-
barkeit von Landesrecht mit der VVerfassung von
Berlin auf Antrag des Senats oder eines Viertels
der Mitglieder des Abgeordnetenhauses,

5. inden nach Artikel 100 Abs. 1 des Grund-
gesetzes fir die Bundesrepublik Deutschland der
Zusténdigkeit der Landesverfassungsgerichte
zugewiesenen Féllen,

6. Uber Verfassungsbeschwerden, soweit nicht
Verfassungsbeschwerde zum Bundesverfas-
sungsgericht erhoben ist oder wird,

7. Uber Vorlagen nach § 17 Absatz 9 und Ein-
spruche nach § 41 des Abstimmungsgesetzes,

8. (aufgehoben)

Der Verfassungsgerichtshof entscheidet

1. Uber die Auslegung der Verfassung von
Berlin aus Anlal? von Streitigkeiten tber den
Umfang der Rechte und Pflichten eines obersten
Landesorgans oder anderer Beteiligter, die durch
die Verfassung von Berlin oder durch die Ge-
schéftsordnung des Abgeordnetenhauses mit ei-
genen Rechten ausgestattet sind,

la. bei Meinungsverschiedenheiten Uber die
Aufgabenwahrnehmung von Wahlorganen,

2. Uber Einspriiche gegen die Gultigkeit der
Wahlen zum Abgeordnetenhaus und zu den Be-
zirksverordnetenversammlungen,

3. Uber Einspriiche gegen Entscheidungen tber
den Erwerb und den Verlust eines Sitzes im Ab-
geordnetenhaus oder in einer Bezirksverordne-
tenversammlung,

4. bei Meinungsverschiedenheiten oder Zwei-
feln Gber die formliche oder sachliche Verein-
barkeit von Landesrecht mit der VVerfassung von
Berlin auf Antrag des Senats oder eines Viertels
der Mitglieder des Abgeordnetenhauses,

5. inden nach Artikel 100 Abs. 1 des Grund-
gesetzes fir die Bundesrepublik Deutschland der
Zusténdigkeit der Landesverfassungsgerichte
zugewiesenen Féllen,

6. Uber Verfassungsbeschwerden, soweit nicht
Verfassungsbeschwerde zum Bundesverfas-
sungsgericht erhoben ist oder wird,
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9. bei Meinungsverschiedenheiten oder Zwei-
feln Gber die Vereinbarkeit der im Gesetz gere-
gelten Abgrenzung der Zustandigkeitsbereiche
zwischen der Hauptverwaltung und den Bezir-
ken mit der Verfassung von Berlin auf Antrag
eines Bezirks,

10. (ber Verzogerungsbeschwerden,

11. inden ihm sonst durch Gesetz zugewiese-
nen Féllen.

7. Uber Vorlagen nach § 17 Absatz 9 und Ein-
spruche nach § 41 des Abstimmungsgesetzes,

8. (aufgehoben)

9. bei Meinungsverschiedenheiten oder Zwei-
feln Gber die Vereinbarkeit der im Gesetz gere-
gelten Abgrenzung der Zustandigkeitsbereiche
zwischen der Hauptverwaltung und den Bezir-
ken mit der Verfassung von Berlin auf Antrag
eines Bezirks,

10. (ber Verzbgerungsbeschwerden,

11. inden ihm sonst durch Gesetz zugewiese-
nen Féllen.

Zweiter Abschnitt

Verfahren in den Fallen des § 14 Nr. 2 und 3
(Wahlprufung)

Zweiter Abschnitt

Verfahren in den Fallen des § 14 Nr. 1a, 2
und 3 (Wahlprifung)

§40
Voraussetzung der Wahlpriifung, Zulassigkeit
des Einspruchs

§40
Voraussetzung der Wahlpriifung, Zulassigkeit
des Einspruchs

(1) Die Wahlpriifung erfolgt nur auf Grund eines
Einspruchs.

(1) Die Wahlpriifung erfolgt nur auf Grund eines
Einspruchs.

(2) Der Einspruch kann nur darauf gestiitzt wer-
den, daf

1. ein Wahlvorschlag oder ein Bewerber zu
Unrecht nicht zugelassen worden sei,

la. der Landeswahlaussschul? zu Unrecht fest-
gestellt hat, daR sich eine Vereinigung weder an
der letzten Wahl zum Abgeordnetenhaus noch
an der letzten Wahl zum Deutschen Bundestag
in Berlin mit einem eigenen Wahlvorschlag be-
teiligt hat oder zu Unrecht festgestellt hat, dal?
dieser Vereinigung die Parteieigenschaft fehlt,

(2) Der Einspruch kann nur darauf gestiitzt wer-
den, daf

1. ein Wahlvorschlag oder ein Bewerber zu
Unrecht nicht zugelassen worden sei,

la. der Landeswahlausschul? zu Unrecht fest-
gestellt hat, daR sich eine Vereinigung weder an
der letzten Wahl zum Abgeordnetenhaus noch
an der letzten Wahl zum Deutschen Bundestag
in Berlin mit einem eigenen Wahlvorschlag be-
teiligt hat oder zu Unrecht festgestellt hat, daf?
dieser Vereinigung die Parteieigenschaft fehlt,

1b. Malinahmen der fir Inneres zustandigen
Senatsverwaltung oder des Bezirksamtes die
Unabhéangigkeit des Landeswabhlleiters oder
der Landeswahlleiterin beziehungsweise eines
Bezirkswabhlleiters oder einer Bezirkswahllei-
terin verletzt hatten,

1c. die Wahlorgane bei der Vorbereitung und
Durchfuhrung von Aufgaben, die sie unab-
héngig und weisungsfrei wahrnehmen, gegen
rechtliche Vorgaben verstol3en,

2. das Wahlergebnis rechnerisch unrichtig
festgestellt worden sei,
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2. das Wahlergebnis rechnerisch unrichtig
festgestellt worden sei,

3. gultige Stimmen fur ungultig oder ungiiltige
Stimmen fiir glltig erklart worden seien in ei-
nem Umfang, daR dadurch die Verteilung der
Sitze beeinfluf3t worden sei,

4. ein Abgeordneter oder Bezirksverordneter
die Voraussetzungen der Wéhlbarkeit nicht er-
fulle,

5. ein Bewerber zu Unrecht berufen oder nicht
berufen worden sei,

6. der Verlust des Sitzes eines Abgeordneten
oder eines Bezirksverordneten nach § 6 Absatz 3
Nummer 1, 2 und 5 des Landeswahlgesetzes zu
Unrecht festgestellt worden sei,

7. Personen zu Unrecht in das Wahlverzeich-
nis eingetragen oder nicht eingetragen worden
seien oder zu Unrecht einen Wahlschein erhalten
oder keinen Wahlschein erhalten hatten und
dadurch die Verteilung der Sitze beeinflusst
worden sei,

8. sonst Vorschriften des Grundgesetzes, der
Verfassung von Berlin, des Landeswahlgesetzes
und der Landeswahlordnung bei der Vorberei-
tung oder der Durchfiihrung der Wahlen oder
bei der Ermittlung des Wahlergebnisses in einer
Weise verletzt worden seien, daf® dadurch die
Verteilung der Sitze beeinfluRt worden sei. Der
Einspruch kann nicht darauf gestiitzt werden,
daR ein Wahlkreisvorschlag eine Liste oder ein
Bezirkswahlvorschlag zu Unrecht zugelassen
worden sei.

3. gultige Stimmen fr ungultig oder ungdltige
Stimmen fiir glltig erklart worden seien in ei-
nem Umfang, daR dadurch die Verteilung der
Sitze beeinfluf3t worden sei,

4. ein Abgeordneter oder Bezirksverordneter
die Voraussetzungen der Wéhlbarkeit nicht er-
fulle,

5. ein Bewerber zu Unrecht berufen oder nicht
berufen worden sei,

6. der Verlust des Sitzes eines Abgeordneten
oder eines Bezirksverordneten nach § 6 Absatz 3
Nummer 1, 2 und 5 des Landeswahlgesetzes zu
Unrecht festgestellt worden sei,

7. Personen zu Unrecht in das Wahlverzeich-
nis eingetragen oder nicht eingetragen worden
seien oder zu Unrecht einen Wahlschein erhalten
oder keinen Wahlschein erhalten hatten und
dadurch die Verteilung der Sitze beeinflusst
worden sei,

8. sonst Vorschriften des Grundgesetzes, der
Verfassung von Berlin, des Landeswahlgesetzes
und der Landeswahlordnung bei der Vorberei-
tung oder der Durchfiihrung der Wahlen oder
bei der Ermittlung des Wahlergebnisses in einer
Weise verletzt worden seien, daf® dadurch die
Verteilung der Sitze beeinfluRt worden sei. Der
Einspruch kann nicht darauf gestiitzt werden,
daR ein Wahlkreisvorschlag eine Liste oder ein
Bezirkswahlvorschlag zu Unrecht zugelassen
worden sei.

(3) Der Einspruch kann eingelegt werden

(3) Der Einspruch kann eingelegt werden

1. inden Fallen des Absatzes 2 Nr. 1, 5 und 6
von der Vertrauensperson des Wahlvorschlages,
dem betroffenen Bewerber, Abgeordneten oder
Bezirksverordneten und, wenn der Einspruch da-
rauf gestiitzt wird, dalR ein Bewerber zu Unrecht
berufen worden sei, auch von der Senatsverwal-
tung fur Inneres, dem Landeswabhlleiter, dem zu-
stdndigen Bezirkswahlleiter, dem Présidenten
des Abgeordnetenhauses, dem zustandigen Be-
zirksverordnetenvorsteher und den Fraktionen
des Abgeordnetenhauses oder der betreffenden
Bezirksverordnetenversammiung,

1. inden Fallen des Absatzes 2 Nr. 1, 5 und 6
von der Vertrauensperson des Wahlvorschlages,
dem betroffenen Bewerber, Abgeordneten oder
Bezirksverordneten und, wenn der Einspruch da-
rauf gestiitzt wird, dal’ ein Bewerber zu Unrecht
berufen worden sei, auch von der Senatsverwal-
tung fur Inneres, dem Landeswabhlleiter, dem zu-
stdndigen Bezirkswahlleiter, dem Présidenten
des Abgeordnetenhauses, dem zustandigen Be-
zirksverordnetenvorsteher und den Fraktionen
des Abgeordnetenhauses oder der betreffenden
Bezirksverordnetenversammiung,

la. in den Féllen des Absatzes 2 Nummer 1b
von dem Landeswahlleiter oder der Landes-
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2. inden Fallen des Absatzes 2 Nr. 7 von den
betroffenen Wahlberechtigten und, wenn der
Einspruch darauf gestutzt wird, dal Personen zu
Unrecht in das Wahlverzeichnis eingetragen
worden seien oder zu Unrecht einen Wahlschein
erhalten hatten, auch von den Parteien, Wahler-
gemeinschaften und Einzelbewerbern, die sich
an der Wahl zum Abgeordnetenhaus oder zur
Bezirksverordnetenversammlung in dem Bezirk,
in dem die betroffenen Personen in das Wahl-
verzeichnis eingetragen worden sind oder einen
Wahlschein erhalten haben, beteiligen,

3. inallen anderen Fallen von Parteien, Verei-
nigungen, Wéhlergemeinschaften und Einzelbe-
werbern, die von der angefochtenen Entschei-
dung betroffen sind, sowie in amtlicher Eigen-
schaft von der Senatsverwaltung fur Inneres,
dem Landeswahlleiter, dem zustidndigen Be-
zirkswahlleiter, dem Présidenten des Abgeord-
netenhauses und dem zustandigen Bezirksver-
ordnetenvorsteher.

wabhlleiterin beziehungsweise von dem be-
troffenen Bezirkswahlleiter oder der Bezirks-
wahlleiterin,

1b. in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 1c
von der fUr Inneres zustandigen Senatsver-
waltung oder vom Bezirksamt,

2. inden Fallen des Absatzes 2 Nr. 7 von den
betroffenen Wahlberechtigten und, wenn der
Einspruch darauf gestutzt wird, dal Personen zu
Unrecht in das Wahlverzeichnis eingetragen
worden seien oder zu Unrecht einen Wahlschein
erhalten hatten, auch von den Parteien, Wahler-
gemeinschaften und Einzelbewerbern, die sich
an der Wahl zum Abgeordnetenhaus oder zur
Bezirksverordnetenversammlung in dem Bezirk,
in dem die betroffenen Personen in das Wahl-
verzeichnis eingetragen worden sind oder einen
Wahlschein erhalten haben, beteiligen,

3. inallen anderen Fallen von Parteien, Verei-
nigungen, Wéhlergemeinschaften und Einzelbe-
werbern, die von der angefochtenen Entschei-
dung betroffen sind, sowie in amtlicher Eigen-
schaft von der Senatsverwaltung fur Inneres,
dem Landeswahlleiter, dem zustidndigen Be-
zirkswahlleiter, dem Présidenten des Abgeord-
netenhauses und dem zustandigen Bezirksver-
ordnetenvorsteher.

(4) Der Einspruch ist in den Féllen des Absatzes
2 Nummer 1 und 2 bis 8 innerhalb eines Monats
nach der Bekanntmachung des Wahlergebnisses
im Amtsblatt fir Berlin schriftlich beim Verfas-
sungsgerichtshof einzulegen und zugleich zu be-
griinden. Der Einspruch ist in den Féllen des
Absatzes 2 Nummer 1a innerhalb von vier Ta-
gen nach Bekanntgabe der Entscheidung des
Landeswahlausschusses nach § 10 Absatz 2
Satz 3 des Landeswahlgesetzes zu erheben und
zugleich zu begriinden. Bei gemeinschaftlichen
Einspriichen muss ein Bevollmachtigter benannt
sein. Der Einspruch kann in den Féllen des Ab-
satz 2 Nummer 1b und c innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe oder Ergreifen der MaR-
nahme gestellt werden. Der Einspruch kann je-
derzeit zuriickgenommen werden. Fir den Prasi-
denten des Abgeordnetenhauses und die Be-
zirksverordnetenvorsteher beginnt die Frist mit
ihrer Wahl. Beim spateren Erwerb eines Sitzes
und in den Fallen des Absatzes 2 Nr. 5 beginnt
der Lauf der Frist mit der Bekanntmachung im
Amtsblatt fur Berlin, beim Verlust des Sitzes mit




Abgeordnetenhaus von Berlin
19. Wahlperiode

Seite 76

der Zustellung der Entscheidung nach § 6 Ab-
satz 3 des Landeswahlgesetzes.

§41
Beteiligte

841
Beteiligte, Verfahren

Am Wahlprifungsverfahren sind beteiligt
1. der Einsprechende,

2. die betroffenen Bewerber, Abgeordneten,
Bezirksverordneten, Vertrauensmanner oder
Fraktionen,

3. der Préasident des Abgeordnetenhauses oder
der zustdndige Vorsteher der Bezirksverordne-
tenversammlung,

4. die Senatsverwaltung fur Inneres,
5. der Landeswahlleiter,
6. der zustandige Bezirkswahlleiter.

Die Beteiligten sind spéatestens eine Woche vor
dem Verhandlungstermin zu laden. Sie haben
ein selbstédndiges Antragsrecht.

(1) Am Wahlprifungsverfahren sind beteiligt
1. der Einsprechende,

2. die betroffenen Bewerber, Abgeordneten,
Bezirksverordneten, Vertrauensmanner oder
Fraktionen,

3. der Préasident des Abgeordnetenhauses oder
der zustdndige Vorsteher der Bezirksverordne-
tenversammlung,

4. die Senatsverwaltung fur Inneres,
5. der Landeswahlleiter,
6. der zustdndige Bezirkswahlleiter.

(2) Die Beteiligten sind spatestens eine Woche
vor dem Verhandlungstermin zu laden. Sie ha-
ben ein selbstandiges Antragsrecht.

(3) Es gilt der Amtsermittlungsgrundsatz.

§42
Entscheidung

§42
Entscheidung

(1) Die Entscheidung des Verfassungsgerichts-
hofes kann nur lauten auf Zuriickweisung des
Einspruchs oder

1. imFalle des § 40 Abs. 2 Nr. 1 auf Ungiiltig-
keit der Wahl im Wahlgebiet, Bezirk (Wahl-
kreisverband), im Wabhlkreis und auf Anordnung
der Zulassung des Wahlvorschlages oder des
Bewerbers unter Streichung des bisherigen Be-
werbers,

la. im Falle des § 40 Absatz 2 Nummer 1a auf
Feststellung, dal? sich die Vereinigung an der
letzten Wahl zum Abgeordnetenhaus oder an der
letzten Wahl zum Deutschen Bundestag in Ber-
lin mit einem eigenen Wahlvorschlag beteiligt
hat, oder auf Feststellung der Parteieigenschaft,

(1) Die Entscheidung des Verfassungsgerichts-
hofes kann nur lauten auf Zuriickweisung des
Einspruchs oder

1. imFalle des § 40 Abs. 2 Nr. 1 auf Ungiiltig-
keit der Wahl im Wahlgebiet, Bezirk (Wahl-
kreisverband), im Wabhlkreis und auf Anordnung
der Zulassung des Wahlvorschlages oder des
Bewerbers unter Streichung des bisherigen Be-
werbers,

la. imFalle des § 40 Absatz 2 Nummer 1a auf
Feststellung, dal? sich die Vereinigung an der
letzten Wahl zum Abgeordnetenhaus oder an der
letzten Wahl zum Deutschen Bundestag in Ber-
lin mit einem eigenen Wahlvorschlag beteiligt
hat, oder auf Feststellung der Parteieigenschaft,

1b. im Falle des § 40 Absatz 2 Nummer 1b
und 1c auf Aufhebung der Malinahme, soweit
sie rechtswidrig ist, auf Rickgangigmachung
der MalRnahme, wenn die MalRnahme bereits
vollzogen wurde, oder auf Feststellung, dass
die MalRnahme rechtswidrig war, soweit ein
Interesse an der Feststellung besteht,
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2. imFalle des § 40 Abs. 2 Nr. 2 auf rechneri-
sche Richtigstellung und Anordnung der Neu-
feststellung des Wahlergebnisses der Wahl zum
Abgeordnetenhaus durch den Landeswahlaus-
schuR oder der Wahl zur Bezirksverordnetenver-
sammlung durch den Bezirkswahlausschuf3,

3. imFalle des 8§ 40 Abs. 2 Nr. 3 auf Erklarung
der Giltigkeit oder Ungltigkeit einer bestimm-
ten Anzahl von Stimmen und auf Anordnung der
Neufeststellung des Wahlergebnisses der Wahl
zum Abgeordnetenhaus durch den Landeswahl-
ausschuf? oder der Wahl zur Bezirksverordneten-
versammlung durch den Bezirkswahlausschul?,

4. im Falle des § 40 Abs. 2 Nr. 4 auf Feststel-

lung, daR der Abgeordnete oder Bezirksverord-

nete die VVoraussetzungen der Wahlbarkeit nicht
erfillt und daher seinen Sitz verloren hat,

5. imFalle des § 40 Abs. 2 Nr. 5 auf Feststel-
lung des Verlustes des Sitzes des zu Unrecht be-
rufenen Bewerbers und auf Anordnung der Be-
rufung des berechtigten Bewerbers oder auf
Feststellung, dal der Sitz unbesetzt bleibt,

6. im Falle des § 40 Abs. 2 Nr. 6 auf Aufhe-
bung der Entscheidung des Prasidenten oder des
Présidiums des Abgeordnetenhauses oder des
Vorstehers oder des Vorstandes der Bezirksver-
ordnetenversammliung,

7. imFalle des § 40 Abs. 2 Nr. 7 und 8 auf
Ungtiltigkeit der Wahl im Wahlgebiet, Bezirk
(Wahlkreisverband) eder Wahlkreis oder auf
Richtigstellung und Anordnung der Neufeststel-
lung des Wahlergebnisses einschlielich der
Sitzverteilung.

2. imFalle des § 40 Abs. 2 Nr. 2 auf rechneri-
sche Richtigstellung und Anordnung der Neu-
feststellung des Wahlergebnisses der Wahl zum
Abgeordnetenhaus durch den Landeswahlaus-
schuR oder der Wahl zur Bezirksverordnetenver-
sammlung durch den Bezirkswahlausschuf3,

3. imFalle des § 40 Abs. 2 Nr. 3 auf Erklarung
der Giltigkeit oder Ungltigkeit einer bestimm-
ten Anzahl von Stimmen und auf Anordnung der
Neufeststellung des Wahlergebnisses der Wahl
zum Abgeordnetenhaus durch den Landeswahl-
ausschuf? oder der Wahl zur Bezirksverordneten-
versammlung durch den Bezirkswahlausschul,

4. im Falle des § 40 Abs. 2 Nr. 4 auf Feststel-

lung, daR der Abgeordnete oder Bezirksverord-

nete die VVoraussetzungen der Wahlbarkeit nicht
erfillt und daher seinen Sitz verloren hat,

5. imFalle des § 40 Abs. 2 Nr. 5 auf Feststel-
lung des Verlustes des Sitzes des zu Unrecht be-
rufenen Bewerbers und auf Anordnung der Be-
rufung des berechtigten Bewerbers oder auf
Feststellung, dal der Sitz unbesetzt bleibt,

6. im Falle des § 40 Abs. 2 Nr. 6 auf Aufhe-
bung der Entscheidung des Prasidenten oder des
Présidiums des Abgeordnetenhauses oder des
Vorstehers oder des Vorstandes der Bezirksver-
ordnetenversammliung,

7. imFalle des § 40 Abs. 2 Nr. 7 und 8 auf
Ungtiltigkeit der Wahl im Wahlgebiet, Bezirk
(Wahlkreisverband), Wahlkreis oder Wahlbe-
zirk, oder auf Richtigstellung und Anordnung
der Neufeststellung des Wahlergebnisses ein-
schliellich der Sitzverteilung.

Wenn ein Wahlfehler die Sitzverteilung nur
entweder im Abgeordnetenhaus oder in einer
Bezirksverordnetenversammlung beeinflusst
hat, ist die Entscheidung auf Ungultigkeit der
Wahl geman Ziffer 1 und 7 nur fir die je-
weils betroffene Wahl auszusprechen. Eine
Ungultigkeit der Wahl im Wahlgebiet

kann nach dem Gebot des Geringstmdglichen
Eingriffes nur erklart werden, soweit

die Wahldurchfiihrungsfehler nach § 40 Ab-
satz 2 Nr. 7 und 8 die Mehrheitsverhaltnisse
im Abgeordnetenhaus so verandert werden,
dass das Bestandsinteresse des Parlaments
hinter dem Korrekturinteresse zurtcktritt.
Unabhéngig von der Schwere des Wahlfeh-
lers ist Mandatsrelevanz nur gegeben, wenn
sich eine Auswirkung des Wahlfehlers auf die
Sitzverteilung als eine nach der allgemeinen
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Lebenserfahrung konkrete und nicht ganz
fernliegende Mdglichkeit darstellt. Hierbei ist
das potentielle Wahlverhalten zwar nicht im
Sinne einer exakten Ubertragung des Wahl-
ergebnisses, wohl aber im Sinne einer groben
Orientierung zu bertcksichtigen.

Bezirksverwaltungsgesetz

in der Fassung vom 10. November 2011
zuletzt gedndert durch Gesetz vom 27.08.2021
(GVBI. S. 982)

Bezirksverwaltungsgesetz

in der Fassung vom 10. November 2011
zuletzt gedndert durch Gesetz vom 27.08.2021
(GVBI. S. 982)

87
Bezirksverordnetenvorsteherin oder Bezirks-
verordnetenvorsteher; Vorstand der Bezirks-

verordnetenversammliung

87
Bezirksverordnetenvorsteherin oder Bezirks-
verordnetenvorsteher; Vorstand der Bezirks-

verordnetenversammliung

(1) Die Bezirksverordnetenversammlung wahlt
fir die Dauer der Wahlperiode aus ihrer Mitte
die Bezirksverordnetenvorsteherin oder den Be-
zirksverordnetenvorsteher, ein Mitglied als
Stellvertreterin oder Stellvertreter und die tbri-
gen Mitglieder des Vorstandes.

(1) Die Bezirksverordnetenversammlung wahlt
fir die Dauer der Wahlperiode aus ihrer Mitte
die Bezirksverordnetenvorsteherin oder den Be-
zirksverordnetenvorsteher, ein Mitglied als
Stellvertreterin oder Stellvertreter und die tbri-
gen Mitglieder des Vorstandes.

(2) Die Bezirksverordnetenvorsteherin oder der
Bezirksverordnetenvorsteher vertritt die Be-
zirksverordnetenversammlung in allen Angele-
genheiten und (bt das Hausrecht in den R&umen
der Bezirksverordnetenversammlung aus. Sie o-
der er verpflichtet die Bezirksverordneten, die
Burgerdeputierten und, soweit erforderlich, die
beratenden Mitglieder im Jugendhilfeausschuss
auf die gewissenhafte Erflllung ihrer Obliegen-
heiten. Sie oder er selbst wird von ihrer oder sei-
ner Stellvertretung verpflichtet.

(2) Die Bezirksverordnetenvorsteherin oder der
Bezirksverordnetenvorsteher vertritt die Be-
zirksverordnetenversammlung in allen Angele-
genheiten und (bt das Hausrecht in den R&umen
der Bezirksverordnetenversammlung aus. Sie o-
der er verpflichtet die Bezirksverordneten, die
Burgerdeputierten und, soweit erforderlich, die
beratenden Mitglieder im Jugendhilfeausschuss
auf die gewissenhafte Erfillung ihrer Obliegen-
heiten. Sie oder er selbst wird von ihrer oder sei-
ner Stellvertretung verpflichtet.

(3) Die Bezirksverordnetenvorsteherin oder der
Bezirksverordnetenvorsteher fiihrt die Geschéfte
bis zum Zusammentritt der neugewéahlten Be-
zirksverordnetenversammlung fort.

(3) Die Bezirksverordnetenvorsteherin oder der
Bezirksverordnetenvorsteher fiihrt die Geschéfte
bis zum Zusammentritt der neugewéhlten Be-
zirksverordnetenversammlung fort.

§35 §35
Wahl und Abberufung der Bezirksamtsmit- Wahl und Abberufung der Bezirksamtsmit-
glieder glieder

(1) Die Bezirksverordnetenversammlung wahlt
die Mitglieder des Bezirksamts fiir die Dauer der
Wahlperiode (8 5).

(1) Die Bezirksverordnetenversammlung wahlt
die Mitglieder des Bezirksamts fiir die Dauer der
Wahlperiode (8 5).

(2) Das Bezirksamt soll auf Grund der Wahlvor-
schlage der Fraktionen entsprechend ihrem nach
dem Haéchstzahlverfahren (d*Hondt) berechne-
ten Stérkeverhéltnis in der Bezirksverordneten-
versammlung gebildet werden. Bei der Wahl des
Bezirksbirgermeisters gelten gemeinsame
Wahlvorschlage von mehreren Fraktionen als
Wahlvorschlége einer Fraktion; diese sind auf

(2) Das Bezirksamt soll auf Grund der Wahlvor-
schlage der Fraktionen entsprechend ihrem nach
dem Héchstzahlverfahren (d*Hondt) berechne-
ten Stérkeverhéltnis in der Bezirksverordneten-
versammlung gebildet werden. Bei der Wahl des
Bezirksbirgermeisters gelten gemeinsame
Wahlvorschléage von mehreren Fraktionen als
Wahlvorschlége einer Fraktion; diese sind auf
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die Wahlvorschlagsrechte der an dem gemeinsa-
men Wahlvorschlag beteiligten Fraktionen anzu-
rechnen. Bei Gleichheit der Hochstzahlen ent-
scheidet das auf der Grundlage der erzielten
Waéhlerstimmen nach dem Héchstzahlverfahren
(d“Hondt) berechnete Starkeverhaltnis. Ergeben
sich danach erneut gleiche Hochstzahlen, so ent-
scheidet das Los.

die Wahlvorschlagsrechte der an dem gemeinsa-
men Wahlvorschlag beteiligten Fraktionen anzu-
rechnen. Bei Gleichheit der Hochstzahlen ent-
scheidet das auf der Grundlage der erzielten
Waéhlerstimmen nach dem Héchstzahlverfahren
(d“Hondt) berechnete Starkeverhaltnis. Ergeben
sich danach erneut gleiche Hochstzahlen, so ent-
scheidet das Los.

(3) Die Bezirksverordnetenversammlung kann
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln ihrer ver-
fassungsmafigen Mitgliederzahl ein Mitglied
des Bezirksamts vor Beendigung seiner Amts-
zeit abberufen. Uber die Abberufung ist nach
zweimaliger Beratung abzustimmen. Die zweite
Beratung darf frihestens zwei Wochen nach der
ersten erfolgen.

(3) Die Bezirksverordnetenversammlung kann
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln ihrer ver-
fassungsmafigen Mitgliederzahl ein Mitglied
des Bezirksamts vor Beendigung seiner Amts-
zeit abberufen. Uber die Abberufung ist nach
zweimaliger Beratung abzustimmen. Die zweite
Beratung darf friihestens zwei Wochen nach der
ersten erfolgen.

§49 §49
akrafttreten-Aufhebung-des Deputa- Wiederholungswahlen
tionsgesetzes
(1) Dieses Gesetz tritt zum 1. Januar 1959 in Veréandert sich infolge einer Wiederholungs-
Kraft. wahl die Zusammensetzung der Bezirksver-
2Hgegenstandslos) ordnetenversammlung, werden deren Vor-

stand sowie das Bezirksamt fuir die verblei-
bende Legislaturperiode neu gewahit. Die
Ausschiisse kdnnen neu gebildet werden.

Gesetz uber die Rechtsverhaltnisse
der Bezirksamtsmitglieder
(Bezirksamtsmitgliedergesetz - BAMG)
in der Fassung vom 1. April 1985
zuletzt gedndert durch Gesetz vom 15. No-
vember 2022 (GVBI. S. 621)

Gesetz Uber die Rechtsverhaltnisse
der Bezirksamtsmitglieder
(Bezirksamtsmitgliedergesetz - BAMG)
in der Fassung vom 1. April 1985
zuletzt gedndert durch Gesetz vom 15. No-
vember 2022 (GVBI. S. 621)

84

84

(1) Ein Mitglied eines Bezirksamtes erhalt mit
Ablauf des Tages, an dem nach vorzeitiger Be-
endigung der Wahlperiode (8 5 Abs. 2 Satz 2
des Bezirksverwaltungsgesetzes) die neu ge-
wahlte Bezirksverordnetenversammlung das Be-
zirksamt wahlt, bis zum Ablauf seiner Amtszeit
als Versorgung ein Ruhegehalt von 71,75 vom
Hundert der ruhegehaltfahigen Dienstbeziige aus
der Besoldungsgruppe, aus der das Bezirksamts-
mitglied zuletzt Dienstbeziige erhalten hat. Mit
dem Ablauf der Zeit, fir die das Bezirksamts-
mitglied ernannt ist, tritt das Bezirksamtsmit-
glied in den Ruhestand, wenn es bei Verbleiben
im Amt nach § 3 a Abs. 2 in den Ruhestand ge-
treten ware; es gilt als entlassen, wenn es bei
Verbleiben im Amt nach § 3 a Abs. 3 entlassen
ware. Dabei wird die Zeit, fur die nach Satz 1
ein Ruhegehalt gewéhrt wird, in die nach § 3 a
Abs. 2 geforderte Zeit eingerechnet.

(1) Ein Mitglied eines Bezirksamtes erhalt mit
Ablauf des Tages, an dem nach vorzeitiger Be-
endigung der Wahlperiode (8 5 Abs. 2 Satz 2
des Bezirksverwaltungsgesetzes) oder nach ei-
ner Wiederholungswahl die neu oder teilweise
neu gewahlte Bezirksverordnetenversammlung
das Bezirksamt wahlt (§ 49 Bezirksverwal-
tungsgesetz), bis zum Ablauf seiner Amtszeit
als Versorgung ein Ruhegehalt von 71,75 vom
Hundert der ruhegehaltfahigen Dienstbeziige aus
der Besoldungsgruppe, aus der das Bezirksamts-
mitglied zuletzt Dienstbeziige erhalten hat. Mit
dem Ablauf der Zeit, fir die das Bezirksamts-
mitglied ernannt ist, tritt das Bezirksamtsmit-
glied in den Ruhestand, wenn es bei Verbleiben
im Amt nach § 3 a Abs. 2 in den Ruhestand ge-
treten ware; es gilt als entlassen, wenn es bei
Verbleiben im Amt nach § 3 a Abs. 3 entlassen
ware. Dabei wird die Zeit, fur die nach Satz 1
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ein Ruhegehalt gewéhrt wird, in die nach 8§ 3 a
Abs. 2 geforderte Zeit eingerechnet.

(2) Wird ein Mitglied eines Bezirksamtes nach §
35 Abs. 3 des Bezirksverwaltungsgesetzes vor
Beendigung seiner Amtszeit abberufen, so gilt §
66 Abs. 6 Satz 1 des Beamtenversorgungsgeset-
zes entsprechend. Die Zeit, fir die eine Versor-
gung gewahrt wird, wird nicht in die nach § 3a
Abs. 2 geforderte Amtszeit eingerechnet.

(2) Wird ein Mitglied eines Bezirksamtes nach §
35 Abs. 3 des Bezirksverwaltungsgesetzes vor
Beendigung seiner Amtszeit abberufen, so gilt §
66 Abs. 8 Satz 1 des Beamtenversorgungsgeset-
zes entsprechend. Die Zeit, fir die eine Versor-
gung gewahrt wird, wird nicht in die nach § 3a
Abs. 2 geforderte Amtszeit eingerechnet.




	Änderung des Landeswahlgesetzes
	Das Landeswahlgesetz vom 25. September 1987, zuletzt geändert durch Gesetz vom […] (GVBl. S. […]) wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	„Wahlteilnahme, Wahlvorschläge, Unterstützungsunterschriften“.
	„§ 14 Änderung von Wahlvorschlägen“.
	„§ 19a Ausscheiden von Gewählten, Nachfolge im Mandat“.
	„§ 24 (weggefallen)“.
	(1) Wahlorganisation“.
	„§ 35 Formvorschriften“.



	2. In § 1 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „
	3. In § 1 Absatz 3 werden die Wörter „
	4. § 3 Absatz 1 Satz 3 wird aufgehoben.
	5. § 5 wird wie folgt geändert:
	(2) „Die nach der abschließenden Feststellung des Wahlergebnisses Gewählten erwerben die Mitgliedschaft mit dem Zusammentritt des neu gewählten Abgeordnetenhauses, wenn sie nicht vorher die Annahme durch schriftliche, unwiderrufliche Erklärung gegenüber dem Landeswahlleiter oder der Landeswahlleiterin beziehungsweise dem Bezirkswahlleiter oder der Bezirkswahlleiterin abgelehnt haben.“
	(3) „Erbringen Gewählte den nach § 6b Absatz 2 und 5 erforderlichen Nachweis nicht innerhalb von 14 Tagen nach der abschließenden Feststellung des Wahlergebnisses, so gilt die Wahl als abgelehnt.“
	(4) „Bei einer Listennachfolge (§ 19a) wird die Mitgliedschaft mit Eingang der schriftlichen Annahmeerklärung beim Landeswahlleiter oder der Landeswahlleiterin beziehungsweise dem Bezirkswahlleiter oder der Bezirkswahlleiterin erworben, jedoch nicht vor Ausscheiden der ursprünglich gewählten Person. Geht die Erklärung nicht innerhalb von 14 Tagen nach der Benachrichtigung gemäß Absatz 1 ein, gilt die Wahl als abgelehnt. Absatz 3 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass die Frist mit dem Zugang der Benachrichtigung gemäß Absatz 1 beginnt.“



	6. § 6 wird wie folgt geändert:
	7. In § 6a Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „
	8. Nach § 6a wird folgender § 6b eingefügt:
	„§ 6b
	Unvereinbarkeit berufliche Funktionen und Beschränkung der Wählbarkeit
	(1) Mit dem Erwerb der Mitgliedschaft im Abgeordnetenhaus scheiden folgende Personen aus ihrer beruflichen Funktion aus:
	(2) Mitglieder und deren ständige Stellvertreter eines zur Geschäftsführung berufenen Organs einer der Aufsicht des Landes Berlin unterstehenden Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts oder eines privatrechtlichen Unternehmens, an dem das Land Berlin oder eine seiner Aufsicht unterstehende Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts maßgeblich beteiligt ist, können nicht zugleich dem Abgeordnetenhaus angehören. Eine maßgebliche Beteiligung ist gegeben bei einer Beteiligung von mehr als einem Viertel der Vermögensanteile oder einer sonstigen Absicherung eines bestimmenden Einflusses durch Vertrag, Satzung oder andere verbindliche Regelung. Natürliche Personen nach Satz 1 haben mit der Abgabe der Erklärung über die Annahme ihrer Wahl in das Abgeordnetenhaus den Nachweis zu erbringen, dass sie spätestens mit Erwerb der Mitgliedschaft einer der Ausübung des Mandats entgegenstehenden beruflichen Tätigkeit nicht weiter nachgehen.
	(3) Absatz 1 findet auf hauptberufliche Professoren und Professorinnen keine Anwendung.
	(4) Beamte und Beamtinnen mit Dienstbezügen und vergleichbare Beschäftigte der Bezirksverwaltung können nicht Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlung desselben Bezirks sein. Satz 1 gilt nicht für die Mitglieder des Bezirksamtes für die Übergangszeit von dem Beginn der Wahlperiode bis zum Ablauf ihrer bisherigen Amtszeit, längstens bis zur Ernennung nach ihrer Wiederwahl in das Bezirksamt desselben Bezirks. Berufsrichter und Berufsrichterinnen im Dienste des Landes Berlin, der oder die Berliner Datenschutzbeauftragte, Beamte, Beamtinnen und Beschäftigte des Berliner Datenschutzbeauftragten sowie als Mitglieder und Prüfer des Rechnungshofs tätige Personen können nicht Mitglieder einer Bezirksverordnetenversammlung sein.
	(5) Die in Absatz 4 aufgeführten Personen haben mit der Abgabe der Erklärung über die Annahme ihrer Wahl in die Bezirksverordnetenversammlung den Nachweis zu erbringen, dass sie spätestens mit Erwerb der Mitgliedschaft aus der beruflichen Funktion ausscheiden, die einer Ausübung des Mandats entgegensteht.“



	9. § 10 wird wie folgt geändert:
	„Wahlteilnahme, Wahlvorschläge, Unterstützungsunterschriften“.
	(11) „Landeslisten von Parteien müssen von dem Landesvorstand, Kreiswahlvorschläge und Bezirkslisten von dem Vorstand des zuständigen Bezirks- oder Kreisvorstandes unterzeichnet sein. Hat die Partei keine Vorstände auf Bezirksebene, so ist die Unterschrift von dem Vorstand der nächsthöheren örtlichen Gliederung zu leisten.“
	(12) „War die einreichende Partei bereits in der letzten Wahlperiode ununterbrochen als Partei im Abgeordnetenhaus oder im Deutschen Bundestag vertreten, bedarf es neben den Vorstandsunterschriften keiner weiteren Unterstützungsunterschriften nach den Absätzen 8 und 9.“



	10. § 12 wird wie folgt geändert:
	11. § 13a wird aufgehoben.
	12. § 14 wird wie folgt geändert:
	(1) „Fällt eine auf einem Wahlkreisvorschlag benannte Person zwischen der Einreichung des Wahlvorschlages und der Wahl aus (Tod, Verlust der Wählbarkeit) oder erklärt sie, dass sie von der Kandidatur zurücktritt, so tritt an ihre Stelle die erste Person aus der Bezirksliste oder der Landesliste derselben Partei, die nicht bereits in einem Wahlkreis kandidiert. Unberücksichtigt bleiben Personen, die nicht mehr Mitglied der Partei sind, die die Liste eingereicht hat, es sei denn, sie haben schon bei ihrer Aufstellung dieser Partei nicht angehört; § 17 Absatz 5 gilt entsprechend. Ist für einen Wahlkreisvorschlag keine Ersatzperson vorhanden, so fällt er aus; die auf diesen Wahlkreisvorschlag abgegebenen Stimmen sind ungültig.“
	(2) „Der Rücktritt von der Kandidatur ist gegenüber dem Landeswahlleiter oder der Landeswahlleiterin beziehungsweise der zuständigen Bezirkswahlleiterin oder dem zuständigen Bezirkswahlleiter schriftlich zu erklären. Die Rücktrittserklärung kann nicht widerrufen werden. Nach der Zulassung des Wahlvorschlages ist der Rücktritt ausgeschlossen.“
	(3) „Auf den Ausfall eines Wahlkreisvorschlages oder das Nachrücken einer Ersatzperson in einen Wahlkreisvorschlag zwischen seiner Zulassung und der Wahl soll durch Anschläge in den Wahllokalen des betroffenen Wahlkreises und im Internet hingewiesen werden; ein Neudruck der Stimmzettel oder eine Berücksichtigung in der Wahlbekanntmachung ist nicht erforderlich.“
	(4) „Das Recht der Parteien, vor Ablauf der Einreichungsfrist nach den Vorschriften der Landeswahlordnung neue Wahlvorschläge einzureichen oder die Wahlvorschläge zu ändern, bleibt unberührt; für die neuen oder geänderten Wahlvorschläge muss die gleiche Anzahl von Unterstützungsunterschriften im Sinne des § 10 Absatz 8 eingereicht werden wie für den ursprünglichen Wahlvorschlag. § 10 Absatz 12 bleibt unberührt.“



	13. In § 15 Absatz 3 Nummer 1 werden nach dem Wort „
	14. § 17 wird wie folgt geändert:
	(1) „In Fällen des Absatz 4 Ziffer 4 gilt die Parteimitgliedschaft als fortbestehend, wenn nicht die aufstellende Partei das Ausscheiden spätestens in der Sitzung des Landeswahlausschusses schriftlich mit Vorlage geeigneter Nachweise beim Landeswahlleiter oder der Landeswahlleiterin angezeigt hat.“

	16. Nach § 19 wird folgender § 19a eingefügt:
	„§ 19a
	Ausscheiden von Gewählten, Nachfolge im Mandat
	(1) Wenn eine gewählte Person nach der Wahl stirbt, die Wahl nicht annimmt oder aus dem Abgeordnetenhaus ausscheidet, tritt an ihre Stelle die nächste zu berufende Person aus der Bezirks- oder Landesliste der Partei, für die die Person bei der Wahl aufgetreten ist. Ist die Liste, auf der die ausgeschiedene Person aufgestellt worden ist, erschöpft, bleibt der Sitz unbesetzt.
	(2) Unberücksichtigt bleiben Personen, die die Wählbarkeitsvoraussetzungen (§§ 1 und 4) nicht mehr erfüllen oder nicht mehr Mitglied der Partei sind, die die Liste eingereicht hat, es sei denn, sie haben schon bei ihrer Aufstellung dieser Partei nicht angehört.
	(3) Ist die ausgeschiedene Person aus einem Wahlkreisvorschlag gewählt worden und keine Ersatzperson aus einer Liste vorhanden, so findet unverzüglich, spätestens innerhalb von drei Monaten nach dem Ausfall, in diesem Wahlkreis eine Ersatzwahl (§ 20 Absatz 2 und 3) statt. Die Ersatzwahl unterbleibt, wenn feststeht, dass innerhalb von sechs Monaten das Abgeordnetenhaus neu gewählt wird.“



	17. § 20 wird wie folgt geändert:
	18. § 21 wird wie folgt geändert:
	„Personen, die zwischenzeitlich verstorben sind oder das Wahlrecht verloren haben, sind aus dem Wahlverzeichnis, Personen, die zwischenzeitlich verstorben sind oder die Wählbarkeit verloren haben, sind aus den Wahlvorschlägen zu streichen.“
	(3) „Die Anpassung der Wahlvorschläge nach Absatz 2 erfolgt durch den zuständigen Wahlausschuss.“


	19. In § 22 Absatz 2 wird nach den Wörtern „
	20. § 23 wird wie folgt geändert:
	21. § 24 wird aufgehoben.
	22. § 25 wird wie folgt gefasst:
	§ 25 „
	Verweisungen
	§ 10 Absatz 4 Satz 2, Absatz 7, 10, 11 und 13, §§ 11, 12 Absatz 5 und 7, §§ 13, 14, § 15 Absatz 2 und 3, § 17 Absatz 2 Sätze 2 bis 5, Absatz 4 Satz 4 Nummer 2 bis 4 und Satz 5, Absatz 5, § 19a Absatz 1 und 2, § 20 Absatz 1 und § 21 finden entsprechende Anwendung.“


	„Vierter Abschnitt
	Wahlorganisation
	Wahlorgane
	(1) Wahlorgane sind
	(2) Die Mitglieder der Wahlorgane müssen zum Deutschen Bundestag oder zum Abgeordnetenhaus von Berlin wahlberechtigt sein. Sie sind bei der Erfüllung ihrer Aufgaben unabhängig und weisungsfrei, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. Sie sind zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten verpflichtet.
	(3) Die Namen und dienstlichen Anschriften der Wahlleiter und Wahlleiterinnen, der Stellvertreter und Stellvertreterinnen sowie die Namen und gegebenenfalls Amtsbezeichnungen der Mitglieder der Wahlausschüsse macht die für Inneres zuständige Senatsverwaltung im Amtsblatt für Berlin bekannt.

	§ 26a
	Bestellung der Wahlausschüsse und der Wahlvorstände
	(1) Die Mitglieder des Landeswahlausschusses werden von dem Landeswahlleiter oder der Landeswahlleiterin, die Mitglieder der Bezirkswahlausschüsse von dem Bezirkswahlleiter oder der Bezirkswahlleiterin rechtzeitig vor der Wahl für die nächste Wahlperiode berufen. Die Wahlvorstände werden rechtzeitig vor der Wahl vom Bezirkswahlamt berufen.
	(2) Der Landeswahlausschuss besteht aus dem Landeswahlleiter oder der Landeswahlleiterin als dem oder der Vorsitzenden, sechs Wahlberechtigten und zwei Richterinnen oder Richtern am Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg als weiteren Mitgliedern. Für jedes Mitglied ist eine Stellvertretung zu bestellen. Die stellvertretenden Mitglieder sind teilnahme- und redeberechtigt, aber nur im Vertretungsfall antrags- und stimmberechtigt.
	(3) Der Bezirkswahlausschuss besteht aus dem Bezirkswahlleiter oder der Bezirkswahlleiterin als dem oder der Vorsitzenden und sechs im Bezirk Wahlberechtigten als weiteren Mitgliedern. Absatz 2 Satz 2 und 3 gelten entsprechend.
	(4) Der Wahlvorstand besteht aus
	(5) Bei der Auswahl der nichtrichterlichen Mitglieder der Wahlausschüsse sollen die Vorschläge der im Abgeordnetenhaus vertretenen Parteien entsprechend ihrem Anteil an den Zweitstimmen bei der letzten Wahl zum Abgeordnetenhaus in dem Gebiet, für das der Ausschuss gebildet ist, berücksichtigt werden. Die richterlichen Mitglieder des Landeswahlausschusses und ihre Stellvertretenden werden auf Vorschlag des Präsidiums des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg berufen.
	(6) Vertrauenspersonen von Wahlvorschlägen, Wahlbewerber und Wahlbewerberinnen dürfen nicht zu Mitgliedern von Wahlausschüssen oder Wahlvorständen bestellt werden, in deren Bezirk oder Wahlbezirk deren Wahlvorschläge eingereicht wurden oder in denen sie zur Wahl stehen. Niemand darf Mitglied in mehr als einem Wahlorgan sein.

	§ 26b
	Bestellung und Aufgaben der Wahlleitungen
	(1) Spätestens sechs Monate vor einem Wahltag werden der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin und der oder die Stellvertretende vom Senat und der Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin und der oder die Stellvertretende vom zuständigen Bezirksamt auf unbestimmte Zeit bestellt. Das Amt endet mit der Abberufung oder der Bestellung eines Nachfolgers oder einer Nachfolgerin.
	(2) Die Wahlleiter und Wahlleiterinnen nehmen die ihnen in diesem Gesetz und in der Landeswahlordnung ausdrücklich zugewiesenen Aufgaben unabhängig, weisungsfrei und in eigener Verantwortung wahr. Sie führen die Geschäfte des Landeswahlausschusses beziehungsweise der Bezirkswahlausschüsse.
	(3) Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin ist verantwortlich für die ordnungsgemäße Vorbereitung und Durchführung der Wahlen in Berlin. Er oder sie koordiniert und kontrolliert die Tätigkeit der anderen Wahlorgane und -behörden hinsichtlich der gleichmäßigen Anwendung der wahlrechtlichen Vorschriften. Im Interesse einer einheitlichen Wahlvorbereitung und -durchführung gibt er oder sie Hinweise zu rechtlichen und technischen Fragen der Wahlorganisation und führt regelmäßige Abstimmungen mit den Bezirkswahlleitungen durch. Er oder sie kann Anordnungen gegenüber den Bezirkswahlleitern und Bezirkswahlleiterinnen erlassen, um einheitliche Standards für Abläufe und Prozesse zur Wahlvorbereitung und -durchführung sicherzustellen. Er oder sie ist gegenüber dem Landeswahlamt weisungsberechtigt.
	(4) Der Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin ist verantwortlich für die ordnungsgemäße Vorbereitung und Durchführung der Wahlen in seinem oder ihrem Bezirk. Er oder sie ist gegenüber dem Bezirkswahlamt weisungsberechtigt.
	(5) Das Landeswahlamt, die Bezirkswahlleiter und Bezirkswahlleiterinnen sowie die Bezirkswahlämter sind dem Landeswahlleiter oder der Landeswahlleiterin, das Bezirkswahlamt ist dem Bezirkswahlleiter oder der Bezirkswahlleiterin jederzeit zur Auskunft zu allen die Wahlen betreffenden Angelegenheiten verpflichtet.
	(6) Bei der Erfüllung seiner oder ihrer Aufgaben unterliegt der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin der Aufsicht durch die für Inneres zuständige Senatsverwaltung. Bei der Erfüllung seiner oder ihrer Aufgaben unterliegt der Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin der Aufsicht des Bezirksamtes.
	(7) Soweit die Wahlorgane ihre Aufgaben unabhängig und weisungsfrei wahrnehmen, beschränkt sich die Aufsicht nach Absatz 6 auf die Einhaltung der rechtlichen Vorgaben. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann die Aufsichtsbehörde von den Wahlorganen anlassbezogene Auskünfte verlangen. Verstößt ein Wahlorgan nach Auffassung der Aufsichtsbehörde gegen rechtliche Vorgaben und leistet es trotz schriftlicher Aufforderung durch die Aufsichtsbehörde keine Abhilfe, kann diese eine Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs beantragen. Im Übrigen gelten für die den Wahlorganen übertragenen Verwaltungsaufgaben nach Absatz 3 die Vorschriften des § 8 Absatz 2 und Absatz 3 a) und b) AZG entsprechend.
	(8) Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin hat ein Vortragsrecht beim Regierenden Bürgermeister oder der Regierenden Bürgermeisterin und berichtet dem für Inneres zuständigen Senatsmitglied und dem Abgeordnetenhaus jeweils sechs und drei Monate vor einer Wahl, mindestens einmal im Jahr, über den Stand der Wahlvorbereitung. Er oder sie legt dem Abgeordnetenhaus nach jeder Wahl einen Bericht über deren organisatorischen Verlauf vor. Der Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin hat ein Vortragsrecht beim Bezirksbürgermeister oder der Bezirksbürgermeisterin. Er oder sie berichtet dem für Wahlen zuständigen Mitglied des Bezirksamtes jeweils sechs und drei Monate vor einer Wahl, mindestens einmal im Jahr über den Stand der Wahlvorbereitung.

	§ 26c
	Landeswahlamt
	(1) Bei der für Inneres zuständigen Senatsverwaltung wird ein ständiges Landeswahlamt eingerichtet. Es ist zuständig für die gesamtstädtischen Verwaltungsaufgaben bei der Vorbereitung und Durchführung der Wahlen. Dazu gehört insbesondere:
	Das Landeswahlamt unterrichtet den Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin laufend über seine Tätigkeit.
	(2) Das Landeswahlamt unterstützt den Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin bei der Wahrnehmung seiner oder ihrer Aufgaben.
	(3) Die Hauptverwaltung unterstützt den Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin sowie das Landeswahlamt bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. Die Finanzierung von Wahlen ist ein Jahr vor dem Wahltermin sicherzustellen.

	§ 26d
	Bezirkswahlämter
	(1) In jedem Bezirk wird ein ständiges Bezirkswahlamt eingerichtet und dauerhaft ausgestattet. Es ist zuständig für die örtlichen Verwaltungsaufgaben bei der Vorbereitung und Durchführung der Wahlen, soweit nicht das Landeswahlamt zuständig ist oder eine Aufgabe wegen ihrer gesamtstädtischen Bedeutung übernimmt. Dazu gehören insbesondere:
	(2) Das Bezirkswahlamt unterstützt den Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin bei der Wahrnehmung seiner oder ihrer Aufgaben.
	(3) Die Bezirksämter, insbesondere die für die Wahlen zuständigen Bezirksstadträte, unterstützen den Bezirkswahlleiter oder die Bezirkswahlleiterin sowie die Bezirkswahlämter bei der Erfüllung ihrer Aufgaben.
	(4) Die Vorbereitung und Durchführung der Wahlen liegt im dringenden Gesamtinteresse Berlins gemäß § 13a des Gesetzes über die Zuständigkeiten in der allgemeinen Berliner Verwaltung. Das Eingriffsrecht in Wahlangelegenheiten wird von der für Inneres zuständigen Senatsverwaltung ausgeübt und kann auch die Einhaltung von Leitlinien und Anordnungen des Landeswahlleiters oder der Landeswahlleiterin betreffen. Er oder sie ist vorher zu hören.

	§ 26e
	Neben- und ehrenamtliche Tätigkeit; Datenerhebung
	(1) Die Mitglieder der Wahlorgane und die Unterstützungskräfte der Wahlausschüsse und der Wahlämter nehmen ihre Aufgaben ehren- oder nebenamtlich wahr. Zur Übernahme eines Amtes sind alle zum Abgeordnetenhaus Wahlberechtigten verpflichtet. Hiervon sind ausgenommen:
	(2) Tritt der Hinderungsgrund nachträglich ein, so ist dies der zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen und ihr gegenüber glaubhaft zu machen. Das gleiche gilt, wenn ein Mitglied nach seiner Berufung die Wahlberechtigung zum Deutschen Bundestag und zum Abgeordnetenhaus verliert. Die mit dem Amt verbundenen Pflichten zur Teilnahme an den Sitzungen bestehen bis zur Abberufung.
	(3) Mitglieder, die am Sitzungstag aus dringenden beruflichen Gründen, durch Krankheit oder vergleichbar gewichtigen Grund an der Teilnahme gehindert sind, haben dies rechtzeitig vor Beginn der Sitzung der berufenden Stelle glaubhaft zu machen, die dann die Stellvertretung benachrichtigt. Stellvertretende Mitglieder sind nur im Vertretungsfall zur Teilnahme verpflichtet.
	(4) Die Behörden und sonstigen Stellen des Landes Berlin sind berechtigt und auf Anforderung verpflichtet, den für die Durchführung der Wahlen zuständigen Stellen Angehörige ihrer Verwaltung zu benennen, die zur Tätigkeit in den Wahlvorständen geeignet sind.
	(5) Die Mitglieder der Wahlvorstände sind vor der Wahl über ihre Aufgaben zu unterrichten, um einen ordnungsgemäßen Ablauf der Wahlhandlung sowie die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses sicherzustellen.

	§ 26f
	Aufwandsentschädigung für den Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin
	(1) Für die Amtsausübung werden der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin sowie der Stellvertreter oder die Stellvertreterin von ihren Dienstherren oder Arbeitgebern im erforderlichen Umfang unter Fortzahlung der Besoldung und Vergütung freigestellt. Durch die Übernahme oder Wahrnehmung der Aufgabe dürfen keine Nachteile im Arbeits- oder Dienstverhältnis entstehen.
	(2) Wird das Amt ehrenamtlich ausgeübt, werden dem privaten Arbeitgeber das weitergewährte Arbeitsentgelt, die Arbeitgeberanteile der Beiträge zur Sozial- und Arbeitslosenversicherung sowie die Arbeitgeberanteile zur betrieblichen Altersversorgung anteilig erstattet.
	(3) Der Landeswahlleiter oder die Landeswahlleiterin sowie der Stellvertreter oder die Stellvertreterin erhalten neben der Freistellung für ihre Tätigkeit eine angemessene Aufwandsentschädigung, sofern sie nicht im unmittelbaren Dienst des Landes Berlin stehen. Die Höhe der Aufwandsentschädigung setzt der Senat durch Beschluss jeweils für die Dauer von fünf Jahren fest. Die Vorschriften über die Höhe und Ablieferung einer für eine Nebentätigkeit gezahlten Aufwandsentschädigung finden keine Anwendung.

	§ 26g
	Geltung für bundesweite Wahlen
	Die Vorschriften der §§ 26b Absatz 3 bis 8, 26c, 26d und 26f über die Aufgaben und Zuständigkeiten bei der verwaltungsmäßigen Vorbereitung und Durchführung von Wahlen gelten auch für Wahlen zum Deutschen Bundestag und zum Europäischen Parlament, soweit bundesrechtlich nichts Abweichendes bestimmt ist. An die Stelle der Bezirkswahlleitungen treten die Kreiswahlleiter oder Kreiswahlleiterinnen, deren örtliche Zuständigkeit von dem Landeswahlleiter oder der Landeswahlleiterin festgelegt wird.“



	24. In der Überschrift des Fünften Abschnitts werden die Wörter „
	25. In § 29 werden die Wörter „
	26. § 30 wird wie folgt gefasst:
	§ 30 „
	Verarbeitung personenbezogener Daten
	(1) Die Bezirksämter und Bezirkswahlausschüsse sowie der Landeswahlausschuss dürfen die personenbezogenen Daten, die in den Wahlvorschlägen nach § 23 und auf den Unterschriftsblättern anzugeben sind (§ 10 Absatz 4, 5, 8, 9 und 12), verarbeiten, soweit dies zur Entscheidung über die Zulassung der Wahlvorschläge und der Bewerberinnen und Bewerber erforderlich ist. Dabei dürfen die Bezirksämter und Bezirkswahlausschüsse auch die Daten nach Satz 1 von betroffenen Personen verarbeiten, die ihren Wohnsitz nicht in dem jeweiligen Bezirk haben. Die gespeicherten Daten sind spätestens sechs Monate nach der Wahl zu löschen, soweit sie nicht für ein verfassungsgerichtliches Wahlprüfungsverfahren von Bedeutung sein können.
	(2) Das Bezirksamt ist zur Vorbereitung allgemeiner Wahlen in Berlin befugt, eine Datei von Wahlberechtigten anzulegen, die zur Tätigkeit in den Wahlvorständen verpflichtet und geeignet sind. Zu diesem Zweck dürfen folgende Merkmale verarbeitet werden:
	(3) Die Daten dürfen dem Landeswahlamt zum Zweck der Gewinnung und Bindung von Wahlhelfenden übermittelt werden.
	(4) Das Bezirksamt darf die Daten nach Absatz 3 Nummer 1 und 4 dem zuständigen Wahlvorstand zur Abstimmung vor dem und am Wahltag übermitteln.“



	27. § 31 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
	28. In § 33 werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt:
	29. § 34 wird wie folgt geändert:
	30. Nach § 34 wird folgender § 35 eingefügt:
	§ 35 „
	Formvorschriften
	Soweit in diesem Gesetz oder in der Landeswahlordnung nichts anderes bestimmt ist, müssen vorgeschriebene Erklärungen persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein und bei der zuständigen Stelle im Original vorliegen.“



	31. § 36 wird aufgehoben.




	Änderung des Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof
	Das Gesetz über den Verfassungsgerichtshof (VerfGHG) vom 8. November 1990, zuletzt geändert durch Gesetz vom […], wird wie folgt geändert:
	1. In § 14 wird nach Ziffer 1 folgende Ziffer eingefügt:
	2. In der Überschrift des Zweiten Abschnitts wird nach der Angabe „
	3. § 40 wird wie folgt geändert:
	4. § 41 wird wie folgt geändert:
	(3) „Es gilt der Amtsermittlungsgrundsatz“.

	5. § 42 Absatz 1 wird wie folgt geändert:




	Änderung des Bezirksverwaltungsgesetzes
	Das Bezirksverwaltungsgesetz in der Fassung vom 10. November 2011, zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. August 2021 (GVBl. S. 982), wird wie folgt geändert:
	§ 49 wird wie folgt gefasst:
	§ 49 „
	Wiederholungswahlen
	Verändert sich infolge einer Wiederholungswahl die Zusammensetzung der Bezirksverordnetenversammlung, werden deren Vorstand sowie das Bezirksamt für die verbleibende Legislaturperiode neu gewählt. Die Ausschüsse können neu gebildet werden.“





	Änderung des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Bezirksamtsmitglieder (Bezirksamtsmitgliedergesetz)
	Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Bezirksamtsmitglieder (Bezirksamtsmitgliedergesetz - BAMG) in der Fassung vom 1. April 1985, zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. November 2022 (GVBl. S. 621), wird wie folgt geändert:
	§ 4 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:


	Inkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.
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